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Kurzbeschreibung
Macht die Reichen noch reicher! Mit diesem Programm wird man mitten in der Krise keine Wähler gewinnen, möchte man meinen, und doch ist den US-Republikanern genau das gelungen: Breite Wählerschichten begeistern sich für eine Verschärfung der neoliberalen Wirtschaftspolitik, unter deren Folgen sie selbst am meisten leiden. Wer wissen will, wie politischer Populismus funktioniert, kann von Amerika lernen: Arbeiter, rettet den Kapitalismus! – das ist eine Umdeutung der jüngsten Geschichte, wie sie absurder nicht sein könnte. Warum funktioniert sie trotzdem? In hautnahen, ebenso gruseligen wie witzigen Reportagen beschreibt einer der brillantesten Journalisten Amerikas die rhetorischen Kniffe und Strategien, mit denen eine skrupellose Rechte die Sehnsucht nach der guten alten Zeit schürt und sich zugleich selbst als radikaler Reformer gebärdet. Staatliche Unterstützung für die Armen wird als sozialistisches Teufelszeug gebrandmarkt, von dem im Zweifelsfall nur der faule Nachbar profitiert. Und die Abneigung vieler gegen Bürokratie und Regulierung lässt sich bestens für die Interessen der Großbanken und Zocker an der Wall Street instrumentalisieren. Mit grimmigem Humor untersucht Thomas Frank eine entfesselte Rechte, die noch aus dem Desaster Kapital schlägt und in genialer Mimikry versucht, die Entmachteten zum Eintritt in den Fanclub der Milliardäre zu bewegen. Ein unentbehrliches Buch zum Verständnis Amerikas, ein Lehrstück in politischem Populismus. 
Über den Autor
Der Journalist Thomas Frank, früher Leitartikler beim Wall Street Journal, ist Gründer von »The Baffler« und regelmäßiger Kolumninist für Harper s. Er hat mehrere Bestseller geschrieben, darunter »What s the Matter with Kansas?« und »One Market Under God«. Er lebt in der Nähe von Washington. 
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EINLEITUNG:
ZEICHEN UND WUNDER

Dieses Buch ist die Chronik einer Zeit voller Verwirrungen, in der sich die Amerikaner gegen eingebildete Gefahren erheben und Wirtschaftstheorien unterstützen, die ihren Horizont übersteigen. Es handelt von einem Land, in dem die Angst vor der Machtübernahme einer radikalen Linken umgeht, die dort schon längst keine Rolle mehr spielt, ein Land, in dem Fernsehmoderatoren ideologische Albträume schüren, die vielen Menschen realer und überzeugender scheinen als alles, was die Zeitungen zu berichten haben.

Es ist auch die Chronik einer Zeit voller Wunder, einer Art Erweckungsbewegung, die zum Kreuzzug für die gute alte Religion der freien Marktwirtschaft aufruft.[1]

Es ist die Geschichte einer Graswurzelrebellion und des wundersamen Wiederaufstiegs der konservativen Bewegung aus dem tränenreichen Tal der Niederlage. Bezeichnungen wie »populistisch« und »Revolte« stellen sich ganz von selbst ein, wenn man es nicht gleich so vollmundig ausdrücken will wie Dick Armey, ehemals einflussreicher Politiker in Washington, nun Vorsitzender einer der größten Organisationen dieser Aufständischen: »eine wahre Revolution von ganz unten«.[2]

Ja, all das ist höchst wundersam, all das ist erstaunlich. Schon die einfachen Tatsachen: Dies ist bereits der vierte erfolgreiche konservative Aufstand in den vergangenen fünfzig Jahren[∗], und jeder kam mit mehr populistischem Getöse daher als der vorangegangene, jeder rückte noch weiter nach rechts, jeder schrieb sich mit einem noch faszinierenderen Kapitel in die historische Epoche ein, die ich die »große Konterrevolution« nenne und auf die sich andere als »die Ära Reagan« (der Historiker Sean Wilentz), »das Zeitalter der Gier« (der Journalist Jeff Madrick), »der Aufstieg der Konservativen« (der Journalist Godfrey Hodgson) oder als den »Washington Consensus« (verschiedene Ökonomen) beziehen.

Es ist nun mehr als dreißig Jahre her, seit die Revolution der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik Washington eroberte, seit der Laisser-faire-Gedanke zum Dogma der Führungseliten wurde, dem Demokraten wie Republikaner gleichermaßen huldigen. Die vergangenen Jahrzehnte waren geprägt von Deregulierung, dem sinkenden Einfluss der Gewerkschaften, Privatisierung und Freihandelsabkommen. Die neoliberalen Ideale haben sich bis in den letzten Winkel des Landes verbreitet. Nicht nur Universitäten versuchen sich heutzutage marktwirtschaftlich auszurichten, auch Krankenhäuser, Stromerzeuger, Kirchen und Museen, die Post, die CIA und die Streitkräfte der Vereinigten Staaten.

Und nun, nachdem all dies bereits seit Jahrzehnten im Gange ist, haben wir einen Volksaufstand, der die Forderung erhebt, das Knie vor dem Altar der freien Marktwirtschaft zu beugen. Und das nur kurze Zeit nachdem die Prediger der freien Marktwirtschaft die Welt in die größte ökonomische Katastrophe seit Menschengedenken geführt haben. Dies ist ebenso unglaublich wie unbegreiflich – eine Groteske sondergleichen.

Im Jahr 2008 erlitt das Finanzsystem des Landes einen gewaltigen Kollaps, weitgehend das Resultat – so sehen es nahezu einmütig alle ernst zu nehmenden Beobachter – der jahrzehntelangen Bemühungen, die Bankenaufsicht an die Kette zu legen und finanzielle Experimente zu ermutigen. Die Bankenkrise stürzte die USA und die ganze Welt in die schwerste Rezession seit den Dreißigerjahren. Dies war kein normaler konjunktureller Abschwung. Millionen Amerikaner und eine große Zahl amerikanischer Banken wurden innerhalb weniger Wochen zahlungsunfähig. Sechzehn Billionen Dollar Privatvermögen gingen an der Wall Street in Rauch auf. Und doch hat sich, während ich dies schreibe, als politische Reaktion auf diese Ereignisse eine Bewegung gebildet, die nach noch mehr Deregulierung verlangt, den Staatsangestellten das Recht zur Aushandlung von Tariflöhnen beschneiden will und eine Senkung der Staatsausgaben fordert.

Wir müssen diese Rebellen ernst nehmen. Das konservative Comeback der letzten Jahre ist in der Geschichte der sozialen Bewegungen in den USA tatsächlich ohne Beispiel: eine Massenbekehrung zur Religion der freien Marktwirtschaft als Reaktion auf schlechte Zeiten. Vor dieser Wirtschaftskrise schien es undenkbar, dass die Opfer einer Rezession ein Faible für neoklassische Wirtschaftstheorien oder eine spontane Abneigung gegen die politischen Ideen von Franklin Roosevelt entwickeln. Vor dieser Rezession sind Leute, die von Bankern betrogen worden waren, kaum je auf die Idee gekommen, dass diese Banker endlich von »Bürokratie« und gesetzlicher Kontrolle befreit werden müssten. Vor 2009 vergossen die Leute in den Schlangen vor den Suppenküchen auch keine Mitleidstränen für jene, die sich auf ihren Jachten sonnten.


Klarer Fall

Dieser Erfolg ist besonders erstaunlich, wenn man das Meinungsklima bedenkt, das im Jahr 2008 herrschte. Nachdem das Debakel der Präsidentschaft von George W. Bush in der Katastrophe an der Wall Street gipfelte, war man sich in Washington einig, dass nun ein Aufbruch zu neuen Ufern bevorstand. Diesen Film hatte man doch schon gesehen: alle glaubten zu wissen, was nun kommen musste. Die politische Tektonik schien in Bewegung, die jahrzehntelange Herrschaft der Konservativen am Ende, eine liberale Ära stand am Horizont. Der Auftrag der Geschichte war eindeutig, so unübersehbar wie die Massen, die Barack Obama auf seiner Wahlkampftour zujubelten. Dieses Drehbuch zu ignorieren versprach so viel Erfolg, wie Schecks auf ein leeres Konto auszustellen.

Und so verkündete der Journalist Sidney Blumenthal in seinem im April 2008 erschienenen Buch The Strange Death of Republican America noch vor dem Crash an der Wall Street, die Grand Old Party sei auf dem Weg »zu einer Minderheitspartei«.[3]

Im November sagte Sean Wilentz, der Historiker der »Ära Reagan«, im U.S. News & World Report den »Kollaps« eben dieser Ära voraus. Einen Monat zuvor hatte sich der konservative Vordenker Francis Fukuyama in Newsweek ziemlich ähnlich geäußert. Auf der Website Politico, die zu den Chronisten des Washington Consensus zählt, wurde etwas spezifischer konstatiert, dass die Bezeichnung »Deregulierer«, ein Schlüsselbegriff der Reagan-Ära, nach dem Zusammenbruch der (weitgehend deregulierten) Wall Street praktisch zum Schimpfwort geworden war.[4]

Alles schien ganz logisch. Die Finanzkrise des Jahres 2008 hatte die Idee der freien Marktwirtschaft, den Kerngedanken der Konservativen, in Verruf gebracht, Unfähigkeit und politische Skandale innerhalb der Republikanischen Partei hatten ihren moralischen Anspruch untergraben, und der Hang der Konservativen zu schriller Rhetorik verfing bei jüngeren Wählern, die weniger in Partei- und ethnischen Kategorien denken, nicht mehr so gut. Außerdem war da die offensichtliche historische Analogie, die im Jahr 2008 immer wieder zitiert wurde: Wir waren gerade durch eine verblüffende Neuauflage der Finanzkatastrophe der Jahre 1929–1931 gegangen, und nun, murmelten die Experten, stand unvermeidlich ein Linksruck bevor, wie es ihn 1931 gegeben hatte, mit dem frisch gewählten Barack Obama in der Rolle von Franklin Roosevelt.

Der Republikanischen Partei empfahlen die Experten in dieser Lage Zurückhaltung, um nicht in die Bedeutungslosigkeit abzurutschen. Als der Radiomoderator Rush Limbaugh Anfang 2009 damit Schlagzeilen machte, dem frisch gewählten Präsidenten Obama das »Scheitern« zu wünschen, wurde er dafür in einer stark beachteten Newsweek-Titelgeschichte von David Frum, einem früheren Redenschreiber von Bush, abgekanzelt. Gemessen an dem, was noch folgen sollte, erscheint Limbaughs unfrommer Wunsch eher harmlos, geradezu gemäßigt. Damals jedoch rief er solche Empörung hervor, dass Frum ihn als »Kryptonit, das die Grand Old Party landesweit schwächt« bezeichnete. Mit Gehässigkeit konnte man vielleicht beim harten Kern der Partei punkten, gab Frum zu bedenken; der Preis dafür sei der Verlust der »Gebildeten und Wohlhabenden«, denen »die Grand Old Party zu extremistisch« werde.

Der Hang der Republikaner zur Selbstdemontage wurde ein Lieblingsthema der politischen Kommentatoren. Als der frühere Vizepräsident Dick Cheney Rush Limbaugh für seine offenen Worte lobte, spottete der Kolumnist Charles Blow in der New York Times, Cheney sei wohl auf »dem politischen Selbstmordtrip. Und der Kollateralschaden für seine Partei ist ihm offenbar egal.« Den Vorschlag einiger Konservativer, Abweichler unter den republikanischen Politikern auszumachen und zur Rechenschaft zu ziehen, nannte Kathleen Parker, Kolumnistin der Washington Post, einen »Selbstmordpakt«. Der einflussreiche politische Kommentator Stu Rothenberg kam im April 2009 zu dem Schluss: »die Chancen der Republikaner, bei den Zwischenwahlen im Jahr 2010 eine der beiden Kammern zu erobern, sind null. Nicht ›nahezu null.‹. Nicht ›gering‹ oder ›klein‹. Schlicht null.«[5]


Ab in die Tonne? Nein danke.

Alle glaubten, dass sich die Führer der amerikanischen Rechten nun voll Reue an die Brust schlagen würden. Man hielt es einfach für selbstverständlich, dass sich die konservativen Recken nach all den Pleiten und Pannen, die ihr großer Meister George W. Bush angerichtet hatte, in Grund und Boden schämen würden, dass die Republikaner in sich gehen und schleunigst in die politische Mitte bewegen würden. Zerknirschung war es, was die Welt allenthalben erwartete.

Was sie bekam, war das genaue Gegenteil, und das nicht zu knapp. Statt sich mit der neuen Geschwindigkeitsbegrenzung abzufinden, gab die Rechte richtig Gas. Statt Kurs auf die Mitte zu nehmen, segelte sie hart steuerbord. Statt nach Kompromissen strebte sie nach ideologischer Reinheit. Statt den verbliebenen Gemäßigten die Führung der Partei zu überlassen, vergraulte die Partei sie.

Nun schien tatsächlich nichts naheliegender, als dass der Schlamassel der Jahre unter Bush das Ende der konservativen Bewegung einläuten würde: Wenn eine politische Gruppe versagt hat, wenden sich die Wähler von ihr ab. Wenn gewählte Politiker sich zu weit aus dem ideologischen Fenster lehnen, dann holt eine mysteriöse politische Anziehungskraft sie stets wieder in die »Mitte« zurück. Und so schien alles einfach. Die Rechte hatte sich unter ihrem bejubelten Anführer gründlich blamiert, nun war das andere Team am Ball. Politische Zyklen, so glaubte man zu wissen, dauerten gewöhnlich etwa dreißig Jahre, und die Republikaner hatten nun ihre dreißig Jahre gehabt.

Dass die Republikaner in dieser misslichen Lage der politischen Mitte den Rücken kehren und ihr Glaubensbekenntnis verschärfen würden schien in jenen unschuldigen Tagen undenkbar. Und es gab auch einschlägige Beispiele dafür, dass so etwas nicht funktionieren konnte. Im Jahr 1983 hatte die britische Labour Party den Aufstieg von Margaret Thatcher damit zu kontern versucht, dass sie sich den Wählern als lupenreine Alternative anbot und weit nach links ausscherte. Die Quittung für diese Strategie war eine empfindliche Wahlschlappe gewesen.

Doch diese rein logischen Überlegungen ließen außer Acht, worum es in der Politik eigentlich geht. Die Konservativen hatten schon andere Krisen durchgestanden und sie wussten, dass die Wähler sich wenig darum scheren, ob eine politische Idee sich in das einfügt, was in Washington als akzeptable Meinung gilt. Ob die Republikaner nun nach »links« oder »rechts« schwenkten war nicht entscheidend – wichtig war vor allem, was sie angesichts der Wirtschaftskrise zu bieten hatten. Und ihr konservativer Flügel hatte eine schlüssige Antwort parat. Wohin man auch blicke, so lautete sie, überall tobe ein epochaler Kampf zwischen den normalen Leuten und den »Eliten«, die den Bürgern ihre Freiheit nähmen. Die großen Bailouts, die der Finanzkrise folgten, sagten sie, hätten gezeigt, wie sich der Staat und Wall Street gemeinsam über unsere Ersparnisse hermachten. Auch die Regulierungen seien nichts anderes als eine Verschwörung der Großen gegen die Kleinen. Während sich also eine Seite zurücklehnte und ganz dem unergründlichen Wechsel der politischen Gezeiten überließ, entschieden sich die Konservativen zum Handeln. Aus der Tiefe ihrer Tradition beförderten sie eine Methode zutage, die Gelegenheiten beim Schopf zu ergreifen, die schlechte Zeiten eben bieten.

Anstatt anzuerkennen, dass sie dreißig Jahre lang am Ruder gewesen waren, erklärten sie nun, sie hätten nie eine wirkliche Chance gehabt. Die wahren Vertreter ihrer Lehre hätten nie die Führung innegehabt, der »konservative Aufstieg« habe nie wirklich stattgefunden – daher könnte die Katastrophe der letzten Jahre auch nicht den konservativen Ideen angelastet werden. Die Lösung bestünde also nicht darin, die konservativen Grundsätze neu zu überdenken, sondern sie entschiedener denn je zu verfechten und sich noch energischer für die Utopie des Laisser-faire starkzumachen.

Purer Idealismus dieser Art ist in der amerikanischen Politik ungewöhnlich, und so erwarteten die politischen Kommentatoren, dass das System die Widerspenstigen bald zähmen und die unwiderstehliche Anziehungskraft der »Mitte« auf ihre wundersame Weise alles wieder ins Lot bringen würde. Doch diesmal griffen die Götter nicht in der gewohnten Weise ein. Im Jahr 2010 konnte die radikalisierte Republikanische Partei bei den Wahlen zum Kongress ihren größten Triumph seit Jahrzehnten feiern.


Kleiner Mann, was nun?

Wie war das möglich? Die einfachste Erklärung für das konservative Comeback besteht darin, dass die Bürger in schlechten Zeiten einfach auf jeden einprügeln, der an der Macht ist. Und im Jahr 2010 traf es eben die Demokraten. Folglich gelang ihren Rivalen ein Comeback. Aber natürlich sind die beiden Parteien nicht einfach austauschbar wie Coke und Pepsi. Sie haben ihr Schicksal zumindest teilweise unter Kontrolle, und sie können sich voneinander abgrenzen. Abgesehen davon bietet die Geschichte zahlreiche Beispiele dafür, dass sich die Wählergunst über einen längeren Zeitraum der einen oder anderen Richtung zuneigt und nicht ständig hin und her pendelt.

Vielfach hört man auch die Ansicht, der konservative Aufschwung sei Ausdruck von Rassismus, angefacht durch den Wahlsieg eines schwarzen Präsidenten. Tatsächlich gab es hier und da einige dumme Ausfälle gegen den Präsidenten und seine Partei. Aber die Vorurteile Einzelner und eine Handvoll Schmähungen reichen nicht aus, um eine ganze Bewegung in Verruf zu bringen, auch wenn diese Vorurteile und die geäußerten Ausdrücke noch so schändlich sind. Abgesehen von den rassistisch gefärbten Ängsten einiger weniger kann man dem neuen Konservativismus keine systematisch rassistischen Äußerungen oder eine rassistische Politik vorwerfen, und seine Führer befleißigen sich stets der höflichen Sprache der kulturellen Vielfalt.[6]

Andere erklären sich das Revival der Rechten damit, dass sie nun auch, wie zuvor Obama, das Internet entdeckt haben. Die Konservativen nutzen das Internet, um Anhänger zu werben, sie bloggen wie verrückt und machen ihrem Zorn in aufgeregten Twitter-Nachrichten Luft. Doch wer glaubt, dass die Message nichts und das Medium alles sei, der meint wohl, mit einer schicken, interaktiven Website hätte auch ein König George III. – für die Amerikaner immer noch das Inbild des Tyrannen – Chancen, zum Präsidenten gewählt zu werden.

Die alten Vorstellungen über Konservativismus greifen in dieser neuen Situation nicht mehr. Lange Zeit ließ sich das Comeback des Laisser-faire-Gedankens mit einem stark vernebelten öffentlichen Diskurs erklären – dem sogenannten Kulturkampf. Von den Siebzigern bis zur Ära von George W. Bush wurden die großen Wirtschaftsfragen nicht in offenen Debatten entschieden. Das erledigten politische Insider in Washington unter sich, während in der Öffentlichkeit über Abtreibung und Evolutionstheorie gestritten wurde.

Aber der konservative Aufschwung der Jahre 2009–2011 geht einen anderen Weg. Erstmals seit Jahrzehnten will die Rechte die Generaldebatte über Wirtschaft öffentlich führen. Die Pulverschwaden des Kulturkampfs haben sich vorläufig verzogen. Wenn man sich im Online-Diskussionsforum der Tea Party Patriots, einer der führenden Plattformen der neuen Rechten, anmeldet, wird man mit dem Hinweis begrüßt: »Diskussionen über soziale Themen unerwünscht.« Man möge sich auf die Schwerpunkte »Eindämmung des Staats, verantwortbare Finanzpolitik und freie Marktwirtschaft« konzentrieren. Das Manifest der konservativen Bewegung aus dem Jahr 2010, der »Contract from America«, erwähnte kein einziges der Themen des Kulturkampfs der vorausgegangenen Jahrzehnte. Die Washington Post fand bei einer Umfrage unter fast allen Tea-Party-Gruppierungen des Landes heraus, dass »soziale Themen, wie gleichgeschlechtliche Ehe und Abtreibung, keine große Rolle spielen«.[7]

Und bei all den Tea-Party-Veranstaltungen, an denen ich in den letzten Jahren teilnahm, sah ich kein einziges Mal ein Protestplakat, das sich gegen Abtreibung richtete, oder hörte einen Redner dieses Thema anschneiden.[8]

Das bedeutet nicht, dass die Rechte nun ganz auf ihr übliches Täuschungs- und Verwirrspiel verzichtet. Ganz im Gegenteil: Bei ihrer Verteidigung des »Kapitalismus« scheren sich die Führer des jüngsten konservativen Aufstands wenig um den real existierenden Kapitalismus der letzten Jahre, der für beängstigende Schlagzeilen in allen Zeitungen des Landes gesorgt hat. Sie reden im Allgemeinen nicht über Credit Default Swaps oder die Deregulierung, die diese erst so gefährlich machten. Sie haben wenig zu der riesigen Ölpest im Golf von Mexiko zu sagen, die sich im Sommer 2010 mit den Meldungen über den Sieg der Konservativen in den Zwischenwahlen die Schlagzeilen teilte, noch über die skandalösen Praktiken der Banken, säumige Hypothekenzahler mit allerlei dubiosen Manövern so schnell wie möglich in den Ruin und aus ihren Häusern zu treiben.

Die Schlacht wird nun auf rein abstrakter Ebene geführt. Die Wirtschaft ist nun die neue Front im Kulturkampf geworden. Es geht, so erklärt die neue Rechte, um die Freiheit an sich, nicht um die Praxis der Vergabe zweitklassiger Hypothekendarlehen oder wie sich im vergangenen Jahrzehnt die Ratingagenturen kompromittierten. Solche Nebensächlichkeiten mögen die Wirtschaft an die Wand gefahren haben, für die neue Rechte sind sie völlig irrelevant. Was zählt, ist die Haltung eines Politikers zur freien Marktwirtschaft und infolgedessen zu den einfachen Leuten im Land, deren Interessen dieser Markt getreulich vertritt.

Dass die freie Marktwirtschaft ein Wesensmerkmal von Freiheit darstellt, ist keine besonders neue Idee. Neu ist allerdings ihre Glorifizierung just zu einem Zeitpunkt, da die Lehre von der freien Marktwirtschaft sich als Philosophie des Ruins und Betrugs erwiesen hat. Dass ausgerechnet die Rechte einen Aufschwung erlebt ist so verwunderlich, als hätte die Öffentlichkeit nach der Reaktorkatastrophe von Three Mile Island den Bau Dutzender neuer Atommeiler gefordert oder Richard Nixon nach Watergate zum Nationalhelden erhoben.

So unwirklich erscheint dieses Spektakel, dass Außenstehende schnell vermuten, die Motive der Rechten müssten ganz woanders liegen. Die Positionen dieser Bewegung zeugen von so wenig Realitätssinn, dass manche Kommentatoren ihr kaum noch zuhören.

Aber das ist ein Fehler. Wenn wir den jüngsten Triumph der Rechten verstehen wollen, müssen wir anfangen, ernst zu nehmen, was die Rechte auf ihren Versammlungen sagt, auf ihre Protestschilder schreibt und von ihren Podien verkündet. Wir müssen uns einen Weg durch das Gespinst von Verschwörungstheorien und libertären Fantasien bahnen, die die rechte Renaissance kennzeichnen. Vor allem aber müssen wir die Schriften der Rechten lesen und ihren politisierten Fernsehmoderatoren zuhören, den bombastischen Phrasen der Radiosprecher lauschen und die Endzeit-Rhetorik würdigen, der man bei den Tea Partys begegnet.

Dieses Buch versucht, das konservative Denken in schlechten Zeiten zu verstehen und zu erklären, warum trotz aller Fehlschläge und Pleiten die Idee einer weitgehend unregulierten Wirtschaftsordnung nach wie vor so enthusiastisch vertreten wird.

Der rein marktwirtschaftliche Kapitalismus ist selbst in guten Zeiten eigentlich kein System, für das die Massen auf die Straße gehen. Dass dies nun doch so viele taten, nur Monate nachdem der freieste Teil des Marktes so viele ihrer Mitbürger in Arbeitslosigkeit und Zahlungsunfähigkeit getrieben hatte, offenbart viel über den tief sitzenden Unmut draußen im Lande und über das dringende Bedürfnis der Menschen, ihrer Stimme Gehör zu verschaffen.

Es sagt uns auch viel über die Art und Weise, in der die erstarkende Rechte sich die Nöte der Nation zunutze gemacht hat, um eine Protestbewegung ins Leben zu rufen, deren Versprechen im Grunde darin besteht, diese Nöte noch zu vergrößern. Dies ist die Geschichte eines großen Bluffs, der noch schreckliche Folgen zeitigen wird. Aber so seltsam es klingt, die neue Rechte hat ihre Ziele nicht allein mit Täuschung erreicht – obwohl sie auch die nicht zu knapp einsetzte –, sondern indem sie einen Idealismus von solcher Anziehungskraft entwickelte, dass er bei ihren Anhängern die Wahrnehmung der Realität trübte.

Normalerweise stellt sich eine weltliche politische Bewegung durch die Schaffung einer alternativen Realität selbst ins Abseits. Aber diesmal ist es anders. Die wiedergeborene Rechte hat gerade durch, nicht trotz ihres Idealismus Erfolg: weil Idealismus im weiteren Sinn genau das ist, wonach sich unsere am Boden liegende Wirtschaftswelt am meisten sehnt.

∗ 1. Die Gegenreaktion auf die Protestbewegungen der Vietnam-Ära, die in der Wahl von Richard Nixon gipfelte. 2. Die Steuerrevolten und Kulturkriege der Siebzigerjahre, deren Höhepunkt die Reagan-Revolution von 1980 war. 3. Der »Contract with America« und die Gingrich-Revolution von 1994.


KAPITEL 1
ENDZEIT

Für die Menschen im reichsten Land der Welt sind Rezessionen oft existenzielle Krisen: Zeiten, in denen alles, an das wir glauben, infrage gestellt wird. In fetten Jahren scheint eine Art Zauber über unserem Wirtschaftsleben zu liegen – wir glauben an die visionäre Weisheit der Massen bei der Wahl ihrer Aktien und an den Nimbus, der unsere Markensneakers umgibt –, doch in schlechten Zeiten gehen diese Fantasien zu Bruch, und die Realität, die uns einholt, ist umso härter, je bunter die Träume waren, die ihr vorangingen.

In den Jahren 2008 und 2009 stürzte für die Mittelklasse eine Welt zusammen. Jedes Mal, wenn wir nach unseren Rentenfonds sahen, war ihr Wert um ein weiteres Drittel gefallen, Freunde verloren ihre Arbeit, das Baugewerbe und die Automobilproduktion kamen zum Stillstand, und wir stellten mit Entsetzen fest, dass der Wert unseres Hauses die Hypothekenschulden nicht mehr deckte. Vertraute Stützen des Lebens der Mittelklasse knickten reihenweise weg. General Motors und Chrysler erklärten Konkurs, Merrill Lynch, die Investmentbank der kleinen Leute, trug sich im Jahr 2008 vor lauter Verzweiflung selbst zu Markte, IndyMac, Wachovia, Washington Mutual, Bear Stearns und Lehman Brothers verschwanden komplett von der Bildfläche. Die gesamte Gesellschaft schien in voller Auflösung, und in unserem bis dahin komfortablen Vorstädterleben machte sich auf einmal ein Urgefühl von Panik breit.

Unseren Eltern und Großeltern war das vielleicht nicht ganz so neu. Die Amerikaner hatten das alles 1929–1933 schon einmal durchgemacht: Börsencrash, Bankenpleiten, geschlossene Fabriktore und Zwangsversteigerungen. Die beiden Katastrophen zeigten so starke Parallelen, dass die Medien stets den Vergleich zur Großen Depression zogen, wenn sie das Debakel von 2008 zu deuten versuchten.

The American Earthquake, »das amerikanische Erdbeben«, heißt das Buch des Literaturkritikers Edmund Wilson über die Große Depression. Ich habe es im Laufe der Jahre mehrmals gelesen, doch erst 2009 wirklich verstanden, was er mit diesem Titel ausdrücken wollte. Wer in den Zwanzigerjahren seine Ersparnisse in Aktien gesteckt hatte, der konnte zusehen, wie sich der Wert der Investitionen gleich mehrmals hintereinander halbierte. Wer Aktien auf Pump gekauft hatte, der verlor gleich zu Anfang alles auf einen Schlag.

Die Vorsichtigen, die ihre Ersparnisse der Bank anvertraut hatten, blieben ebenfalls nicht verschont. Geldinstitute waren naturgemäß unter den Opfern der Katastrophe, und wenn damals die kleine Bank um die Ecke pleiteging – wie im Crash von 1929 beinahe die Hälfte aller amerikanischen Kreditanstalten[1] –, kam kein freundlicher Mitarbeiter vom Einlagensicherungsfonds FDIC und machte alles wieder gut. Man konnte dann eben den größten Teil seiner Ersparnisse vergessen. Und war erst einmal die Stadtbank den Bach hinuntergegangen, dann folgte ihr die Stadt alsbald hinterher.

Im Jahr 1933 ging unter den Sparern derart die Panik um, dass die Gouverneure der Bundesstaaten den Run auf die Banken durch verordnete Bankschließungen zu stoppen versuchten – ein Manöver, das die wirtschaftlichen Aktivitäten in den Vereinigten Staaten endgültig zum Erliegen brachte. Produktion und Baugewerbe lagen zu diesem Zeitpunkt ohnehin schon danieder, ein Drittel aller Arbeitnehmer war entlassen worden. Sosehr sie sich bemühten, viele Menschen fanden keine Möglichkeit mehr, ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, und »niemand weiß, wie viele von den anderen nur Teilzeitjobs hatten«, wie der einflussreiche Arbeitshistoriker Irving Bernstein in seiner Geschichte jener Epoche feststellte. So schlecht waren die Zeiten, dass niemand mehr wagte, einen noch so miesen Job aufzugeben. Die Zahl der Eheschließungen sank, und mit ihr die Geburtenrate. Dafür nahmen die Suizidfälle zu, und die Schlagzeilen der Zeitungen berichteten von Hungersnöten mitten in Amerika.

Was es an Arbeitslosenunterstützung gab – damals eine rein kommunal organisierte Angelegenheit – war nach einem Jahr Krise aufgezehrt. In den großen Städten kam es laut Bernstein zu »organisierten Lebensmittelplünderungen«, und vielerorts gingen die Arbeitslosen zu Tauschhandel über – obwohl der Dollar damals noch durch Gold gedeckt war und keine Inflation drohte.[2] Das Pro-Kopf-Einkommen sank so drastisch, dass es 1933 unter das Niveau von 1900 rutschte.[3]

Und es gab keinerlei Garantie, dass sich jemals wieder »normale« Verhältnisse einstellen würden. Zwar glaubten die Ökonomen jener Zeit noch felsenfest daran, dass sich ganz von alleine ein Marktgleichgewicht einstellen würde, sobald der freie Fall gestoppt war und Angebot und Nachfrage wieder ins Lot gekommen wären, aber es dämmerte ihnen, dass sich dieses Gleichgewicht genauso gut bei 33 Prozent wie bei 3 Prozent Arbeitslosigkeit einpendeln konnte.[4]

Und so erschütterte das Debakel von 1929–1933 die Gewissheiten der Laisser-faire-Ökonomen so nachhaltig wie im 19. Jahrhundert die Naturwissenschaft jene der Religion und die Schlächterei des Ersten Weltkriegs die des Patriotismus alter Schule. »Alles gerät aus den Fugen« – das war die herrschende Stimmung.[5]

Die Depression stellte die Wirtschaftsführer bloß und entlarvte die Grundsätze der Wirtschaftslehre als Märchen. Sie machte ein ganzes Jahrhundert gesammelter Bankerweisheit zunichte und unterminierte die bis dahin von allen, vom Postzusteller bis zum Präsidenten, geteilten Gewissheiten und geheiligten Prinzipien. »Die Depression zeigt, wie die Mächte des Krieges«, schrieb Peter Drucker in seinem 1939 erschienenen Klassiker Ursprünge des Totalitarismus: Das Ende des Homo Oeconomicus, »den Menschen als sinnloses Rädchen in einer sinnlos stampfenden Maschine, die jenseits des Verstehens liegt und aufgehört hat, einem Zweck außerhalb ihrer selbst zu dienen.«[6]

Von einem Pionier der modernen Managementlehre wie Drucker wirkt diese Kritik besonders scharf. Für die härteste Kritik sorgten jedoch die Zeitungen mit ihren Schlagzeilen über Banker, die sich untereinander Prämien zuschanzten und sich davonstahlen, als das Börsenparkett unter ihnen einbrach, über Helden der Wall Street, die ins Gefängnis wanderten, und Experten, deren Beschwichtigungen von den Ereignissen widerlegt wurden, kaum dass sie ausgesprochen waren.

Verfall war das große literarische Thema dieser Tage, und die Schriftsteller zeichneten ein Bild des Elends und der Verzweiflung: Schnellzüge mit nur einem oder zwei Passagieren, während entwurzelte Heerscharen in Güterwaggons durchs Land rollten. Ernten, die man auf dem Feld verrotten ließ, obgleich die Menschen in den Städten Hunger litten. Barackensiedlungen am Rand von Müllhalden. Der Ökonom John Maynard Keynes sah in diesem Zusammenbruch Parallelen zum Mittelalter. Der Herausgeber der Nation’s Business diagnostizierte »Angst, beinahe Panik, Verlust des Glaubens an so gut wie alles: unsere Mitmenschen, private wie staatliche Einrichtungen«.[7]

Sogar Calvin Coolidge, die Galionsfigur des Unternehmertums, warf das Handtuch. In vollem Vertrauen in das alte System hatte er einst erklärt: »Wer eine Fabrik baut, baut einen Tempel.« Vier Tage vor seinem Tod im Jahr 1933 sagte Coolidge mit Blick auf die Verwüstung, die er um sich herum wahrnahm, zu einem Freund: »Bei früheren Wirtschaftskrisen gab es immer noch Dinge, die Bestand hatten und Anlass zur Hoffnung gaben, aber wenn ich mich jetzt so umschaue, dann sehe ich nichts, was Grund für Hoffnung gäbe – da ist nichts Menschliches mehr.«[8]


Ein Drehbuch für schlechte Zeiten

Schlechte Zeiten, so denkt man sich, folgen einem schlichten Muster, das sich so unpersönlich und mechanisch entfaltet wie die Kräfte, die zur Schließung von Fabriken führen und die Aktienkurse zum Absturz bringen. Märkte brechen weg, Entlassungen nehmen zu, Pleiten setzen ein, und ehe man es sich versieht, gehen die Menschen auf die Straße und machen ihrem Zorn Luft. Verzweiflung, Panik und Rebellion allenthalben. Die Idole von gestern werden verhöhnt, die Regierung wird lauthals zum Handeln aufgefordert: Sie soll die Schuldigen bestrafen und den Opfern beistehen. Man hält nach Maßnahmen Ausschau, die weitere Katastrophen verhindern, und versucht durch strengere Aufsicht über die Wirtschaft eine Wiederholung zu vermeiden.

So war das jedenfalls in den Dreißigerjahren. Und als die Krise überstanden war, kamen die Amerikaner zu der Überzeugung, dass die Depression allgemeinen Prinzipien folgte und einen Musterfall für das Verhalten von Menschen in schlechten Zeiten darstellt. Ähnlich den »automatischen Stabilisatoren« der Ökonomen – den erhöhten Staatsausgaben, die getätigt werden, wenn die Arbeitslosenrate eine bestimmte Schwelle überschreitet – wird die Reaktion der Öffentlichkeit auf schwere Wirtschaftskrisen als vorhersehbar betrachtet. Sobald die Wirtschaft ins Stottern kommt, regt sich öffentlicher Unmut, und die Politiker der beiden großen Parteien eilen herbei, um uns aus der Patsche zu helfen: Eins führt zum anderen, so natürlich und verlässlich wie die Schwerkraft.

Im Katastrophenfall, so lehrten uns die Dreißigerjahre, ergreift der Gesetzgeber rasch gewisse Maßnahmen. Die Arbeitslosenversicherung wird ausgebaut. Es kommt zu massiven Investitionen in staatliche Projekte. Kommissionen werden ernannt, um die Ursachen der Krise zu durchleuchten. Behörden werden gegründet, die verhindern sollen, dass die Menschen ihre Häuser durch Zwangsversteigerung verlieren.

Wer vom Abschwung betroffen ist, wird aktiv. Die Gewerkschaften organisieren sich, und als Antwort auf die gebrochenen Versprechen des Kapitalismus rollt eine Streikwelle durch das Land. Die Menschen gehen auf die Straße und machen ihrem Unmut Luft, sogar direkt in Washington, wie es 1932 die »Bonus Army« der arbeitslosen Veteranen des Ersten Weltkriegs tat.

Die breite Gesellschaft stellt die Existenzsicherung über hehre Prinzipien. So war das jedenfalls in den Dreißigerjahren, als die Amerikaner angesichts der Wirtschaftskrise die Prohibition, ihr großes staatliches Erbauungsexperiment, aufgaben. Sie wandten sich auch von den modischen Strömungen in Kunst und Religion des vorangegangenen Jahrzehnts ab. Wer sich eben noch in Paris als Dadaist versucht hatte, kam nun nach Hause und schrieb Reportagen über Bergleute in Kentucky.

Wenn die Wirtschaft am Boden liegt, so die Annahme, leben in der gemeinsam durchlittenen Not Nachbarschaftlichkeit, Gemeinschaftssinn und Kollektivgeist auf. »Die 1930er«, schreibt der Historiker Warren Susman, »waren das Jahrzehnt der Anteilnahme und der Zugehörigkeit.« Der »knallharte Individualismus«, wie ihn Herbert Hoover gepriesen hatte, machte einer Großzügigkeit und Solidarität Platz, die Studs Terkel in Der Große Krach in zahlreichen Interviews dokumentierte. Schriftsteller und Intellektuelle wollten Teil einer größeren Gruppe sein und strebten danach, den Unwägbarkeiten der Wirtschaft mit Gemeinschaftsaktionen zu begegnen. »Gute Nachbarschaft« gehörte zu den Schlagworten der Präsidentschaft Roosevelts. Nach Robert McElvaine, einem der wichtigsten Historiker der Weltwirtschaftskrise, waren all diese Entwicklungen Ausdruck einer größeren Werteverschiebung, »einer Suche nach einem gemeinschaftlichen und geteilten Leben, das im Gegensatz zum gewinnsüchtigen Individualismus des modernen Industriekapitalismus steht«.[9]

In der Politik treten auf einmal Klassenfragen in den Vordergrund. Als Huey Long 1928 Gouverneur von Louisiana wurde, bemerkt der Historiker Alan Brinkley, wurde die Politik des Bundesstaates völlig umgekrempelt.[10]

Traditionelle kulturelle Trennlinien verloren plötzlich an Bedeutung. »Es schien nicht länger wichtig, ob eine Gemeinde protestantisch oder katholisch war, im Norden oder im Süden lag«, schreibt Brinkley in seiner Geschichte der Protestbewegungen der Dreißigerjahre. »Es zählte nur, ob sie wohlhabend war oder arm.«[11]

In dieser neuen Stimmungslage wurden Wirtschaftsführer naturgemäß weniger positiv gesehen. Erreicht die Arbeitslosenquote zehn Prozent und verlieren die Renteneinlagen ihren Wert, so lauschen wir auf einmal nicht mehr verzückt den Schilderungen vom herrlichen Leben der Reichen, von den fantastischen Gewinnen der Investmentbanker oder den schicken Autos, Häusern und Privatflugzeugen, die das Herz der Industriemagnaten höher schlagen lassen. In den Dreißigerjahren lehnte die Öffentlichkeit sogar Konjunkturprogramme ab, wenn sie den Eindruck hatte, sie kämen nur den Kumpanen der Politiker aus der Wirtschaft und nicht den kleinen Leuten zugute.

Vor allem kommt es zu einer großen Neubewertung der philosophischen Leitideen. Der ökonomische Zusammenbruch der Dreißigerjahre ebnete bislang kaum beachteten ökonomischen Theorien den Weg. »Der dekadente internationale, aber individualistische Kapitalismus, in dem wir uns nach dem Krieg befanden, hat zu keinem Erfolg geführt. Er ist nicht klug, nicht schön, nicht gerecht und nicht sittlich – und er liefert nur unzulängliche Güter. Kurz, wir missbilligen ihn und beginnen ihn zu verachten«, schrieb der britische Ökonom Keynes, ein führender Kopf der neuen Schule, in jenem Schreckensjahr 1933.[12]

Die Amerikaner jedenfalls waren bereit, beinahe alles zu versuchen. Die Ökonomen gründeten neue Denkschulen. Die Keynesianische Lehre von der antizyklischen Defizitfinanzierung begann die Laisser-faire-Orthodoxie zu verdrängen, und auch viele nicht ganz so brillante Ideen hatte ihre kurze Blütezeit.

Doch schlechte Zeiten scheinen nicht nur einem festen Muster zu folgen; bestimmte Maßnahmen verbieten sich in ihnen auch. Das Anschauungsmaterial hierzu liefert nicht die erfolgreiche Präsidentschaft Roosevelts, sondern die katastrophale seines Amtsvorgängers Herbert Hoover. Nie wieder, so hatte man gedacht, würde ein Präsident in schlechten Zeiten nach einem ausgeglichenen Haushalt streben, so wie Hoover es getan hatte, oder sich an die Illusion der Stabilität klammern, die der Goldstandard versprach. Und niemand würde mehr auf Leute wie Finanzminister Andrew Mellon hören, der Hoover den berühmt-berüchtigten Ratschlag gab: »Die Arbeiterschaft liquidieren, die Aktien liquidieren, die Farmer liquidieren, Immobilien liquidieren.« Zur Panik meinte Mellon: »Sie vertreibt die Giftstoffe aus dem Organismus. Die hohen Lebenshaltungskosten fallen, und dem luxuriösen Leben wird ein Ende gesetzt. Die Menschen werden schwer arbeiten und ein moralischeres Leben führen. Die Werte werden einander wieder angeglichen, und tatkräftige Menschen nehmen den weniger befähigteren die Trümmer aus der Hand.«[13]

Mellons Ratschlag entspricht der klassischen Lehre der Zeit: Lasst den Abschwung seinen Lauf nehmen, lasst die Erfolglosen und Schwachen untergehen und vertraut darauf, dass die Starken stärker denn je aus der Krise hervorgehen werden.

Soweit Mellons Vorstellungen umgesetzt wurden, hatten sie katastrophale Auswirkungen,[14] und wo sie geäußert wurden, wirkten sie als politisches Gift. Sie folgten Mellon bald ins politische Vergessen. Von der hohen Warte des Jahres 1954 konnte der Ökonom John Kenneth Galbraith dann über Mellons viel zitierten Ratschlag sagen: »Einer Depression würde man heute nicht mehr mit der sturen Entschlossenheit begegnen, sie noch schlimmer zu machen.«[15]


Die Millionärsgewerkschaft

Es ist keine Sache politischer Lager, wenn nun erneut das Szenario der schlechten Zeiten beschworen wird. Liberale wie Konservative erwarten gleichermaßen, dass sich eine Wirtschaftskrise in einer bestimmten, vorhersehbaren Weise auswirkt.

Die Linke fühlt sich in schlechten Zeiten naturgemäß bestätigt, zeigt sich doch dann, wie verdorben die alte Ordnung ist. Wenn das System Anleger ruiniert und Arbeiter auf die Straße setzt, dann stellen diese Anleger und Arbeiter das System infrage. Daher werden Wirtschaftskrisen automatisch zu »Legitimationskrisen«, die die etablierte Ordnung bis in die Grundfesten erschüttern. Dass es so und nicht anders kommt, hält man für selbstverständlich, getreu dem Sprichwort: Solange der Scheffel Mais bei zwei Dollar steht, denkt der Farmer konservativ, wenn der Preis auf einen Dollar fällt, wird er zum Radikalen.

Diese Art von Radikalismus war im »Roten Jahrzehnt« weit verbreitet, und die Linke ging immer davon aus, dass er bei einem neuerlichen Zusammenbruch der Wirtschaft wieder aufflammen würde. »Wenn eine neue Depression kommt, haben wir die Revolution«, äußerte der texanische Kongressabgeordnete Wright Patman 1970 gegenüber Studs Terkel. »Das machen die Leute nicht mehr mit. Sie sind klüger geworden.«[∗]

Die Konservativen sehen unvermeidlich dasselbe Szenario kommen, wenn sie es auch eher als Bedrohung denn als Bestätigung empfinden. Schließlich beendete der wirtschaftliche Zusammenbruch Anfang der Dreißigerjahre das goldene Zeitalter des Kapitalismus, erschütterte den Glauben an die Politik des Laisser-faire und ließ Wirtschaftsführer von Helden zu Sündenböcken werden. Das Jahrzehnt, das folgte, war in den Augen der Konservativen eine einzige Katastrophe: Es belastete Bankiers und Kaufleute mit allen Arten von Steuern, führte zu zahlreichen staatlichen Vorschriften und Regulierungen und stärkte natürlich die lästigen Gewerkschaften.

In den Reihen der Konservativen herrschte damals Panik. Dem Establishment saß Anfang der Dreißigerjahre die Angst vor der Revolution im Nacken, und hinter jeder Proteststimme witterte man kommunistische Einflüsterungen. »Kommunistischer als die Kommunisten«, so lautete 1934 das Urteil des Zeitungsbarons William Randolph Hearst über die Regierung Roosevelt, und im selben Jahr schloss sich eine Gruppe von superreichen Industriellen zur American Liberty League zusammen, die in den Projekten von FDR einen Frontalangriff auf die amerikanische Verfassung sah. »Der New Deal ist nichts anderes als der Versuch, in Amerika eine totalitäre Herrschaft zu errichten«, polterte der Präsident der League 1936 in einer typischen Radioansprache, »kein Bereich des Privat- und Wirtschaftslebens wird von der Regierung verschont und die Wohlfahrt des Einzelnen der Wohlfahrt der Regierung untergeordnet.«[16]

Aber die Rechte konnte damit nicht punkten. Nicht einmal Schlagworte wie »Totalitarismus« verfingen in jenen schrecklichen Dreißigerjahren. Statt sich um die Verfassung zu sorgen, machten sich die Menschen lieber über die »Millionärsgewerkschaft« lustig, wie man die Liga spöttisch nannte.[17]

So konnte Franklin D. Roosevelt seine große Koalition aus Arbeitern und anderen unterprivilegierten Gruppen schmieden und spektakuläre Wahlerfolge erzielen. 1937 verfügten die Demokraten im Repräsentantenhaus über eine satte Dreiviertelmehrheit. So dauerhaft war die Neuausrichtung in den Dreißigern, dass die Demokraten diese Mehrheit mit zwei kurzen Unterbrechungen bis zu Gingrichs Revolution im Jahr 1994 halten konnten.


Der Geist von 1776

Hier ist ein Beispiel für das, was man in schlechten Zeiten erwartet, entnommen der Geschichte des Mittleren Westens.

Der Bundesstaat Iowa erlebte in den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg einen Boom. Die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse waren hoch, die Nachfrage nach Farmen groß, und so wurde auf alles doppelt und dreifach Hypotheken aufgenommen – es war eine Periode beispiellosen Wohlstands. Zehn Jahre später, am Tiefpunkt der Weltwirtschaftskrise, fielen die Preise für landwirtschaftliche Produkte ins Bodenlose. Wie man sich auch abrackerte, die Hypothekenzahlungen für die Farmen waren nicht mehr aufzubringen, und bald setzten die ersten Zwangsversteigerungen ein. Im Jahr 1933 war jeder dritte Fall, der vor einem Gericht in Iowa verhandelt wurde, eine Zwangsversteigerung.[18]

Als die Lage immer verzweifelter wurde und von der Regierung Hoover keine Hilfe kam, griffen die Farmer von Iowa zur Selbsthilfe. Sie beschlossen, ihre Erzeugnisse so lange nicht auf den Markt zu bringen, bis die Preise wieder anzogen und die Politiker etwas unternahmen, um ihnen aus der Schuldenfalle zu helfen.

Doch das waren die wilden Dreißigerjahre, die Not war groß, und so geriet die Lage rasch außer Kontrolle. Die Farmer blockierten die Straßen rund um Städte in Iowa und Nebraska, und wenn sich ihnen ein Laster mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen näherte, dann kippten sie ihn einfach aus. Sie trotzten der Polizei und Regierungsvertretern. Sie stürmten so viele Zwangsversteigerungen, dass es »nahezu unmöglich« wurde, wie ein Beobachter berichtete, »in Countys, in denen die Protestorganisation stark ist, eine Zwangsversteigerung durchzuführen«. Die Farmer wetterten über die Banker und verfassten ein Manifest, das vom Zusammenschluss der einfachen Leute gegen die weltweite Ausbeutung handelte, eines der klassischen Themen der Wirtschaftskrise. »Wir geloben, einander beizustehen und unser Eigentum an lebenswichtigem Wohnraum, Vieh und Landmaschinen gegen alle Anspruchsteller zu verteidigen«, hieß es dort – und mit »Anspruchstellern«, erläuterte ein Journalist, meinten die Farmer »die Kreditgeber«.[19]

Derselbe Journalist bewunderte die Farmer und ihre altehrwürdige Strategie der »direkten Aktion«, die ihn »geradezu an die Tage von 1776« erinnerte. Dieser Vergleich wurde in jenen rebellischen Jahren öfter gezogen. Ein Streikposten in Iowa rechtfertigte die Vernichtung der Erzeugnisse seiner Mitfarmer mit den Worten: »Sie sagen, die Straße zu blockieren ist illegal. Darauf antworte ich: Dann war die Tea Party in Boston auch illegal. War das etwa keine Vernichtung von Eigentum, damals im Hafen von Boston, als unser Land gegründet wurde?«[20]

Der Streik der Farmer von 1932 konnte die Preise für landwirtschaftliche Produkte nicht wesentlich in die Höhe treiben. Er blieb eine schrille Note im großen Chor der Hoffnungslosigkeit, der am Ende die Landwirtschaftsgesetze, die Sozialversicherungen und Programme zur Hypothekenerleichterung des New Deal hervorbrachte.

Die Misere Iowas in den Dreißigerjahren ist vor allem durch ihren Kontrast zu heute interessant. Wir haben gerade die schwerste Rezession seit jenem Streik der Farmer erlebt. Und ähnlich wie in den schlimmen Tagen von 1932 haben sich nun wieder die kleinen Leute im Zorn erhoben und schimpfen auf die Finanzleute, die den Staatskarren in den Dreck gefahren haben, und auf die Politiker, die ihnen die Stange halten, während alle anderen Jobs und Ersparnisse verlieren. Der Populismus im Stil der Dreißigerjahre erlebt in dem Anspruch, das anständige Amerika gegen eine verantwortungslose, gierige Welt zu verteidigen, eine triumphale Renaissance.

Doch wenn heutzutage der Geist der Boston Tea Party beschworen wird, dann folgen darauf Forderungen, die in völligem Gegensatz zu dem stehen, was die protestierenden Farmer von 1932 verlangt hatten. Nicht die Notlage der Schuldner bringt das Blut der heutigen Rebellen in Wallung, sondern die Möglichkeit, dass solche »Versager« ihrem gerechten Schicksal entgehen könnten – dass nämlich der Staat eingreift und genau das tut, was die Farmer von Iowa vor achtzig Jahren von ihm verlangten.

Dass auf sieben fette Jahre sieben magere folgen, scheint mittlerweile allgemein akzeptiert. Die modernen Populisten finden es empörend und arrogant, wenn jemand meint, die menschlichen Verhältnisse könnten jemals anders geregelt werden. Sie finden den Gedanken unerträglich, dass der Staat unseren Nachbarn dabei helfen könnte, der allen zugedachten Katastrophe zu entkommen, und dass irgendein Programm zur Hypothekenerleichterung oder ein Farmgesetz ihnen die Plage der schlechten Zeiten ersparen könnte, die sie klarerweise verdient haben. Die Demonstranten von heute sind das, was der alte Hoover »Liquidationisten« genannt hatte. Was sie der Welt kundtun wollen, sah ich auf einem Protestschild der allerersten Demonstration der Tea Party Anfang 2009: »Deine Hypothek ist nicht mein Problem.«

∗ Aber so klar ist das nicht. Patman war während der Weltwirtschaftskrise ein hitzköpfiger linksgerichteter Populist gewesen, heute wird sein Wahlkreis jedoch von Louie Gohmert vertreten, einem Favoriten der Tea Party, der sich außer durch den Vorschlag, die Körperschaftssteuer komplett abzuschaffen, vor allem mit der Warnung hervorgetan hat, Terroristen planten, ihre Kinder in Amerika zur Welt zu bringen, um sich so für sie die amerikanische Staatsbürgerschaft zu erschleichen, mit der sie dann, zu Terroristen ausgebildet, jederzeit Einreise erhielten.


KAPITEL 2
1929 UND DIE FORTSETZUNG

79 Jahre nach dem großen Crash stecken nun wir mitten in der Wirtschaftskrise, einem Kollaps, der den Schlusspunkt eines blutleeren Booms bildet. Schon lange wurde uns nicht mehr so deutlich vor Augen geführt, in welch trügerischem System wir leben. Dieser Crash stellt die herrschende Wirtschaftslehre in den USA stärker infrage als jede Klage über NAFTA, jeder Leitartikel über die Geschäftemacherei mit Überbrückungskrediten, jede Empörung darüber, dass sich der Reichtum in den Händen von immer weniger Personen konzentriert. Hätte man die Junganarchisten der Welt zu einem großen internationalen Kongress zusammengetrommelt und sie aufgefordert, sich die ideale Krise auszumalen, sie hätten die Marktwirtschaft nicht besser in Misskredit bringen können als mit dem Crash des Jahres 2008.


Teure Stinkefinger

Angefangen hat alles mit Präsident George W. Bush, dessen Glaube an die herrschende ökonomische Lehre so fest und unerschütterlich war, wie man sich das bei einem Regierungschef nur vorstellen kann. Diese Überzeugung erstreckte sich allerdings über die politischen Lager, man sang ihr Loblied fröhlich von der Kommentarseite der Washington Post bis in die Publikationen des Cato Institute. Die heilige Dreifaltigkeit von Deregulierung, Privatisierung und Freihandel galt als der allseits akzeptierte politische Auftrag dieser Zeit, und höchstens einige Protestler und »Maschinenstürmer» bezweifelten ihre wohltuenden Effekte im Finanzsektor.

Mit den Jahren verbündeten sich visionäre, technikaffine Demokraten und gestrenge, patriarchalische Republikaner, um die Bankenregulierung zu umgehen und die Überwachungsbehörden auszuschalten. Zum frischen Wind, den ihnen die Geschichte in die Segel blies, kam eine kräftige Brise Dollar aus dem privaten Sektor, sodass im edlen Geist der Überparteilichkeit 1999 die Reste der landesweit gültigen Bankengesetze geschleift werden konnten. Wo doch noch marktunfreundliche Gesetze in Geltung waren, schaute man nicht so genau hin und nahm es mit der Durchsetzung nicht so ernst. Eine aufgeklärte Regierung ging in unseren fortschrittlichen Zeiten eben davon aus, dass die Wirtschaft sich freiwillig Grenzen setzt. Schon aus reinem Selbstinteresse, so die Überzeugung, verhielten sich Banken fair und sorgten Ölgesellschaften für Sicherheit bei ihren Bohrungen. Das waren Prinzipien, denen beinahe jedermann zustimmte.

Mancher wird sich sicher noch daran erinnern, mit welcher Selbstgefälligkeit und Herablassung dieser Katechismus der freien Marktwirtschaft gepredigt wurde. Ein Beispiel dafür ist die folgende denkwürdige Passage aus einer Ausgabe der Time des Jahres 1999, die auf dem Cover Alan Greenspan, Robert Rubin und Larry Summers als »Komitee zur Rettung der Welt« feierte. Ganz nüchtern konstatierte das Magazin, Rubin, Greenspan und Summers seien »über jede Ideologie hinausgewachsen«. Im Klartext meinte dies ihren unerschütterlichen »Glauben an den Markt und in ihre Fähigkeiten, ihn zu analysieren«. Dieser Glaube jenseits aller Ideologie »rückt sie in die Nähe der objektivistischen Philosophie der Romanautorin und Sozialkritikerin Ayn Rand … Während langer Abende in Rands Wohnung und durch die Lektüre ihrer Artikel und Briefe erschloss sich Greenspan der Kerngedanke des Objektivismus, demzufolge der Markt der Ausdruck der tiefsten Wahrheit der menschlichen Natur ist und infolgedessen immer recht behält.«

Mit dieser im glühenden Feuer des Objektivismus gestählten Zuversicht war Greenspan bestens gerüstet, seine beiden Kollegen und die gesamte Nation in eine leuchtende Zukunft zu führen. Alle drei »stimmen überein, dass es keinerlei Sinn hat, sich den Kräften des globalen Marktes zu widersetzen. Damit ist ihr Handeln weitgehend frei von Ideologie.«[1]

Das Credo des freien Markts jenseits jeder Ideologie klingt heute wie die krudeste Ideologie überhaupt. Doch während der gesamten Achtziger- und Neunzigerjahre und auch noch im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends pfiffen unsere Führer fröhlich dieses Lied und klopften sich gegenseitig dafür auf die Schultern, dass sie endlich den Stein der Weisen gefunden hatten. Das waren die goldenen Jahre des Libertarismus, eine Zeit, in der unsere selbst ernannten Vordenker sich darüber einig waren, dass der Staat sich am besten aus allem heraushält und ganz der Rationalität des Marktes vertraut. Unterdessen schickte sich die amerikanische Finanzindustrie an, die ganze Welt nach Strich und Faden zu betrügen, bis sie am Rand eines Abgrunds stand. Was Amerika am Ende in Schwierigkeiten brachte, waren gerade jene Aspekte der Wirtschaftspraktiken, die unsere klugen Köpfe am meisten bewundert hatten – die finanzielle Innovation und die Risikobereitschaft, die in jenen Tagen so gern als Amerikas herausragende Tugenden gepriesen wurden.

Nein, wir produzierten nicht mehr viel, aber wir dachten uns abenteuerliche Möglichkeiten aus, Schulden abzusichern und Risiken aller Art aufzusplitten. Dem Innovationsgeist des Marktes entsprang auch jener Zweig der Finanzindustrie, der »zweitklassigen« Darlehensnehmern Kredite gewährte, um sie dann an die Investmentbanken der Wall Street zu verkaufen. Auf der nächsten Stufe dieses Prozesses fanden sich wiederum Genies, die diese sogenannten Subprime-Hypotheken in Portfolios bündelten, die schließlich zu gesicherten Schuldverschreibungen zusammengefasst wurden – um dann gegen das Ausfallrisiko dieser Papiere Credit Default Swaps zu verkaufen.[2]

Inzwischen sang man das Lied der Deregulierung mit solch ideologischer Inbrunst, dass es durch die schlimmsten Fehlschläge in der Realwelt nicht mehr infrage gestellt wurde. Im Geiste dieser Doktrin befreiten die Bundesbehörden viele Derivate von regulatorischer Aufsicht; sie verwässerten die Anforderungen an die Banken, solche Risiken mit Vermögenswerten abzusichern, sie nahmen Credit Default Swaps von den Auflagen für Versicherungsprodukte aus, sie beschnitten die Eingriffsmöglichkeiten der US-Notenbank und machten es möglich, dass sich viele Hedgefonds nicht mehr bei der Securities and Exchange Commission (SEC), der amerikanischen Börsenaufsicht, registrieren lassen mussten, und sie vereitelten die Bemühungen einiger Bundesstaaten, gegen zweifelhafte Kreditvergabepraktiken einzuschreiten. All dies kann man in den ersten Kapiteln eines einzigen Untersuchungsberichts nachlesen[3]; zahlreiche weitere Beispiele für den Rückzug staatlicher Regulierung habe ich in meinem 2008 erschienenen Buch The Wrecking Crew angeführt.

Der neue Götze des Marktes war der Bonus: Bezahlung nach Leistung. Diese Doktrin wurde triumphal auf alle Unternehmensbereiche ausgeweitet. Großzügige Anreize, so die Theorie, würden die Manager zu übermenschlicher Anstrengung anspornen und den Anlegern fantastischen Reichtum bescheren. Wie wir inzwischen wissen, inspirierten die Boni hauptsächlich zu übermenschlichen Anstrengungen, das System auszutricksen und Belohnungen unabhängig von dem einzustreichen, was diese Zockerei den Aktienbesitzern und Kunden einbrachte oder langfristig für das betreffende Unternehmen bedeutete.

Im heiligen Jahr des Marktes 2006, als dieses System seine größten Triumphe feierte, wurde berichtet, dass Goldman Sachs etwa 16,5 Milliarden Dollar Bonuszahlungen an seine Angestellten ausschüttete, ein Geldsegen, der geeignet war, alle anderen Formen menschlicher Motivation zu übertrumpfen – Glaube, Liebe, Pflichtgefühl, Moral, Patriotismus, Gesetzestreue. Kein Wunder, dass der Bonus zu einer Art Kultobjekt wurde. Der Hohepriester der Sekte – oder eher der Führer des gierigen Rudels – war eine Zeitschrift namens Trader Monthly, die nicht etwa Wirtschaftsanalysen oder Aktientipps anbot, sondern einzig und allein dem vom Bonusrausch geprägten Lebensstil gewidmet war. »See it, make it, spend it«, also etwa: »Sieh es, hol’s dir und hau es auf den Kopf« lautete der Slogan dieser Publikation, die dem angehenden Starmanager der Wall Street helfen wollte, seinen Teil der Beute glanzvoll zu verjubeln. Schwelgerisch wurde über Autos – Lamborghini, Maybach, Ferrari, Maserati – berichtet; für Flugzeuge gab es eine eigene Rubrik. Ging es um Whisky, dann war das natürlich, wie im »Bonus Guide« von 2008, ein Johnnie Walker, der 20.000 Dollar die Flasche kostete.

Um fröhlichen Lebensgenuss schien es den Börsenhändlern dabei aber nicht zu gehen. In einer Ausgabe charakterisierte Trader Monthly, ständig auf der Suche nach dem ultimativen Plattenspieler, ein Gerät für 300.000 Dollar als »riesigen Stinkefinger für jeden, der Ihre Wohnung betritt«.

Wer nicht versteht, wieso jemand seine Gäste auf diese Weise begrüßen möchte, der hat einfach nicht kapiert, was die Ära Bush umtrieb. Der Trader Monthly hingegen hatte das sehr gut verstanden, er tauchte seinen Protagonisten, den Börsenmakler, in goldenes Licht, damit ihn alle in seinem vollen Glanz sahen. Ein Wertpapierhändler war nicht nur ein Superkonsument, sondern ein echter Kerl, der seine Ellenbogen einzusetzen wusste, überall groß rauskam und mitnahm, was es mitzunehmen gab: ein richtiger Rüpel eben. Die hechelnde Anbetung dieser groben Natur gipfelte in einem bizarren Spektakel, das die Zeitschrift im November 2007 organisierte: einem Boxturnier unter Börsenmaklern. Vor einem Publikum, das Steaks verschlang und sie mit teurem Wodka hinunterspülte, trafen die harten Fäuste von Spezialisten für Junk-Bonds auf die Kieferknochen von Private Equity Managern, eine sehr anschauliche Darstellung des Urdramas des Kapitalismus.

Ich erinnere nicht nur wegen all der amüsanten Belanglosigkeiten der Hausse an diesen vergessenen Katalog der Eitelkeiten, sondern weil das Lebensgefühl, das diese Zeitschrift feierte, ganz wesentlich für die Katastrophe war, in die Amerika schlitterte. Diese Plattenspieler und Autos und Privatjets waren nicht nur Ausdruck der Vergeudung an der Spitze der Gesellschaft – sie waren praktisch der einzige Gegenwert, den die Amerikaner für den jahrzehntelangen Staatsabbau erhielten. Fachkräften ging es unter Bush recht gut, Lohnarbeiter rutschten in den Boomjahren immer weiter ab, die Aktienhändler aber deckten sich mit Privatjets ein. Da können die Ökonomen lange abstrakt über Anreize und die Selbstregulierung der Märkte sinnieren – so wirkt sich der Glaube an die Logik der freien Marktwirtschaft im konkreten Leben aus. Diese protzigen Sammlerstücke waren der Auslöser für die ganze Hypothekenkatastrophe, um dieser Prämien willen verloren viele jede Vorsicht, brachen sämtliche Regeln, heuerten Lobbyisten an und schoben am Ende dem nächstbesten unter ihnen die Schuld zu. Nicht um unser Wohlergehen ging es ihnen, nein, stets nur um ihres.

Diese Finanzordnung hat es nicht weniger als jene der Dreißigerjahre verdient, der allgemeinen Verachtung anheimzufallen. Sie betete falsche Götter an. Ihr Geschmack war miserabel. Ihre Helden waren Dummköpfe, Rohlinge, Diebe und Rabauken. Und sämtlich waren sie Versager, selbst nach ihren eigenen mickrigen Maßstäben: der »Manager-Präsident« samt seiner »marktorientierten« Regierung ebenso wie die Washingtoner Lobbyisten, die Bundesbehörden, die Privatunternehmen inzwischen als ihre »Kundschaft« ansahen, die verschnarchten Regulierer, die nicht aufwachten, als die Alarmglocken zu schrillen begannen, und natürlich unsere Armada von Hedgefonds-Milliardären, die auf ihren Jachten das Leben genossen und fröhlich auf den Eisberg zusteuerten. All dies hätte mit Fug und Recht den Untergang verdient gehabt.


Verbrechen zahlt sich aus

Stattdessen kamen die Bailouts. Nachdem Washington sich jahrzehntelang nicht um die Rüpel der Finanzindustrie gekümmert hatte, wurde die Hauptstadt plötzlich aktiv, als offenbar wurde, dass diese Rüpel sich gegenseitig für Billiarden von Dollar brandgefährliche Spekulationsgeschäfte untergeschoben hatten. Im März 2008 machte die US-Notenbank den Weg frei für die Übernahme von Bear Stearns durch JP Morgan. Nachdem man dann im September Lehman Brothers in die Insolvenz hatte gehen lassen und sich an den Finanzmärkten Panik ausbreitete, fingen die Notenbank und das Finanzministerium an, großzügig Bürgschaften auszuteilen. Sie schnürten ein Rettungspaket für AIG, die große Versicherungsgesellschaft, die mit Kreditausfallversicherungen Milliardenverluste erlitten hatte; sie übernahmen die Hypothekenbanken Fannie Mae und Freddie Mac, retteten Geldmarktfonds und organisierten die Notübernahme der riesigen Wachovia-Bank. Und das war nur der Anfang. Nach diesen Aufwärmübungen wandten sie sich an den Kongress und baten um die berühmt-berüchtigte Intervention, die als Troubled Asset Relief Program (TARP) bekannt wurde: Rettungsfonds für alle Banken Amerikas in Höhe von 700 Milliarden Dollar, die der ehemalige Vorstandsvorsitzende von Goldman Sachs, Finanzminister Hank Paulson, nach Gutdünken verteilen konnte.

Die Wirtschaft taumelte in den tiefsten Abschwung seit der Weltwirtschaftskrise. Im folgenden Jahr verloren Millionen Menschen ihren Arbeitsplatz, ungezählte Unternehmen gaben auf. Aber die Banken und Maklerfirmen und windigen Risikokapitalgesellschaften, die den zweifelhaften Boom vorangetrieben hatten, der all das ausgelöst hatte – diese Unternehmen durfte man nicht in die Pleite gehen lassen. Sie wurden mit neuem Kapital ausgestattet, aufgepäppelt und frisch gebürstet wieder in die Welt hinausgeschickt, damit sie dort weiter die Rolle des Rüpels spielen und allen den Stinkefinger zeigen konnten.

Beherztes Handeln war sicherlich vonnöten. Aber die finanzielle Rettung hätte auch viele andere Formen annehmen können. Sie hätte die »Zombiebanken« unter Konkursverwaltung stellen und geordnet in die Insolvenz führen können, sodass niemand mit Buchhaltungstricks davongekommen wäre. Man hätte den gesamten Banksektor zerschlagen und wieder unter strenge Regulierung stellen können, flankiert mit einer Politik der Nulltoleranz für finanzielle Konstrukte, die »zu groß zum Scheitern sind«, um in Zukunft gar nicht mehr erst in Versuchung zu geraten, solche Institutionen zu retten. Doch stattdessen erlaubte unsere Regierung den größten Banken, noch größer zu werden. Sie bot ihnen grenzenlose Garantien, und zwar fast ohne Auflagen – praktisch eine Einladung, sich auf hochriskante Spekulationen einzulassen, konnten sich die Institute doch darauf verlassen, dass der Steuerzahler am Ende für die Verluste geradestehen würde.

Diese Bailouts gehören zu jenen Momenten, die den Glauben einer ganzen Nation erschüttern können. Die Wall Street hatte mit dem Wohlstand der Welt gezockt, uns an den Rand einer Katastrophe geführt und erhielt nun dafür staatliche Unterstützung in einem Ausmaß, auf das der Normalbürger niemals zählen kann. Wer Waren produziert, entwickelt oder vielleicht auch seinen Lebensunterhalt durch Schreiben verdient hatte, anstatt mit riskanten Finanzprodukten zu jonglieren, der hatte vielleicht bis dahin geglaubt, einen nützlichen Beitrag zur Gesellschaft zu leisten. Finanzminister Hank Paulson und Co. enthüllten nun die Wahrheit: In ganz Amerika gab es nur eine sinnvolle Beschäftigung, und wer sich in einem anderen als dem Finanzsektor tummelte, war bloß ein Dummkopf. Wer darüber hinaus noch nach den Regeln spielte, war schlicht ein Trottel.[∗]

An die Fairness des Systems zu glauben war einfach naiv. Die erschreckende, doch nicht misszuverstehende Botschaft der Bailouts war, dass die Herren an der Wall Street die Regierung in der Tasche hatten. Zuerst hatten sie die Bankgesetze in grotesker Weise nach ihren eigenen Vorstellungen umgeschrieben. Nachdem sie sich dann selbst in die Klemme gebracht hatten, pfiffen sie einfach Hilfe aus der staatlichen Schatztruhe herbei: unsere Steuergelder. Wie man inzwischen weiß, waren die Bundesbehörden von ehemaligen und zukünftigen Bankmitarbeitern durchsetzt. Ganz Washington, Republikaner ebenso wie Demokraten, machte seinen Kotau vor der Ideologie der Selbstbedienung, die an der Wall Street herrschte. Es konnte einen schon der Ekel packen, ganz so, als wäre plötzlich herausgekommen, dass die CIA Kennedy ermordet hatte oder dass Eisenhower in Wahrheit ein kommunistischer Agent gewesen war.


Das populistische Moment

Es mag nicht jedem gefallen, wie ich mich ausdrücke, an den Fakten jedoch lässt sich kaum etwas deuteln. Die meisten seriösen Analysen über den Crash des Jahres 2008 zählen die Deregulierung, die Boni und den blinden Glauben an die freie Marktwirtschaft zu den zentralen Faktoren bei der Entstehung der Blase. Wenn ich all dies hier wiederhole, dann deshalb, weil nach der Logik der schlechten Zeiten – beziehungsweise nach der Logik überhaupt – der Crash von 2008 dasselbe Szenario hätte auslösen müssen wie die Ereignisse von 1929–1932. Und tatsächlich schien es eine Weile so, als würden sich die Dinge unausweichlich nach dem Strickmuster der Weltwirtschaftskrise entwickeln. Die Helden der Finanzwelt waren auf einmal die Buhmänner der Nation, und mit ihnen die Politiker, die ihre Freunde herauspaukten. Der Zorn flammte jedes Mal von Neuem auf, wenn wir von Bankern hörten, die immer noch dem Luxusleben frönten.

Im Oktober 2008 waren es die königlichen Abfindungen, die sich Manager noch nach den Bailouts gönnten. Im November erfuhr man, dass die Manager der Automobilbranche in Privatjets nach Washington flogen, um dort ihre Rettung zu erbetteln. Im Januar 2009 war zu lesen, dass der Vorstandsvorsitzende von Merrill Lynch verschwenderische Boni verteilen ließ, obwohl das Unternehmen vor dem Ruin stand. So ganz nebenbei hatte er auch noch rasch mal eine Million Dollar für die Neugestaltung seines Büros ausgegeben. Im März zog der Komiker Jon Stewart das Wirtschaftsnachrichtennetzwerk CNBC wegen seiner unkritischen Haltung zu den Wirtschaftsbossen und seinem unbegründeten Vertrauen in die Aktienmärkte durch den Kakao.

In der Politik machte die Wirtschaftskrise von 2008 die Erfolgsaussichten des republikanischen Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen dieses Jahres, Senator John McCain aus Arizona, zunichte, der das Pech hatte, jene Partei zu vertreten, die schon sieben Jahre an der Regierung gewesen war. Vor dem Hintergrund fallender Aktienkurse wählte eine von Angst gebeutelte Nation den Demokraten Barack Obama, Senator von Illinois in erster Amtsperiode, zum Präsidenten, der unter normalen politischen Verhältnissen nahezu keine Chance gehabt hätte: Nicht nur, dass er ein Intellektueller aus einer Großstadt im Norden war, er war auch noch ein Schwarzer.

Obama war auf einmal der Mann der Stunde. Unter den Präsidentschaftskandidaten des Jahres 2008 schien er der Einzige zu sein, der einigermaßen begriffen hatte, wie es zur Finanzkrise gekommen war. In einer berühmten Rede im März 2008 hatte er doch tatsächlich leidenschaftlich staatliche Regulierung verteidigt, was sonst kaum ein Politiker wagt. Je weiter sich die Finanzkrise entwickelte, desto mehr wurde er mit Franklin Roosevelt verglichen. Die Zeitschrift Time montierte auf einem Titelbild seine Gesichtszüge in ein bekanntes Foto von FDR.

Kaum hatten die Demokraten die Präsidentschaft errungen, ergriffen sie auch Maßnahmen, die deutlich an die Dreißigerjahre erinnerten, beispielsweise Erleichterungen für Hypothekendarlehen und die Einsetzung einer Kommission, die der Ursache der Finanzkrise auf den Grund kommen sollte. Der frischgebackene Präsident brachte Anfang 2009 ein 787 Milliarden Dollar schweres Programm zur Ankurbelung der Wirtschaft und eine teilweise Regulierung von Wall Street durch den Kongress. Es gelang ihm sogar, ein Gesetz zur Einführung einer allgemeinen Krankenversicherungspflicht durchzudrücken. Zeitweise sah es tatsächlich so aus, als habe Roosevelt wieder die Regierung übernommen.

Die Granden von gestern widerriefen reihenweise ihre früheren Lehren, so wie es auch 1932 geschehen war. Der prominenteste Fall war Alan Greenspan, Mitglied des bereits erwähnten »Komitees zur Rettung der Welt«. Als Präsident der US-Notenbank hatte sich Greenspan entschlossen dafür eingesetzt, die Märkte für Derivate unreguliert zu lassen, und die Augen geschlossen, als der Ruf laut wurde, die dem Kreditrausch verfallenen Hypothekenbanken unter Aufsicht zu stellen. Doch nun gestand Greenspan auf einmal, »erschrocken und fassungslos« angesichts der Entwicklungen zu sein. Vor einem Untersuchungsausschuss des Repräsentantenhauses sagte er im Oktober 2008: »Es war ein Fehler, davon auszugehen, dass das Eigeninteresse von Organisationen, insbesondere Banken, aber auch anderer, darauf ausgerichtet [war], ihre Anteilseigner und das Firmenkapital zu schützen.« »Sie stellten also fest, dass Ihre Sicht der Dinge, Ihre Weltanschauung, nicht zutreffend war«, hakte der Ausschussvorsitzende nach. »Ganz genau«, antwortete der Maestro.

Eine Zeit lang hörte man aus den ehrwürdigen Hallen der Universität von Chicago Geschichten von verunsicherten Ökonomen, die ins Grübeln geraten waren. Unter den berühmten Vordenkern der Theorie der Markteffizienz war Nobelpreisträger Robert Lucas, von dem es im Jahr 2008 hieß, ihm seien Zweifel an seinem früheren festen Glauben an die Deregulierung der Banken gekommen.[4]

Nobelpreisträger Gary Becker gestand im Jahre 2009: »Es gab vieles, was die Leute falsch verstanden haben, was ich falsch verstanden habe, was Chicago falsch verstanden hat.«[5]

Die erstaunlichste Bekehrung war die von Richard Posner, auch er einer der Recken der Chicagoer Schule. In seinem 2009 erschienenen Buch A Failure of Capitalism gab er die Schuld an der Katastrophe unumwunden seinen früheren Mitstreitern in der Deregulierungsbewegung. Der Zusammenbruch »traf die Wirtschaftsliberalisten wie ein Faustschlag«, schrieb er, weil sie ihre Philosophie des freien Marktes so gründlich und augenfällig in Verruf gebracht habe.[6]

Im Jahr 2010 forderte Posner die Wiedereinführung der Bankenregeln der Dreißigerjahre und schrieb etwas zuvor Undenkbares: eine Hommage an John Maynard Keynes, der Staatsverschuldung als wichtigste Wirtschaftsbelebungsmaßnahme propagiert hatte und dafür von den Anhängern des freien Marktes verteufelt worden war.

So wie die Leser in den Dreißigerjahren zu Büchern griffen, die die großen Kapitalisten kritisierten und die klassische Wirtschaftstheorie auseinandernahmen, so wollte das Lesepublikum unserer Tage nun alles über den Irrsinn der ökonomischen Orthodoxie lesen. Im Jahr 2009 schrieb ein Kolumnist der Zeitschrift Time namens Justin Fox einen Überraschungsbestseller mit dem Titel The Myth of the Rational Market, eine gründlichen Abrechnung mit der akademischen Wirtschaftswissenschaft. Michael Lewis, der einst über jene gelacht hatte, die vor einer Immobilienblase warnten, führte nun in The Big Short die Leser durch die Abgründe der Betrügereien an der Wall Street. Und überall zog man Vergleiche mit der Weltwirtschaftskrise: so auch Paul Krugman, der sein 1999 erschienenes Werk über die Depression von 1929, Die große Rezession, nun aktualisiert und erweitert unter dem Titel Die neue Weltwirtschaftskrise herausgab und damit ein Buch über das Versagen der Zentralbanken in den Zwanzigerjahren auf die Bestsellerliste brachte.


Revolution ante portas

All jene, die zur Zielscheibe des wachsenden Unmuts wurden, waren ebenfalls sicher, dass sich das Drehbuch der schlechten Zeiten nun unvermeidlich entfalten würde. Aber die Angst war eine andere geworden: Die Leute fürchteten sich angesichts dieser neuen schlechten Zeiten nicht vor Arbeitslosigkeit oder Obdachlosigkeit, sondern vor der linken Politik, die diese Phänomene traditionellerweise hervorrufen. Sie wurden von der Angst gepackt, dass nun die Jakobiner die Herrschaft übernahmen.

Einer, der schon früh Alarm schlug, war der Ölbaron Charles Koch, einflussreicher Begründer neoliberaler Organisationen. Im Newsletter seines Unternehmens wetterte er, wir würden wieder in eine Weltwirtschaftskrise hineinschlittern und dabei »dieselben Fehler« wie unsere Vorväter machen – damit meinte er eine Ausweitung der Regulierungen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, neue Regierungsbehörden. Uns drohe damit der »größte Verlust an Freiheit und Wohlstand seit den Dreißigerjahren«.[7]

»Der Kapitalismus ist in Gefahr, seine Zukunft ungewiss«, stöhnte der Wirtschaftskolumnist Robert Samuelson kurz darauf. Auf dem Wirtschaftskanal CNBC diskutierten prominente Persönlichkeiten sorgenvoll über den verschärften »Klassenkampf« – gemeint war die scharfe Kritik der Öffentlichkeit an den Abenteuern der Investmentbanker.[8]

Die deckten sich unterdessen, so war zu hören, in Vorbereitung auf das bevorstehende wirtschaftliche Chaos mit großen Landsitzen ein.[9]

Selbst das Forbes Magazine zitterte in Angst vor der Revolution. Die Ausgabe vom 11. Mai 2009 zeigte in einer Karikatur eine wohlhabende Familie, die in albtraumartiger Umgebung von einem gespenstischen Uncle Sam mit Steuererhöhungen bedroht wird. Im Hintergrund waren Demonstranten zu sehen, die Plakate mit der Aufschrift »Tod den Reichen!« schwenkten. Im Aufmacher des Artikels hieß es: » Uncle Sam will Ihr Geld, der Mob Ihren Kopf.«

Auch Newsweek sah den Klassenkampf heraufziehen und brachte im Februar 2009 ein schrilles Titelbild mit der Schlagzeile: »Jetzt sind wir alle Sozialisten.« Obama war erst drei Wochen im Amt, und schon schienen die schlimmsten Albträume, die William Randolph Hearst in den Tagen des New Deal geplagt hatten, wahr geworden zu sein.[∗] Der Sozialismus war ausgebrochen, stellte ein führendes Blatt fest, auch ganz ohne sozialistische Partei.

Das Titelbild von Newsweek wurde als Bestätigung für die schlimmsten Befürchtungen genommen, die man in diesen schlechten Zeiten hegen konnte. Noch Jahre nach der Veröffentlichung wurde es auf Versammlungen der Konservativen gerne als unschlagbarer Beweis hochgehalten und in populären rechten Publikationen angeführt. Der Republikaner Ken Blackwell präsentierte es öfter wie eine Trumpfkarte vor laufenden Fernsehkameras. Auch Glenn Beck zeigte das Titelbild in seiner neuen Sendung auf Fox News und führte es als Beleg dafür an, dass »die Reichen verteufelt werden«, genau wie damals in den Dreißigerjahren.

Die Ängste der Wirtschaftswelt waren nicht völlig unbegründet. Der Zorn der Öffentlichkeit schwoll immer stärker an und erreichte seinen Höhepunkt im März 2009, als die Manager des mit Staatsgeldern gestützten Versicherungskonzerns AIG 165 Millionen Dollar an Boni just an jene Abteilung ausschütteten, welche die Derivate ausgeheckt hatte, die das Unternehmen ins Schlingern gebracht hatten. Boni! Das ganze Land war bereits in heller Empörung über die Bailouts. Und nun führte uns AIG, ein verrottetes Fass ohne Boden –überhaupt nur am Leben erhalten, um geordnet all seine faulen Geschäfte abwickeln zu können –, vor Augen, dass die Raffgier der Aktienhändler einfach unersättlich war.

Es war eine unglaubliche Dreistigkeit. Die Leute, die beinahe die Welt von der Klippe gestoßen hatten, stopften sich nun die Taschen voll. Bezahlung an der Wall Street, so wurde uns schlagartig klar, war niemals eine Belohnung für erbrachte »Leistung« gewesen oder Anerkennung dafür, wie weit finanzielle Innovationen das Land vorangebracht hatten – die Boni bemaßen sich schlicht nach dem, was sich die Leute an der Wall Street unter den Nagel reißen konnten. Der Bonus-Skandal bei AIG wurde so zum Symbol für den gesamten Krisen-Bailout-Skandal und verschärfte den allgemeinen Vertrauensverlust.

Die öffentliche Empörung entlud sich wie ein Vulkan, und sie steigerte sich von Tag zu Tag. In einem Bloomberg-Artikel vom 18. März hieß es, »die Amerikaner wollen Köpfe rollen sehen. Sie rufen bei National Public Radio an, um AIG ›unbewaffneten legalisierten Raub‹ vorzuwerfen. Sie verlangen, dass CNN die Fotos der AIG-Manager in der Rubrik ›Amerikas meistgesuchte Verbrechen‹ veröffentlicht.«

Das Feuer sprang rasch auf etablierte, wirtschaftsfreundliche Demokraten über. Chris Dodd, Senator von Connecticut, hatte AIG stets die Stange gehalten, erinnerte man sich nun voller Zorn. Präsident Obama höchstpersönlich hatte Wahlkampfhilfe von Managern des Unternehmens erhalten. Und Larry Summers, der einst dem »Komitee zur Rettung der Welt« angehörte und nun Direktor des Nationalen Wirtschaftsrats (NEC) war, hielt es für angemessen, die Amerikaner in dieser Situation über das Gesetz und die Heiligkeit von Verträgen zu belehren. Hochnäsigkeit dieser Art machte alles nur noch schlimmer.

Newsweek veröffentlichte eine »Anleitung zum Volkszorn für denkende Menschen«, die die Reaktion auf die AIG-Boni als Neuauflage der Stimmung während der Weltwirtschaftskrise schilderte. Präsident Obama erhielt den Ratschlag, diese Geschichte möglichst nicht hochkochen zu lassen. Wie in den Dreißigerjahren fegte wieder ein Sturmwind von Klassengegensätzen über das Land, und die Dinge konnten leicht außer Kontrolle geraten.[10]

Obama höchstpersönlich überbrachte diese Warnung Wall Street. Einer Delegation von Wall-Street-Bankern sagte der neue Präsident im April 2009: »Meine Regierung ist das Einzige, was zwischen Ihnen und den Mistgabeln steht.«


Die Welt auf den Kopf gestellt

Hier und da schienen die Mistgabeln tatsächlich aufzublitzen. Doch die Wall Street hatte von ihnen nichts zu befürchten. Nur wenige Elemente des Drehbuchs der schlechten Zeiten überdauerten die ersten Monate des Abschwungs. Die Arbeiter radikalisierten sich nicht, obwohl es in einigen Bundesstaaten erhebliche Bemühungen gab, die Gewerkschaften auszuschalten. Auch die vielen, deren Häuser der Zwangsvollstreckung anheimfielen, probten nicht den Aufstand, dafür wurde die Hilfsorganisation ACORN, die unter anderem auch Randgruppen zum Eigenheim verhelfen sollte, nach einer erfolgreichen Kampagne aufgelöst. Die »Occupy Wall Street«-Bewegung sollte erst zwei Jahre später zum Leben erwachen.

Zu dieser Zeit waren die Vergütungen an der Wall Street bereits wieder auf dem alten Niveau. Im April 2011 zeigte die Zeitschrift New York auf dem Titelbild das Foto eines zufriedenen jungen Investmentbankers, der dem Betrachter herausfordernd ein Bündel Hundertdollarscheine entgegenhielt. »Wall Street hat gewonnen«, lautete der höhnische Titel. Man hatte sich eine Weile zurückgehalten, der Welt unter die Nase zu reiben, was man sich so zusammenstahl, aber nun waren die Tage, in denen man in Sack und Asche gegangen war, vorbei. Die Rüpel waren wieder von der Leine.

Doch der Volkszorn vom März 2009 war nicht völlig erloschen. Er glimmte in tausend Versammlungen der Tea Party überall im Land weiter. Im April gab es in Städten jeder Größenordnung Veranstaltungen der Tea Party, und während des ganzen Sommers wurde unseren Volksvertretern in Bürgerversammlungen eingeheizt. Im Herbst dieses Jahres marschierten Hunderttausende auf der National Mall in Washington, im folgenden Frühjahr standen sie vor dem Kapitol, und im August 2010 erhoben sie vor dem Lincoln Memorial Anspruch auf das Erbe von Martin Luther King.

Das Gefühl, dass dem einfachen Amerikaner Unrecht geschah, ließ bei den Protestierenden ebenso wenig nach wie ihr Zorn auf die Eliten. Sie schimpften in guter demokratischer Tradition auf die Großen und Mächtigen und zitierten dazu die Gründerväter Jefferson, Franklin und Thomas Paine. Manche unterstrichen dies durch die gepuderten Perücken der Revolutionszeit oder schwenkten die sogenannte »Gadsden-Flagge« mit der sich drohend aufrichtenden Klapperschlange und dem warnenden Schriftzug »Tritt nicht auf mich«, ebenfalls ein Symbol der Amerikanischen Revolution.

Der Volkszorn, der sich hier äußerte, war allerdings ein anderer als jener, mit dem alles begonnen hatte. Anfang 2009 hatte die massive öffentliche Empörung gegen die Banker die Amerikaner aus ihren Sesseln und auf die Straßen getrieben. Gegen Jahresende waren die Fehlleistungen der »Bonus Boys« allerdings weitgehend vergessen. Innerhalb kürzester Zeit war die Wut der Öffentlichkeit von der Wall Street auf Washington übergesprungen. Es dauerte nicht lange, und der Zorn des Volkes richtete sich gegen den Staat, Steuern und Auflagen der Bundesregierung – mit anderen Worten, es war eine Bewegung entstanden, die genau jene Verhältnisse unterstützte, die es Wall Street erlaubt hatten, die Welt auszuplündern. Beinahe jeder Aspekt jener Kultur, die zum Zusammenbruch geführt hatte – von der Deregulierung bis zu den Romanen von Ayn Rand –, wurde nun enthusiastisch gefeiert. Mochte selbst der große alte Greenspan eine »Schwachstelle« in seinem System eingeräumt haben, außerhalb der Untersuchungsausschüsse schworen die Menschen, niemals vom wahren Glauben abzufallen.

Der Partei der Republikaner und ihrer staatskritischen Haltung brachte dieser Stimmungsumschwung einen erstaunlichen Auftrieb. Was ursprünglich wie ein Selbstmordmanöver ausgesehen hatte, erwies sich auf einmal als genau die richtige Strategie zur richtigen Zeit. Im Januar 2010 besetzten die Wähler im demokratisch geprägten Massachusetts mit Begeisterung den vakant gewordenen Senatorenposten des verstorbenen Ted Kennedy mit dem Republikaner Scott Brown, einem noch weitgehend unbeschriebenen Blatt. Eine eigentlich typisch demokratische Wählergruppe – die Arbeiterschaft – vollzog bei dieser Abstimmung den erstaunlichsten Wechsel von allen. Diese Bevölkerungsgruppe zeigte in Massachusetts ein so untypisches Abstimmungsverhalten, dass der Gewerkschaftsdachverband AFL-CIO von einer »Revolte der Arbeiterklasse« sprach.[11]

Und das war noch nicht alles. Einen Monat nach dem Erdrutschsieg der Republikaner in Massachusetts titelte die Washington Post: »Demokraten verlieren Einfluss in den Appalachen«. Die Reportage schilderte das Leben in einem gottverlassenen Kohlerevier in West Virginia, wo die Antwort einer verlorenen Generation auf die Krise offenbar darin bestand, sich der Grand Old Party in die Arme zu werfen.[12]

Die Kongresswahlen im November gerieten für die Republikaner zum Triumph. Das Repräsentantenhaus erlebte den größten Umschwung in der Mitte der Amtszeit eines Präsidenten seit 1938, dreiundsechzig Sitze wechselten von Blau nach Rot, gingen also von den Demokraten an die Republikaner.[13]

Nur zwei Jahre nach ihrem großen Sieg bei den Präsidentschaftswahlen hatte der Volkszorn die Seiten gewechselt.

Es war beinahe überall dasselbe. In einer Wahlanalyse kam das National Journal zu dem Schluss, dass die Arbeiterschaft landesweit mit einer erstaunlichen Rate von 2:1 republikanischen Kongressabgeordneten den Vorzug gegeben hatte. In einer Demonstration des »erbitterten Widerstands gegen Obama und seine Politik« hatte die Bevölkerungsgruppe, die in der großen Krise des Kapitalismus der Vergangenheit Franklin Roosevelt vier Mal ins Präsidentenamt gewählt hatte, sich nun für die Politik von Herbert Hoover entschieden.[14]

Gewiss eine erstaunliche Kehrtwende, allerdings weniger harmlos, als die Anhänger dieses Aufstands es gerne darstellten. Die meisten Beteiligten waren sicher wohlmeinende Bürger, die sich im Zeitgeist verfingen. Aber die dahinterstehende politische Operation, der sie sich verpflichteten, war insgesamt ein gigantischer Taschenspielertrick. Vor unseren Augen wurden die echten Gefahren gegen eingebildete ausgetauscht. Amerika wird dafür die Zeche noch zahlen müssen.

∗ Als ein Börsenmakler 2010 in einem Bericht über das Desaster einen anderen fragte, wer denn die Leute seien, die durch Hypotheken gedeckte Wertpapiere kauften, bekam er zur Antwort: »Die dummen Deutschen. Sie glauben an Ratingagenturen. Sie glauben an die Regeln.« Michael Lewis, The Big Short: Wie eine Handvoll Trader die Welt verzockte (München: Goldmann, 2011), S. 119.

∗ Die Prämisse der »Sozialismus«-Titelgeschichte von Newsweek – dass die Bailouts für die Banken ihrer »Verstaatlichung« gleichkamen, so wie man in den Vierzigerjahren die britischen Kohlebergwerke verstaatlicht hatte – war im Grunde eine Beleidigung der sozialistischen Idee. Vielleicht könnte man das, was gerade geschah, »Sozialismus für die Reichen« nennen, setzte der Staat doch seine Mittel ein, um Manager, Aktienbesitzer und Vertragspartner großer Finanzinstitute auf Kosten von Millionen Bürgern zu retten, die nicht über ein solches Sicherheitsnetz verfügen.

Hier, was der überzeugte Sozialist Norman Thomas 1936 zu diesem Thema zu sagen hatte: »Es hat nichts mit Sozialismus zu tun, wenn Uncle Sam alle Banken übernimmt, die ihm in den Schoß fallen, sie wieder auf die Füße stellt und den Bankern zurückgibt, um dann zuzusehen, wie es ihnen noch einmal gelingt, sie in den Ruin zu führen.« Zitiert nach Progressive, 15. Februar 1936. (Und noch einmal in Progressive, April 2009, S. 39.)


KAPITEL 3
DASSELBE LIED IN NEUER TONART

Der Wiederaufstieg der Konservativen hat Elemente eines klassischen Taschenspielertricks oder eines Verwandlungskunststücks. Eine Angst wird durch eine andere ersetzt, ein bloß eingebildeter Notstand verdeckt einen echten, und auf der Bühne steht plötzlich ein neuer Bösewicht und erntet die Buhrufe, die ursprünglich einem anderen zugedacht waren. Die konservative Renaissance schreibt die Geschichte nach den politischen Erfordernissen des Augenblicks um, hüllt alles in die Nebelschwaden der Verwirrung, reklamiert für sich den Adel des hart arbeitenden Menschen und projiziert auf ihre Gegner die Arroganz der Aristokraten. Diese Neuausrichtung des Volkszorns hat sich nicht erst mit der Bewegung entwickelt, sie war von Anfang an vorhanden. Genau betrachtet bildete sie ihren eigentlichen Ausgangspunkt.


Der Börsenmakler als Durchschnittsbürger

Der Weckruf der Rebellion kam nicht etwa von einem Gewerkschaftsboss, sondern in Form einer im Fernsehen übertragenen Tirade, die der Wirtschaftsjournalist Rick Santelli am 19. Februar 2009 live auf dem Parkett der Chicagoer Börse lieferte. Er wetterte wohlgemerkt nicht gegen die Börsenmakler, die ihn umstanden, er sprach für sie. Es gibt kaum ein besseres Beispiel für den Geist der Umdeutung, der den Aufschwung der Konservativen prägt.

Rick Santelli hatte bereits in den vorangegangenen Monaten mehrfach das Bankenrettungsprogramm kritisiert. Als er an diesem Februartag das Ohr der Nation hatte, wandte sich sein Unmut besonders jenem Teil des Troubled Asset Relief Program (TARP) zu, der dazu bestimmt war, Hauseigentümern, denen die Kredite »abgesoffen« waren, deren Immobilien also nicht mehr den Wert der aufgenommenen Hypotheken deckten, Erleichterungen zu verschaffen und sie vor der Zwangsversteigerung zu bewahren. Das war der einzige Teil von TARP, der unmittelbar individuellen Kreditnehmern und nicht Kreditinstituten zugutekam und dem Programm die öffentliche Zustimmung sichern sollte. Doch gerade dies zog den Zorn von Santelli auf sich, den der bloße Gedanke in Rage brachte. »Wir leben hier in Amerika!«, rief er.

Für das Amerika, das Santelli auf dem Börsenparkett beschwor, bedeutete ein solches Programm die »Belohnung von Fehlverhalten« und »eine Subvention der Kredite von Verlierern« mit öffentlichen Geldern, die in den Händen der Gewinner der Gesellschaft sicher für bessere und glänzendere Dinge ausgegeben würden. Santellis Empörung über diese »Verlierer« war nicht zu bremsen. Sie »trinken das Wasser«, während sich andere abplagen, »das Wasser heranzuschaffen«, polterte er. Mit theatralischer Geste fragte Santelli in die Runde seiner Freunde der Chicagoer Börsenmakler: »Wer will hier für den Hauskredit seines Nachbarn aufkommen, der sich ein zweites Badezimmer geleistet hat und nun die Raten nicht mehr zahlen kann?«[∗]

Die Börsenmakler brachen in Buhrufe aus: Nieder mit den Nachbarn! Zur Hölle mit dem zweiten Badezimmer, mit diesen Leuten, die arrogant unser Wasser wegsaufen, mit ihren Problemen.

Wenn die Regierung weiter auf so tyrannische Weise in diese Hypothekengeschichte eingreift, erklärte der Reporter, sind wir auf dem besten Weg zum kommunistischen Kuba. Doch bevor Big Brother uns an die staatliche Kandare nehmen konnte, war da noch Rick Santelli, Freund der Börsenmakler und Geißel der Dürstenden. Santelli forderte die Regierung Obama mit einer »Chicago Tea Party« in die Schranken, zu der er »alle Kapitalisten« einlud.

In den folgenden Tagen rätselten die Kommentatoren hauptsächlich, ob Santellis viel beachtete Tirade wirklich ein spontaner Ausbruch oder eine kalkulierte Aktion war. Am interessantesten daran fand ich jedoch die gigantische Verdrehung der Tatsachen. Das Land stand damals am ökonomischen Abgrund, unter anderem auch wegen der Bonusgier eben jener Börsenmakler, die nun Santelli applaudierten. Und ein weiterer Grund dafür, dass nun auch so viele von uns vor diesem Abgrund standen, war, dass Wirtschaftsjournalisten von CNBC wie Santelli uns in keiner Weise vor den wachsenden Problemen der Investmentbanken und der aufziehenden Hypothekenkrise gewarnt hatten.

Aber dieser CNBC-Reporter und seine Freunde, die Börsenmakler, sahen sich nicht als die Schurken in diesem Spiel, sondern als jene, denen Unrecht geschehen war.

Ein Punkt blieb zu klären. Wer waren diese unzufriedenen Börsenmakler, für die Rick Santelli so eloquent seine Stimme erhob? Nun, erzählte er einem Kollegen von CNBC, sie waren »ziemlich normal … ein Querschnitt Amerikas, die schweigende Mehrheit«.

Dies war sicherlich die größte Verdrehung, die Rick Santelli an jenem denkwürdigen Februartag ablieferte. Börsenmakler mögen sich in vielerlei unterscheiden und die unterschiedlichsten Essgewohnheiten haben, aber per definitionem repräsentieren sie eine ganz bestimmte soziale Schicht: Es sind Menschen, die abstrakte Güter kaufen und verkaufen. Sie produzieren nichts. Sie bewegen nichts (außer Preisen). Sie stellen die Finanzindustrie in Reinkultur dar. Und wenn wir nach dem Trader Monthly urteilen, sind Börsenmakler nur dann ein »Querschnitt von Amerika«, wenn wir »Amerika« als einen Ort betrachten, an dem Rücksichtslosigkeit und Ellenbogenmentalität nationale Großtugenden und finanzielle Taschenspielertricks die edelste Art sind, sein Geld zu verdienen.

Andere sahen jedoch in der Gleichsetzung der Börsenmakler mit Amerika, mit jenen, die berechtigterweise »Wir sind das Volk« rufen, das Klügste, was Rick Santelli an diesem Morgen über die Lippen kam. Durch die schiere Kraft der Behauptung hatte er das Stigma ausgelöscht, das der Finanzbranche seit dem Beginn des Abschwungs anhaftete. Endlich erkannten wir, so ein Organisator der Tea Party später, dass diese Börsenmakler »einfach arbeitende Menschen waren, die in Freiheit ihrer Tätigkeit nachgehen und die Früchte ihrer Arbeit auf faire Weise genießen wollten«.[1]

Santelli selbst hatte sich schon vor diesem großen Augenblick im Februar mit dem kleinen Mann identifiziert. Laut einem Profil des Fernsehjournalisten, das die Washington Post im November 2008 brachte, sieht man Santelli »gewöhnlich in einer unteren Ecke des Fernsehbildschirms, gefilmt aus der Vogelperspektive, wie er seine Berichte vom Parkett der Chicagoer Börse nach oben in die Kamera ruft. Das gibt seinen Schimpfkanonaden den klassischen Touch des kleinen Mannes, der gegen das System aufmuckt.«[2]

Und damit war die Umkehrung komplett. Für die Rebellen der Dreißigerjahre war die Chicagoer Börse eine teuflische Veranstaltung, der Sitz einer Finanzelite, die die arbeitende Bevölkerung verarmen ließ und die Konsumenten schröpfte, selbst aber nichts produzierte. Die populistischen Rebellen unserer Tage sahen in dem Wirtschaftsjournalisten, der seine Stimme im Namen der »arbeitenden Bevölkerung» just an jenem Ort erhob, an dem die Derivate gehandelt werden, selbst einen »kleinen Mann«, der sich in der Tradition der Dreißigerjahre gegen das »System« erhob.

Santellis Explosion fing den Geist des Aufruhrs jener Tage ein. Der Zorn der Öffentlichkeit auf die Mächtigen war in den ersten Monaten des Jahres 2009 mächtig angeschwollen, und so wurde der Ausbruch des Reporters eine millionenfach auf YouTube abgerufene Sensation. Umgehend wurde Santelli mit Howard Beale verglichen, dem charismatischen Anchorman aus dem Film Network von 1976, der vor laufenden Kameras gegen das System wütete.

Dass der Journalist dabei eigentlich für das System und gegen die Ansprüche der normalen Leute antrat, die ihm zum Opfer fielen, war ein Detail, das die meisten Amerikaner schlicht übersahen. Es war eben eine Zeit der großen Verwirrung, und wohin man schaute, wurden die frustrierten Äußerungen der Mächtigen als spontane Ausbrüche amerikanischer Durchschnittsbürger gedeutet, die ihre Angelegenheiten selbst in die Hände nahmen.

Die Bedingungen für eine solche Verwirrung im großen Stil waren günstig. Wer zum Beispiel wusste denn schon, was die Zusammenbrüche der Banken ausgelöst hatte? Oder was ein Credit Default Swap überhaupt war? Und wer konnte erklären, wie solch ein Finanzinstrument die größte Wirtschaftsmacht der Welt hatte lahmlegen können?

Inmitten der Verwirrung brandeten die Wogen der Empörung vor allem gegen das Teufelsprodukt TARP auf, das Programm zur Stabilisierung des Finanzsektors. Hier war eine Schurkerei, die die Leute verstehen konnten. TARP, erzählte man den Amerikanern, war teurer als der gesamte Vietnamkrieg, teurer als einst der Kauf von Louisana, teurer als alles, was man sich sonst noch vorstellen mochte. Und TARP war eindeutig schlecht, eine Art Schnellstraße, über die der Staat diensteifrig die Verluste der Finanzindustrie auf die Steuerzahler abwälzte.

Zu anderen Zeiten hätte TARP das Thema einer revitalisierten Linken werden können. Schließlich schlossen die Bailouts nahtlos an das Fehlverhalten an, das ihnen vorangegangen war, also die Deregulierung der Banken, die Bonuskultur, die Aushebelung der Aufsichtsfunktionen des Staates. Dahinter hatten wirtschaftsfreundliche Konservative gesteckt, und dieselben wirtschaftsfreundlichen Konservativen hatten nun aus denselben zwielichtigen Gründen TARP aufgesetzt: um ihren Freunden bei den Banken zu geben, was immer sie verlangten. Hätte die Linke schneller reagiert, so hätte sie TARP als das letzte Kapitel im großen Buch des Betrugs darstellen können, als die Episode, in der Wall Street den Staat in Geiselhaft nimmt, um den Steuerzahlern die Schulden der Banken aufzudrücken.

Aber es war die Rechte, der es gelang, die Führung in der Debatte zu übernehmen, sie benutzte die Rettungsaktionen, um den Schwarzen Peter von der Wall Street an den Staat weiterzureichen. Für sie war TARP das einzige relevante Element der Krisengeschichte, nicht die Derivate oder die Deregulierung, und dass es eine konservative, republikanische Führung war, die dieses Programm ursprünglich ins Leben gerufen hatte, kümmerte sie nicht. (Dass auch die Demokraten im Kongress schließlich dafür gestimmt hatten, war andererseits wiederum höchst bemerkenswert.) Sie waren die einzige rechtmäßige Opposition gegen TARP, beharrten die Konservativen, weil sie jeglichen Eingriff des Staates in den Markt ablehnten, und Bailouts seien ein Verstoß gegen die strikte Lehre des Laisser-faire – ihre Lehre eben. Mit Bailouts würde der Staat zwischen Gewinnern und Verlierern unterscheiden, mithin die Mechanismen des Wettbewerbs durch administrative Anordnungen ersetzen und das Haushaltsdefizit noch weiter vergrößern. So besetzte die Rechte also dieses Thema und blies TARP zum großen Skandal der Liberalen auf.[3]


»Lasst die Pleitiers pleitegehen«

Der erste Protestversammlung der Tea Party in Washington fand acht Tage nach der Sendung statt, in der Santelli aufgetreten war, und sie lieferte das Modell für die Art und Weise, in der die Rechte Kapital aus der Verwirrung der Öffentlichkeit schlug. Auf mich wirkte sie nicht wie eine spontane Graswurzelbewegung, sondern eher wie eine dieser inszenierten Protestveranstaltungen, die man in Washington alle Tage zu sehen bekommt und in denen eine Handvoll Aktivisten mit Protestplakaten für die Kameras posieren. Ich erfuhr davon nicht etwa durch einen konspirativen, an einer Straßenecke zugesteckten Handzettel, sondern durch eine Online-Nachricht des American Spectator, einer etablierten Stütze des rechten Washington. Die Kundgebung sollte im Park gegenüber dem Weißen Haus stattfinden, traditionell ein Sammelpunkt rechter Protestler.

Das war nicht der Aufstand des kleinen Mannes. Das war keine Graswurzelbewegung, das war Kunstrasen der billigsten Sorte. Die ganze Veranstaltung wimmelte nur so von altbekannten konservativen Aktivisten. Die Bloggerin Michelle Malkin wechselte sich am Megafon mit Joseph Wurzelbacher ab, der in seiner Rolle als »Joe the Plumber«, »Joe der Klempner«, den amerikanischen Proletarier verkörperte und nun offenbar zeigen wollte, dass Amerikas Arbeiterklasse dem Glauben an den zynischen Idealismus der Milliardäre Amerikas verfallen war. Viele Leute erschienen im Anzug, und einige kamen, erkennbar an ihren Namensschildern, direkt vom CPAC, dem Jahrestreffen konservativer Aktionsgruppen und Politiker, das nur ein paar U-Bahnstationen weiter stattfand.

Die Demonstranten empörten sich über das ausufernde Staatsdefizit und die Bailouts und nicht zuletzt über das, was Santellis Ausbruch hervorgerufen hatte: die Möglichkeit, dass der Staat Bürgern bei Problemen mit ihren Hypotheken unter die Arme griff. Hatten sich die Menschen einst zusammengeschlossen, um ihren von Zwangsversteigerung bedrohten Nachbarn beizustehen, so wollte der prototypische Populist nun seinen schnöseligen Nachbar aus dem zu großen Haus vertrieben sehen, das sich dieser Kerl überhaupt nie hätte kaufen dürfen.

Die Symbole, Kostüme und die Verwirrung, die die Nation bald nur zu gut kennenlernen würde, waren bereits auf dieser ersten Kundgebung zu sehen: die Schlangenflagge, die Dreispitzhüte, die Ehrfurcht vor der Verfassung, auch die vielen Rechtschreibfehler. Und natürlich die kleingeistige Rachsucht, die sich nun schon seit Jahren als mutiger Widerspruch gegen die autoritäre Obrigkeit maskierte. Protestschilder der Tea Party zu fotografieren wurde bald zum Volkssport. Bei dieser ersten Gelegenheit hielt eine Frau mir stolz eine handgemachte Erklärung vor die Kamera, deren wirrer Protest folgendermaßen lautete:


Kann niemand im Kapitol lesen?

Schaut mal in die Vafassung

Amerikaner haben kein Recht auf:

Haus

Auto

Bildunk

Amerikaner haben ein Recht

auf das Strehben nach Glück

nicht Glück geschenkt zu kriegen![∗]



Man diskutierte über den Konflikt zwischen »Freiheit und Tyrannei«, als ob die eigentliche Gefahr, die den Amerikanern drohte, nicht der wirtschaftliche Zusammenbruch, sondern ein Angriff auf ihre persönliche Freiheit sei. Und dann gab es diesen Slogan, einen Aufschrei existenzieller Ängste, die aus den bitteren Siebzigern herüberklangen – oder eher eine wirre Hommage an Rick Santelli –, als die Sprecher einer nach dem anderen ein berühmtes Zitat aus dem Film Network wiederholten: »Ihr könnt mich alle am Arsch lecken! Ich lass mir das nicht mehr länger gefallen!«∗[∗]

»Nicht mehr länger«? Barack Obama war zu diesem Zeitpunkt kaum mehr als einen Monat im Weißen Haus, und schon litt man Qualen unter seiner Regierung. Und was wollte man sich »nicht mehr länger gefallen lassen«? Jahrzehntelang hatten Politiker den konservativen Wirtschaftsexperten jeden Wunsch von den Lippen abgelesen. Diese Gruppe war vom politischen System hervorragend bedient worden, sie hatte genau die deregulierte Welt bekommen, nach der nun gerufen wurde.

Aber »Ihr könnt mich alle am Arsch lecken!«? Ja, das klang echt. Dieses Gefühl habe ich auch manchmal. Und für alle, die sich über die Finanzkrise und die Bailouts aufregten, hatte diese erste Generation der Tea-Party-Anhänger eine simple Lösung parat: »Lasst die Pleitiers pleitegehen.« Diesen Slogan sah ich auf einem Protestplakat, und er schallte mir seitdem hundertfach entgegen.[4]

»Lasst die Pleitiers pleitegehen« – ein Schlüsselsatz des erstaunlichen Erfolgs, den die Rechte dann bald errang. Das war eine Antwort auf die Empörung über die Bailouts, und sie war weder von Winkeladvokaten formuliert noch von ungeliebten Gesetzen begleitet wie TARP, für das die Demokraten im Repräsentantenhaus nur mit zugehaltener Nase gestimmt hatten. »Lasst die Pleitiers pleitegehen«: Mit diesem Slogan stellt sich die zu neuen Lebensgeistern erwachte Rechte als Feind des Big Business dar, der den Kollaps der Megabanken begrüßt. Die Anhänger der Tea Party mögen in ihren Kostümen manchmal etwas lächerlich gewirkt haben, ihr zentrales Anliegen war es keineswegs.


Die Lehre vom bösen Nachbarn

Doch nicht jede Pleite ist gleich. Hinter dem, was die neue Rechte im Sinn hat, steckt eine philosophische, ebenso persönliche wie radikale Forderung. Sie will Zwangsversteigerung in großem Stil, eine Art wohlverdienten Weltuntergang für den müßigen, kreditfinanzierten Lebenswandel. Allerdings geraten in der Fantasie von diesem großen reinigenden Gewitter die wahren Schuldigen des Jahres 2008 völlig aus dem Blickfeld.

Bei genauerem Hinsehen erkennt man, wie hier geschickt die Karten vertauscht wurden. Immer wenn sich unsere Freunde auf einer ihrer Tea Partys für die Pleite der Pleitiers starkmachen – und das tun sie oft –[5], richten sie den Fokus alsbald von den geretteten Banken auf jene verschwenderischen »Nachbarn«, die Santelli ausgemacht hatte. Dies sind also die Pleitiers, die man wirklich pleitegehen lassen will. Am Ende wird es doch immer persönlich. So charakterisierten zum Beispiel die konservativen Kämpen Dick Armey und Matt Kibbe in einem Kapitel ihres »Tea Party Manifesto« die Rettungsaktion folgendermaßen:


»Viele von uns wissen instinktiv, dass die Rettungsaktion falsch war. Wir sind der Ansicht, dass es zum richtigen Funktionieren des Kapitalismus gehört, nicht nur die Gewinne aus den Risiken, die wir eingegangen sind, für uns zu behalten, sondern auch die Verluste zu akzeptieren, die aus ihnen resultieren können. Viele von uns kennen einen Nachbarn oder haben von jemandem gehört, der zu lange über seine Verhältnisse lebte, und fragen sich, warum sie nun dafür aufkommen sollen.«[6]



Teilweise herrscht hier eine Sehnsucht nach einem absoluten Scheitern, einem »Tag der Abrechnung«, wie Senator Rand Paul gern sagt: Scheitern als Antwort der Natur auf die Hybris eines aufgeblähten Staatswesens, Scheitern als die gerechte Strafe für unser falsches Wertesystem. Für Glenn Beck, den ehemaligen Moderator von Fox News, ist Scheitern eine Art Läuterungsprozess und gehört zum amerikanischen Materialismus. Scheitern sei ein moralisches Erfordernis und sogar etwas Gesundes, schrieb er in seinem 2009 erschienenen Bestseller, »ein notwendiger Schritt auf dem Weg zum Erfolg – ein Schritt, den Bailouts und soziale Netze zu umgehen versuchen«. Diese Bailouts seien ein Affront gegen die Natur und die republikanischen Tugenden, ein Auswuchs jener Selbstsucht, die dazu führte, dass sich Konsumenten verschuldeten und »Politiker und Medien« uns weismachten, »dass es in Amerika vor allem darum gehe, so viel wie möglich zu besitzen, die schönsten Autos und die größten Häuser«.[7]

Also lasst es tausend Pleiten regnen. Lasst alle diese Versager untergehen. Die Regierungsbehörden, die die Bailouts verteilten, die Banken, die sie annahmen, die gierigen Nachbarn, die Hypotheken aufnahmen, und alle dazwischen: Lasst sie einfach auf die Schnauze fallen. Lasst die Arbeitslosen ohne Arbeitslosenunterstützung klarkommen. Nehmt den Farmern die Subventionen. Lasst die Sparer der zusammengebrochenen Banken mit leeren Händen dastehen. Lasst auch den Dollar scheitern, und lasst alle, die nicht irgendwo Goldmünzen für ihre Rente gehortet haben, mit den Folgen klarkommen.

Jahrzehntelang, so schimpft man, haben wir über unsere Verhältnisse gelebt. Wir dachten, wir könnten bequem und auf Blumen gebettet zum Reichtum schweben, aber nun wird uns die Rechnung präsentiert. Das Land ist »pleite«, wie Glenn Beck und zahllose andere Konservative nicht müde werden, uns in Erinnerung zu rufen. Wir können nicht mehr länger den »Gesetzen der Natur« trotzen.[8]

Die Sparsamen und Produktiven können nicht mehr länger die Verschwender durchschleppen. Nur wer sät, soll auch ernten. Das Leben ist kein Zuckerschlecken, daran müssen sich die Amerikaner gewöhnen.

Ein paar Jahre später sollte die verjüngte Rechte die Nation im Namen dieses Dogmas durch ihre Verweigerung, die Obergrenze der Staatsschulden an die Verhältnisse anzupassen, an den Rand des Abgrunds führen. Doch bis dahin war es eine attraktive Morallehre – die harsche Verurteilung einer Gesellschaft, die jede Orientierung verloren hatte, die falschen Götter anbetete, sich durch Wohlstand hatte einlullen lassen. Der Kult des Scheiterns fand aber noch aus einem anderen, feinsinnigeren Grund Zuspruch. Er erlaubte es der neuen Rechten, die bittere Stimmung im Lande für sich zu nutzen und in etwas umzumünzen, das ihr besser zupasskam – anders ausgedrückt, den Zorn der Öffentlichkeit von den naheliegenden Zielen abzulenken.


Das große Verwirrspiel

Um diesen Bluff in die Tat umzusetzen, mussten die Konservativen eine gewaltige geistige Hürde überwinden. Die Leute, die sich die verhassten Bailouts ausgedacht hatten – und die Banken, die von ihnen profitierten –, hatten im konservativen Team gespielt. Zwar war es kein Problem, den Demokraten Barack Obama, der die Bailout-Politik der Regierung Bush fortsetzte, als freiheitsfeindlichen Diktator zu charakterisieren. Aber was machte man aus der Tatsache, dass jene, die das Land in diesen Zustand der Tyrannei geführt hatten, noch ein paar Jahre zuvor selbst Paladine der freien Marktwirtschaft gewesen waren?

Die neue Rechte konnte die offensichtlichen Antworten auf diese Frage nicht akzeptieren: dass die freie Marktwirtschaft im Grunde ein Mythos war, dass für Banker, Politiker und Manager der Ruf nach der freien Marktwirtschaft immer nur eine verbrämte Art gewesen war, »Her damit!« zu rufen, der durch direktere Methoden wie zum Beispiel die Forderung nach Bailouts ersetzt wurde, sobald sich die Situation änderte.[9]

Den Konservativen der Jahre 2008 und 2009 stand damit nur ein Weg offen: sich zu den wahren Gläubigen zu erklären und die früheren Generationen der Konservativen als Häretiker, die von der Orthodoxie des freien Marktes abgefallen waren, zu verteufeln. Sogar ihren großen Helden von einst, George W. Bush, exkommunizierten sie als Verräter an der Sache der Freiheit. Mit seinem Eingeständnis: »Ich bin von den Prinzipien des freien Marktes abgewichen, um das System der freien Marktwirtschaft zu retten«, erwies er ihrer Sache einen großen Dienst. Das Zitat wird für immer seinen festen Platz auf den Websites des rechten Aufstands behalten.

Bush war jedoch nicht das einzige Hindernis. Damit die Rebellion einen Sinn bekam und die Schuld jenen zufiel, denen sie zufallen sollte, musste die gesamte Geschichte der vergangenen Jahrzehnte umgeschrieben werden. Dass die Kräfte der freien Marktwirtschaft sich seit Beginn der Siebzigerjahre in der ganzen Welt durchzusetzen begannen, wie es die Historiker beschrieben, sollte auf einmal nicht mehr gelten. Nun hieß es, der Sozialismus sei nie besiegt worden, nahezu sämtliche sogenannten konservativen Politiker jener Jahre seien eigentlich nur getarnte Linksliberale gewesen, und niemand (mit der alleinigen Ausnahme von Ronald Reagan) habe tatsächlich zu den Lehren der freien Marktwirtschaft gestanden.[10]

Die Ära der regulatorischen Laxheit, die es überhaupt erst zur finanziellen Krise kommen ließ, wurde zum Tabuthema erklärt und quasi aus der Geschichte getilgt. Es konnte sie gar nicht gegeben haben, da die Konservativen wussten, dass die Progressiven und Kryptosozialisten beide Parteien kontrolliert und seit den Tagen von Woodrow Wilson bis zu jenen von Hank Paulson und Ben Bernanke alle verhängnisvollen Entscheidungen getroffen hatten.

Das größte Kopfzerbrechen bereiteten die Banken der Wall Street. Sie waren einst als die Krone der Schöpfung der freien Marktwirtschaft gepriesen worden, glückliche Bienenstöcke, in denen die höchste Form des menschlichen Daseins brummte, der Börsenmakler. Die Bailouts machten sie zu den größten Wohlfahrtsempfängern aller Zeiten. Aber vielleicht war auch alles ganz anders gewesen? Vielleicht war die Schurkerei des Staates so groß, dass er den Banken die Bailouts als Mittel aufgezwungen hatten, um sie selbst zu übernehmen? Vielleicht waren die Banken die Opfer des schmutzigen Spiels der Politiker und nicht die Architekten der Bailouts? So wie Rick Santelli Börsenmakler zu amerikanischen Durchschnittsbürgern stilisierte, so machten manche nun aus den Banken die wahren Opfer der Krise.

Nehmen wir zum Beispiel die berühmte Szene aus der Bailout-Saga, in der eine Delegation von Bankern nach Washington geladen wurde, wo ihnen ihr alter Kollege Hank Paulson das Angebot der Regierung unterbreitete, sie mit »kostenlosem Geld« (so sahen es nicht wenige Beobachter) wieder flüssigzumachen. Für den libertären Aktivisten Stephen Moore war dieser Vorfall das Gegenteil dessen, was er zu sein schien. Er empörte sich nicht darüber, dass der Staat den Schwachen das Überleben ermöglichte, sondern äußerte seine Solidarität mit den unterdrückten Bankern, die hier in den Staub getreten wurden.


Sechs Bankpräsidenten wurden von Finanzminister Hank Paulson nach Washington zitiert und in einen Tagungsraum gepfercht, wo man ihnen sagte, dass sie erst wieder gehen könnten, wenn sie alle zusammen ein Papier unterschrieben hätten, dass der Regierung Prozentanteile zukünftiger Gewinne übertrug. Die Leute vom Finanzministerium betonten, diese Erpressung sei … »im öffentlichen Interesse«.[11]



Verwirrung war an der Tagesordnung, und der Meister des Verwirrspiels war der Fernsehmoderator Glenn Beck. Mitten im Bonusskandal um AIG erklärte er im März 2009 beispielsweise seinen Zuschauern, AIG habe selbst Subprime-Hypotheken vergeben, weshalb die Wirtschaftskrise »nichts mit diesem Unternehmen zu tun habe«, sondern ganz und gar auf das Konto »der Taktierer in Washington« gehe, die, so die Legende der Rechten, die Finanzinstitute gezwungen hatten, all diese faulen Kredite auszugeben.[∗]

Der Moderator hieb auch am nächsten Tag noch in dieselbe Kerbe, gab seiner Darstellung allerdings einen etwas anderen Dreh. Nun zeigte sich Beck selbst verblüfft darüber, dass ein »Pleiteunternehmen« (AIG) Millionen an Boni verteilte (korrekt) und dass im Zuge des Bailouts Geld an ausländische Banken geflossen war (ebenfalls korrekt). Sicher, die Boni seien eine Ungeheuerlichkeit, doch (und hier beginnt die Verdrehung) die Empfänger hätten darauf ein gewisses Anrecht gehabt, und außerdem hätten die Demokraten sie genehmigt. Die Demokraten seien hier die wahren Schuldigen: Sie hatten Wahlkampfspenden von AIG-Mitarbeitern angenommen, verkündete er, und nun folgten sie dem Drehbuch »vom letzten Mal«, womit er die Dreißigerjahre meinte, »indem sie die öffentliche Empörung anheizten« und Stimmung gegen die Manager von AIG machten. Sie täten nichts Geringeres, als »die Wut der Bürger zu kanalisieren« und »sie gegen die gesichtslosen Bonusempfänger von AIG« zu lenken.[12]

Das war natürlich insofern merkwürdig, als »künstlicher Volkszorn«, wie es der Moderator mit Entrüstung nannte, eigentlich Becks Markenzeichen war. Kanalisierung der öffentlichen Empörung war genau das, wozu ihn Fox News auf Sendung schickte. In diesem Sinn war ihm jedes noch so weit hergeholte Argument recht, wenn es galt, den Zorn des Landes auf die Demokraten zu lenken, die Partei, die an der Regierung war, »die Taktierer in Washington«.[13]

Das mag konfus erscheinen, aber den Führern der konservativen Renaissance erschien dies alles ganz natürlich. Sie verteufelten die Demokraten derart, dass es für sie kein Widerspruch war, sie gleichzeitig als Spielball der Banken und als deren Verfolger darzustellen. Die Demokraten waren einfach hinterhältig genug, beide Rollen gleichzeitig zu spielen. So ist es zu erklären, dass ein typischer Text der Bewegung, Red State Uprising aus dem Jahr 2010, zunächst über die »Bailouts von Obamas Wall-Street-Freunden« schimpft. Demnach wurde Wall Street vor der Pleite gerettet, weil man es dort verstand, die Politiker um den Finger zu wickeln. Nur zwei Seiten weiter jedoch wird uns der finstere Obama vorgeführt, der »über Leute, die Arbeitsplätze schaffen, und über Wall Street mit Worten herfällt, die er sich besser für al-Qaida aufsparen sollte« – auf einmal sollen wir Mitleid mit den armen Finanzleuten haben![14]

Bis zum Herbst hatten sich Millionen in das Verwirrspiel hineinziehen lassen, das nun auch in Fernsehspots verbreitet wurde. Rand Paul zum Beispiel sendete bei seiner Kandidatur für den Senat einen Wahlspot, »The Machine« genannt, der ein monströses, roboterartiges Kapitol zeigt, das mit stählernen Tentakeln nach »Wall-Street-Banken [das Logo von AIG], Unternehmen [das Logo von GM] und dem Gesundheitswesen greift«, wie es im Kommentar dazu heißt. Hier ist AIG wieder das unschuldige Opfer eines alles verschlingenden, sozialistischen Staatsmolochs. Einige Sekunden später wirft der Wahlspot Pauls Konkurrent vor, »Wahlkampfspenden von genau den Leuten angenommen zu haben, die die Bailouts unterstützt haben« – und erwähnt auch eine Spendensammelveranstaltung, »veranstaltet von Lobbyisten der durch einen Bailout gestützten AIG« –, die letzteren Worte mit der Verachtung gesprochen, die stets das Kürzel AIG begleiten. Plötzlich ist das Unternehmen wieder der Schurke, der sich Politiker kauft, die es finanziell herauspauken. Hier wird vom Zuschauer erwartet, innerhalb von nur dreißig Sekunden von Mitleid auf Verachtung für AIG umzuschwenken.

In den trüben Gewässern dieser landesweiten Verwirrung fischte eine neue Generation von scharfsinnigen Politikern, die in diesem Zusammenbruch ihre Chance witterten. Sie spürten unseren Zorn, sie wussten, wohin sie ihn lenken mussten, und sie hatten auch eine ziemlich klare Vorstellung davon, wer von dem allem profitieren würde.

∗ Vergleichen wir Santellis Ängste damit, wie sich das Home Affordable Modification Program (HAMP) in den folgenden Jahren tatsächlich entwickelte.

HAMP stand stets unter aufmerksamer journalistischer Beobachtung. Insbesondere die Website von ProPublica verfolgte intensiv die Bemühungen des Programms und befragte auch Personen, zu deren Hilfe es ins Leben gerufen worden war – jene, die Santelli die »Verlierer« genannt hatte. ProPublica fand heraus, dass sehr viele, die mit ihren Zahlungen in Verzug geraten waren, nicht von dem Programm profitieren konnten, weil ihre Kreditgeber zu langsam reagierten, nicht kooperationsbereit waren oder ihre Anfragen einfach ignorierten. Die Kommunisten im Weißen Haus hatten offenbar vergessen, die Kreditgeber unter Aufsicht zu stellen und ihre Mitarbeit zu erzwingen. (Siehe auch den düsteren Abgesang der New York Times vom 30. März 2011 auf das Programm.)

Welch gute Nachricht! Wir leben immer noch in Rick Santellis Amerika: Das Gesetz war zwar in Kraft, wurde aber nicht durchgesetzt. Es war ein einziger Flop, die »Verlierer« verloren ihre Häuser, genau wie Gott und der Markt es für richtig befanden.

∗ Das »Streben nach Glück« ist in der Unabhängigkeitserklärung verankert, nicht in der Verfassung.

∗∗ Das Filmzitat hat bei der Rechten eine lange Geschichte. Howard Jarvis machte es in den Siebzigerjahren in Kalifornien zum Schlachtruf der Steuerrevolte um die Begrenzung der Grundsteuer (»proposition 13«). Arnold Schwarzenegger übernahm es von ihm. Journalisten haben es in verschiedenen Varianten benutzt, um die Anziehungskraft von Ronald Reagan, Newt Gingrich oder dem Boss von Fox News, Roger Ailes, zu charakterisieren. Es wurde zum Titel für die Geschichte der populistischen Rechten in den Siebzigern wie für die Tea-Party-Bewegung. Und ungefähr einen Monat nachdem Santelli vielfach mit Howard Beale verglichen worden war, behauptete auch Glenn Beck, von der Figur Beale inspiriert worden zu sein. Siehe die Beschreibung des Fernsehstars in der New York Times, 29. März 2009.

∗ In derselben bemerkenswerten Sendung deutete Beck auch an, der Kongressabgeordnete Barney Frank sei für das AIG-Bailout vom Jahr zuvor verantwortlich. Beck breitete dann eine »Geschichte von AIG« aus, die im Grunde ein mit ziemlich vielen Details gespickter Angriff auf Fannie Mae und Freddie Mac war – offenbar warf er die Hypothekeninstitute mit dem Versicherungsriesen in einen Topf. (Die Zitate stammen aus Becks Sendung vom 17. März 2009.)

In Wahrheit war das erste AIG-Bailout 2008 ohne jede Beteiligung von Barney Frank oder einem anderen Kongressmitglied von der Zentralbank arrangiert worden. Frank kritisierte bekanntlich sogleich den Deal. Und obwohl in der Welt der Hochfinanz beinahe alles mit allem verknüpft ist, haben Fannie und Freddie nichts mit AIG zu tun. AIG ist ein Versicherungskonzern, der sich wie ein Hedgefond verhielt, in Hypotheken-Wertpapiere investierte und Credit Default Swaps ausgab. Es waren diese Geschäfte, die AIG in Schwierigkeiten brachten. Es stimmt, dass AIG eine Tochtergesellschaft hatte, die Sub-prime-Kredite vergab – so etwas hatten alle an der Wall Street –, aber soweit ich weiß, hat noch nie jemand die Probleme von AIG auf diese Tochtergesellschaft zurückgeführt.

Die staatlichen Regulierungen ihrerseits haben niemals von jemandem verlangt, riskante Kredite zu vergeben, und sie haben sicherlich niemanden gezwungen, in Wertpapiere zu investieren, hinter denen riskante Kredite standen. Das Geschäft mit Credit Default Swaps war nahezu völlig unreguliert.


KAPITEL 4
ANGRIFF AUF DAS NERVENSYSTEM

Von heute aus betrachtet, erscheint dieser ganze Schwindel ziemlich durchsichtig. Trotzdem erzeugte das doppelbödige Spiel genau jenes Graswurzelphänomen, das sich seine Protagonisten erhofft hatten. So schludrig das alles zusammengedacht war, der allgemeine Tenor traf exakt den Ton der Ängste der Zeit. Während ringsherum eine Welt zusammenbrach, fing die neue Rechte unsere Ängste auf und bot ein utopisches Ideal, errichtete ein Fanal des wahren Amerika, das wie ein Leuchtfeuer durch alle Wirrnis strahlte.


Das Geschäft mit der Angst

Oft heißt es, die neue Rechte habe keine Leitfigur. Aber was sie hat, ist ihr Lieblingsprophet des Weltuntergangs: Glenn Beck, dessen Karriere bei Fox News im Januar 2009 auf dem Höhepunkt der öffentlichen Empörung begann. Drei Jahre zuvor hatte Beck noch eine mäßig erfolgreiche Fernsehsendung bei CNN moderiert. Doch erst auf der Bühne von Fox stieg Beck zur Stimme der Unzufriedenen im Lande auf. Er stachelte den Zorn der Amerikaner an und lenkte ihre Empörung von jedem logischen Ziel weg auf seine eigenen Mühlen.

Glenn Beck ist nicht der Prototyp eines Helden. Als ich ihn 2008 zum ersten Mal im Fernsehen über linke Verschwörer lamentieren hörte, dachte ich zunächst, hier hat ein Programmchef aufs falsche Pferd gesetzt: Wie konnte man auf die Idee verfallen, ausgerechnet unter der Präsidentschaft von George W. Bush einen tumben Linkenfresser von der Leine zu lassen? Wie konnte man im Zeitalter des Internets der Öffentlichkeit mit jemand kommen, dessen zahlreiche falsche Behauptungen so leicht zu widerlegen waren?

Dann war da jene merkwürdige Kombination aus Ignoranz und Schulmeisterei, in der Glenn Beck mit einem Stück Kreide in der Hand seine Theorien an Tafeln entwickelte. Seine grimmige Rachsucht, garniert mit weinerlichem Selbstmitleid. Sein jungenhaftes Auftreten und die einnehmende, fröhliche Stimme, durchsetzt mit erschreckenden Hassausbrüchen. Doch ich sollte mich in ihm irren. Von der ersten bis zu seiner letzten Sendung im Juni 2011 war er auf seinem Fünf-Uhr-Stammplatz bei Fox News ein Star und erreichte bis dahin ungekannte Einschaltquoten. Während dieser Zeit war Beck auf dem Titelblatt von Time und New York Times Magazine zu sehen, und sein Leben wurde in zwei Biografien geschildert, eine geschrieben von Dana Milbank, Kolumnist der Washington Post. Millionen verehrten hin, Hunderttausende füllten die National Mall, um die Rede zu hören, die er dort in Erinnerung an Martin Luther Kings historischen Marsch auf Washington von 1963 hielt. Seine merkwürdigen Ideen wucherten im angstgeprägten Klima unserer Tage wie Unkraut. Auf Veranstaltungen der Tea Party wurden seine krausen historischen Interpretationen oft wortwörtlich übernommen, seine Angriffe auf bestimmte Personen fanden auf dem rechten Flügel ein vielstimmiges Echo. Zwei entscheidende Jahre lang war er der Mann der Stunde und gab mit seinen sonderbaren Ansichten den Ton an.

Der Schlüssel zum Verständnis von Glenn Beck ist für mich seine Bewunderung für Orson Welles, nach dessen Mercury Theatre Group er auch seine Produktionsfirma Mercury Radio Arts benannte. Dass Orson Welles 1937 bei ihrer Gründung von der kommunistischen Zeitung Daily Worker gefeiert worden war, stört Beck, seinen derzeit vielleicht größten Fan, nicht sonderlich, holt sich Beck seine Inspiration doch weniger aus der linken politischen Gesinnung seines Helden als aus »Krieg der Welten«, dem berühmten Hörspiel aus dem Jahr 1938, der Schilderung einer Invasion vom Mars.[1] Die Massenhysterie, die Welles damals unbeabsichtigt auslöste, schien Becks erklärte Absicht.[2]

Abend für Abend versetzte der Moderator seine Zuschauer zu Hause vor ihren Apparaten durch Schauergeschichten über den bevorstehenden Untergang in Angst und Schrecken: Machtgier, die die Verfassung zur Makulatur werden ließ, eine Inflation, die das Ende der Zivilisation bedeutete, linke Revolutionäre auf den Straßen. Und all diese Endzeit-Szenarien, schwor er, ereigneten sich wirklich, die Marsianer waren tatsächlich unterwegs, das Ende der Welt unausweichlich – oder beinahe.

Der wirtschaftliche Kollaps bildete das ideale Umfeld für seine Sendung. Jeden Nachmittag um fünf Uhr wartete Beck mit einer neuen Folge seiner Serie über den Untergang der Nation auf, manchmal auf Fakten gegründet, manchmal pure Fantasie, aber immer am Puls der Angst. Und die größte Angst in seinem Schreckensszenario war, dass sich die Linke auf den Marsch gemacht hatte, wie man in den Dreißigern sagte. Doch nicht in offenen Kolonnen, bewahre. Nein: der Vormarsch der Linken fand nach Beck klammheimlich statt, dem ungeübten Auge nahezu unsichtbar. Weshalb Beck uns auch so dringend darüber informieren musste, dass es in der Regierung vor Umstürzlern nur so wimmelte, dass der Präsident eine private Armee aufbaute, und dass die liberalen Demokraten sich verschworen hatten, die Wirtschaft zu ruinieren, damit ihnen die verunsicherte Bevölkerung in die Arme lief – das Drehbuch der schweren Zeiten als linke Untergangsvision. Eine der absurdesten Ideen des Moderators – er wiederholte sie so oft, dass sie bald zum Glaubensrepertoire der neuen Rechten gehörte – war, dass viele Probleme des Landes, von der Hypothekenkrise zu den Bailouts bis zur Gesundheitsreform, einem Plan folgten, den die Linken bereits 1966 in der Zeitschrift Nation veröffentlicht hatten.[3]

»Die meisten Menschen fürchten sich vor Rezessionen und Depressionen«, erläuterte der TV-Moderator im März 2010. »Aber es gibt auch solche, die sie nicht fürchten. Diese Leute suchen darin ihren Vorteil. Sie wittern ihre große Chance. Eine Gelegenheit, die Macht an sich zu reißen und die Dinge von Grund auf zu ändern.[∗] Sie denken nicht etwa: »Um Himmels willen, jetzt geht es uns aber schlecht!‹, nein, sie denken: ›Nun hat unsere Stunde geschlagen!‹«

Wenn sich das Szenario der schlechten Zeiten entfaltete, dann nicht als unvermeidliche Reaktion der Öffentlichkeit auf die Täuschungsmanöver von Wall Street, so schien Glenn Beck zu glauben, sondern weil die Linken es von langer Hand geplant hatten. Zuerst lösten sie die Finanzkrise aus, schimpfte Beck, dann rissen sie in ihrem Schatten die Macht an sich, und nun preschten sie mit einem sozialistischen Programm vor, das alles noch schlimmer machen und die Nachfrage nach ihrer Art von Politik verstärken würde.

Wirtschaftskrisen den Liberalen anzuhängen – womit von linken Akademikern über die Gewerkschaften bis zur demokratischen Gutmenschen-Regierung schlicht alle gemeint sind – ist eine altbewährte Taktik der Rechten. Man verknüpft einfach den Crash, die Rezession oder welche Katastrophe sich sonst gerade anbietet mit der aktuellen Äußerung eines liberalen Politikers, der irgendeinen Zweifel an der freien Marktwirtschaft äußert, gerne auch mit Plänen zur Erhöhung irgendwelcher Steuern oder Gebühren. Beides fällt zeitlich zusammen, also muss doch das eine Ursache des anderen sein. Bei allgemeinen, das ganze System erfassenden Krisen gibt man die Schuld einfach größeren Projekten der Liberalen wie dem Community Reinvestment Act (ein Gesetz, das die Kreditvergabe auch in einkommensschwachen Vierteln fördert), der staatlich geförderten Hypothekenbank Fannie Mae oder der Zentralbank, der Federal Reserve.

Aber Beck hob diese Sündenbock-Strategie noch in eine ganz andere Dimension. Die Liberalen sollten uns nun mit ihren gut gemeinten Regulierungen nicht nur den Abschwung beschert haben, sie hatten dies auch ganz absichtlich getan, um das Szenario der schlechten Zeiten auszulösen. Sie sind also in Becks Vorstellung genau das, was er selbst in Wirklichkeit ist: Unternehmer, die mit der Angst Geschäfte machen.

Verschwörungstheoretiker gab es schon immer. Aber Glenn Beck war einer, der das breite Publikum erreichte. Und so bildete sich eines der Charakteristika der rechten Renaissance heraus: eine rhetorische Schlacht, in der sich Experten, Blogger und Wahlkandidaten gegenseitig darin überboten, das düsterste Endzeitbild an die Wand zu malen. Auf einmal war die Invasion vom Mars in aller Munde. Die Nation wurde von innen zerstört, die Verfassung pervertiert, die Freiheit war in höchster Gefahr. Wir waren auf dem Marsch in den Sozialismus, der Sozialismus fuhr mit uns Schlitten, wir saßen im Schnellzug zum Sozialismus – nein, halt: Der Sozialismus war schon da, der Sozialist Barack Obama stopfte ihn uns bereits mit Gewalt in den Hals.

Ein unvergesslicher Eindruck dieser Endzeit-Hysterie war es für mich, als ich im März 2010 mit Tea-Party-Aktivisten auf dem Rasen vor dem Kapitol stand und den zornigen Reden zuhörte, die dort unter freiem Himmel gehalten wurden, während drinnen die Mitglieder des Kongresses über das Gesetz zur Gesundheitsreform berieten, das die Demokraten eingebracht hatten. Einige Redner kritisierten bestimmte Punkte des Gesetzespakets, aber den meisten Applaus spendete die Menge jenen, die es einfach als einen gewaltigen Kampf zwischen Gut und Böse darstellten – wie der Schauspieler Jon Voight, der uns erzählte, er bete zu Gott, dass die Abgeordneten »den Willen, die Kraft und den Mut finden werden, von dieser Vernichtung Amerikas abzulassen«.

»Vernichtung Amerikas«: Solche Worte hörte man gern, sie erhielten frenetischen Beifall in dieser neuen Ära der Panik. Während der Gesundheitsdebatte der Jahre 2009 und 2010, als die Regierung die Krankenversicherung für alle Bürger einzuführen versuchte – auch so ein gravierender Eingriff in den Markt –, gerieten die Endzeitpropheten außer Rand und Band. »Das Ende von Amerika, wie wir es kennen«, nannte Glenn Beck in aller Bescheidenheit die Gesundheitsreform. Ihr Ziel sei es, »uns die Menschlichkeit zu rauben«, protestierte Rush Limbaugh. Ein anderer Radiomoderator sah »das Ende der Republik« gekommen.[4]

Newt Gingrich hatte vielleicht nicht die knackigsten Beiträge zu diesem neuen Genre zu liefern, sie waren aber insofern bemerkenswert, als er einst selbst hohe Staatsämter bekleidet hatte. Das hinderte Gingrich nicht daran, im Jahr 2010 mit der Behauptung aufzutrumpfen, die Regierung Obama sei »für Amerika eine ebenso große Bedrohung wie einst Nazi-Deutschland oder die Sowjetunion«. Es gehe um nicht weniger als die Frage, »ob die Vereinigten Staaten, wie wir sie bisher kennen, untergehen«.[5]

Gingrich äußerte das keineswegs beiläufig in einem Fernsehinterview, er schrieb es wohlüberlegt nieder und präsentierte es an prominenter Stelle in der Einleitungspassage seines Buchs To Save America. Um die Rettung Amerikas sorgte er sich nun also, nicht mehr bloß um die Erneuerung, wie in seinem Buch To Renew America aus dem Jahr 1995, das seine großspurigen Ideen für das Informationszeitalter präsentiert hatte. Wir saßen so tief in der Tinte, es ging schon längst um Sein oder Nichtsein. Was wir brauchten, war die Erlösung.

Man hätte meinen sollen, Gingrich würde sich mit seinen albernen Proklamationen in der politische Debatte disqualifizieren, stattdessen gehörte er mit ihnen eine Weile sogar zu den aussichtsreichsten Bewerbern für den Posten des Präsidentschaftskandidaten seiner Partei. Den Tausenden, ja Millionen Menschen nach zu urteilen, die sein Wort für bare Münze nahmen, sprachen seine Warnungen vor Betrug auf höchster Ebene – der totalen Korruption, Konspiration und Krise – den Ängsten, die im Land umgingen, aus der Seele.

Angst hatte Hochkonjunktur. Erick Erickson beschrieb als Blogger von »red state« (zusammen mit seinem Mitautor Lewis Uhler) sehr genau, was er und andere Alarmisten erreicht hatten.


Viele Amerikaner, die noch nie politisch aktiv waren, noch nie aktiv einen Kandidaten unterstützt haben und noch nie auf dem Golfplatz, bei einer Familienfeier oder in den Ferien über Politik, die Regierung oder die Verfassung diskutiert haben, wurden plötzlich von dem Gefühl ergriffen, dass ihnen ihr Staat, ihre Nation, ihr Way of life gestohlen wird.[6]



Überall im Land hatten die Leute nun die Sendung über die Invasion vom Mars eingeschaltet und lauschten atemlos der über sie hereinbrechenden Katastrophe, ja sie wurden regelrecht süchtig danach. Es war ein einziger Rausch: Sie erbebten bei der Vorstellung der schreienden Ungerechtigkeiten, die ihnen von den angeblichen »Todeskommissionen« drohten, in denen entschieden werden sollte, wer überhaupt noch Gesundheitsleistungen bekam und wer nicht. Sie gierten danach, mehr über die »Indoktrination« zu hören, die der neue Präsident ihren unschuldigen Kindern angedeihen lassen wollte. Ihr Puls schlug schneller, wenn sie an die »Ketten« dachten, die er für ihre starken Handgelenke vorbereitete, und die Brust schwoll ihnen bei der Vorstellung ihrer Tapferkeit, mit der sie dem »kommenden Aufstand« entgegentreten würden. Ihre Helden, so erfuhren sie mit Schaudern, waren Opfer von »Verfolgung«, ihre Nation wurde von ihren eigenen Führern »systematisch unterjocht«. Und das, wo sie doch den Sowjetkommunismus besiegt hatten, wo sie über ihre Feinde triumphiert hatten, die im Kerker von Guantánamo schmachteten – eine populäre Website jener Tage sah die gesamte Nation als Gulag.[7]

Die Apokalypse war der Renner, sie brachte Schwung in die Sache und wies den Unentschlossenen die Richtung.


Wir sind der Markt

Und was sie verkaufte, war der große Gott namens Markt. Würden die Amerikaner nur auf den Pfad der merkantilen Tugenden zurückkehren, so würde die unsichtbare Hand des Marktes die Bedrohung der »Zerstörung« vom Land nehmen. Sie würde in der von Filz und Bailouts gebeutelten Nation wieder Gerechtigkeit herstellen. Sie würde die Pleitiers pleitegehen lassen und die Sparsamen und Umsichtigen belohnen. Unter ihrem wohlwollenden Blick würden Mühen wieder belohnt; die Faulen und Betrüger würden leer ausgehen, Gerechtigkeit und Stabilität wieder die Oberhand gewinnen.

Von dem Tag an, da die neue Rechte aus ihrem Klapperschlangenei kroch, waren Apokalypse auf der einen Seite und Kapitalismus auf der anderen ihre beiden Leitsterne, ihr Omega und Alpha, ihre Furcht und ihre Hoffnung. »Was sagen wir zum Sozialismus?« lautete der Schlachtruf einer Protestveranstaltung der Tea Party in Los Angeles 2009. »Neiiiiin«, rief die Menge zurück. »Was sagen wir zur freien Marktwirtschaft?« »Jaaaaa!«[8]

»Das mächtigste und vielfach bewährte Instrument des materiellen und gesellschaftlichen Fortschritts ist die freie Marktwirtschaft«, heißt es in der Präambel des »Contract from America«, einem Manifest der Tea Party aus dem Jahr 2009. Der Verleger Steve Forbes drückte es in seinem 2009 erschienenen Buch How Capitalism Will Save Us so aus: »Märkte sind Menschen, die mit ihrem Geld abstimmen.« Und im nächsten Satz heißt es: »In vielerlei Hinsicht ist ein Markt ein Ökosystem«.[9]

Dies bringt uns der großen gesellschaftlichen Vision der neuen Rechten näher. Märkte sind nach ihrer Ansicht sowohl natürlich als auch demokratisch; sie sind im Grunde Demokratien, die auf natürliche Weise entstehen, Orte der Unschuld und der Wunder. So wie wir auf keinen Fall in das zerbrechliche und ohne Zweifel demokratische Gefüge eines Korallenriffs eingreifen wollen, so müssen wir etwa auch Wohnungsbauunternehmen in ihrem nicht minder natürlichen Bemühen, das Ausdruck des Volkswillens ist, gewähren lassen.

Ein besonders aufschlussreiches Beispiel für diesen Glauben an den freien Markt wurde im Jahr 2009 in einer Flugschrift der Tea Party unter der Überschrift Spread This Wealth verbreitet. Der Autor, C. Jesse Duke, möchte wie viele marktorientierte Autoren vor ihm seine Leser über die Natur des Kapitalismus aufklären und schildert ihnen zu diesem Zweck die Abenteuer eines Urzeitmenschen, der einen Stock findet, damit ein Reh tötet und mit anderen Urzeitmenschen Tauschhandel treibt. Duke erläutert das folgendermaßen:


Der gesamte Prozess des freien Marktes und der Handel mit Zeit und Energie ist nichts anderes als die natürliche Ordnung der Welt. Ein Baum tauscht Sauerstoff gegen Kohlendioxid. Ein Feuer tauscht Hitze gegen Sauerstoff. Atome tauschen Elektronen, um andere Atome zu werden. Pflanzen sammeln Licht, um Chlorophyll zu produzieren, von dem sich Tiere ernähren, die wiederum Nahrung für andere Tiere und Menschen werden, und so weiter. Die gesamte Natur ist ein einziges Tauschgeschäft. Der freie Austausch von Zeit und Energie zwischen den Menschen ist also die gottgewollte, natürliche Ordnung der Dinge. Wo diese Ordnung gestört wird, kommt es zu Konflikten.[10]



Bemerkenswert ist, dass Duke, Forbes und die anonymen Autoren des Contracts solche Fantasien in einem Umfeld entwickelten, in dem ungezügelte Investmentbanken durch verschachtelte Finanzderivate, die selbst Fachleute kaum noch verstanden, die Wirtschaft an die Wand gefahren hatten. Monopole und Oligopole herrschten allüberall. Die Stundenlöhne fielen seit Jahrzehnten. Aber laut solchen Proteststimmen war dies alles in Ordnung, wenn man sich die Wirtschaftswelt als Naturzustand vorstellte. Indem man annahm, es sei Gottes höchster Wille, dass sich der Staat aus all dem heraushielt.

Ich zitiere Mr. Duke hier nicht, um mich über seine Werke lustig zu machen, sondern weil obige Passage das Konzentrat der wohlüberlegten Naivität darstellt, die die Bewegung in Wirtschaftsfragen pflegt. Der Kapitalismus ist der neuesten Generation von Konservativen zufolge ein System des Gleichgewichts, der Harmonie und Einfachheit, ganz egal, was die Zeitungen über Schattenbanken oder Credit Default Swaps berichten. Bewaffnet mit dieser universellen Wahrheit schwor die neueste Rechte, sich auf keine Kompromisse wie bessere Regeln für Wall Street oder eine intelligentere Aufsicht einzulassen. In diesem Krieg ging es ihr um Ideale, hier prallten Utopien und Grundsätze aufeinander. Die Wirtschaftspolitik musste als Suche nach Authentizität verstanden werden. Und wer sich das einmal klargemacht hatte, der begriff auch, dass es um den Konflikt zwischen dem wahren, natürlichen Kapitalismus und einem fauligen Mischmasch ging, der von Politikern in Jahrzehnten der Kompromisse zusammengerührt worden war. So fragte Glenn Beck im September 2008 seine Zuhörer im Radio:


Warum haben Fannie und Freddie nicht funktioniert? Weil sie ein Zwitterwesen aus Staat und Kapitalismus sind. Sie sind nichts als politische Macht, aufgepumpt mit Geld. Das konnte nicht funktionieren. Sozialismus funktioniert nicht, Marxismus funktioniert nicht. Faschismus funktioniert nicht. Kapitalismus funktioniert. Der Kapitalismus hat den Menschen auf den Mond gebracht.[∗]



Wenn man den Kapitalismus einmal von all den komplexen Dingen befreite, die ihm die Progressiven über die Jahre aufgebürdet hatten, dann war er im Grunde eine ganz einfache Sache – so einfach, dass Beck sogar ein Bild von ihm malte, das er unter dem Titel Capitalism als Lithografie vertreibt. Es zeigt ein Rechteck mit Schornsteinen, aus denen friedlich kleine Dollar-Wölkchen quellen. Das Bild wird nicht durch die Darstellung von Menschen verkompliziert, es zeigt weder Autos noch Hochspannungsleitungen. Es ist nichts als ein einfaches, ziegelsteinartiges rotes Fabrikgebäude über dem Wort Capitalism. Seine Schlichtheit steht in scharfem Kontrast zu Becks verwickelter, von Verschwörungen und finsteren Machenschaften durchzogener Welt – vielleicht ist es die Idylle, bei der seine Gedanken Zuflucht suchen, wenn ihn die Angst packt, die ihm ständig im Nacken sitzen muss. Es ist ein heiterer, tröstlicher Kapitalismus.

Es geht also nicht darum, irgendwie an den Stellschrauben des Systems zu drehen, sondern wieder zu diesem friedlichen Plätzchen zurückzufinden. Das einzige System, das funktioniert, ist das echte System – das wahre System, so wie Gott es geschaffen hat.[11]

Angesichts einer am Boden liegenden Wirtschaft bestand unsere Aufgabe darin, diesen ursprünglichen Zustand des reinen Kapitalismus wiederherzustellen und dabei neu zu entdecken, was die Gründerväter wirklich gemeint hatten und was uns die Verfassung wirklich aufgibt. Es war so simpel wie in einem dieser Selbsthilfebücher für Süchtige, die den Leser mit seinem wahren Ich konfrontieren wollen: Wir müssen uns das Land zurückerobern und die Politik von Kompromissen und wesensfremden Ideen befreien.


Sie sind wir

Seltsam, wie rasch der freie Markt seinen Ruf wiederherstellen konnte, nachdem seine Anhänger uns fast in den Ruin geführt hatten, und doppelt seltsam scheint dies, wenn man sich die Fans des freien Markts genauer betrachtet. In den Reihen der Konservativen, die heutzutage ihre Liebe zum Markt bekennen, finden sich nur wenige Leute vom Format eines Steve Forbes. Es sind keine Wirtschaftsbosse, Ökonomen oder Banker, sondern ganz normale Durchschnittsbürger.

Wenn die Menschen den Markt lieben, so glauben die Konservativen, dann erwidert der Markt diese Liebe. Im populären Denken der revitalisierten Rechten stellen Märkte demokratische Systeme dar, in denen die Konsumenten und Investoren ihre Wünsche über die Kanäle von Angebot und Nachfrage vermitteln. Stört man die Entwicklung der Märkte nicht, so der Glaube dieses Populismus, dann sind sie im Grunde Wahlen und artikulieren in perfekter Weise den Willen des Volkes. Daher sind auch jene, die am engsten mit den Mechanismen des Markts verknüpft sind – also etwa Rick Santellis Börsenmakler –, vom Glorienschein des Durchschnittsmenschen umgeben (»die schweigende Mehrheit«, wie sich der Leser vielleicht erinnert), während jene, die die Märkte von außen regulieren, unvermeidlich »elitär« sind: selbstherrliche Eierköpfe, die den Willen des Volkes mit eiserner Faust verbiegen.

Es ist nicht schwer zu verstehen, warum dieser auf den Kopf gestellte Marxismus den Gewinnern in Amerika so zusagt. Er fügt ihrem Erfolg den donnernden Applaus des Publikums hinzu, während er ihre traditionellen Feinde – vor allem die parasitären Staatsbürokraten – als arrogante Besserwisser abstempelt. Daher findet man die Ursprünge dieser Ideen auch in Büchern, in denen es um Wohlstand geht. In Büchern über Managementtheorien, die all diesen Bossen sagen, dass sie einen Beitrag zur Befreiung der Menschheit leisten, wenn sie Arbeitsplätze nach China verlagern. In Büchern über die richtige Wertpapierstrategie, die die Weisheit von Kleinstadt-Omis bei der Auswahl ihrer Aktien preisen. In den dicken historischen Traktaten, in denen uns pensionierte Bankpräsidenten versichern, dass die freie Marktwirtschaft zu Volksaufständen überall auf der Welt führen wird.

Als ich vor vielen Jahren zum ersten Mal über Martkpopulismus schrieb, hingen diesem Glauben fast nur die Wohlhabenden an. Darüber zu schreiben bedeutete, über Propaganda zu schreiben. Durchschnittsbürger, so dachte ich, glaubten genauso wenig, dass amerikanische Unternehmen Demokratien sind, wie sie glaubten, dass ein Pontiac »Treibstoff für die Seele« ist.

Aber dann schlingerte das Wirtschaftssystem beinahe in die Katastrophe, und der Marktpopulismus, die einzige verfügbare Utopie, die den Unzufriedenen Amerikas zur Verfügung stand, wandelte sich vom Traum der Vorstandsvorsitzenden zur Kampfreligion von Millionen. Der utopische Kapitalismus kann eben in Zeiten der Illusionslosigkeit und des Zusammenbruchs plötzlich ziemlich attraktiv erscheinen. Er ist eine Doktrin, die alle Antworten parat zu haben scheint. Wir leiden, behauptet er, weil unsere Führer mit der amerikanischen Tradition gebrochen haben, also mit dem Laisser-faire-System, das vor den Gewerkschaften und dem Staat mit seiner Regulierungswut geherrscht hatte. Das System, von dem wir geglaubt hatten, dass es ganz Amerika durchdringt – der »Kapitalismus« –, war, so wurde uns nun erzählt, ein »unbekanntes Ideal«, das wir niemals wirklich erreicht hatten. Unsere gewählten Vertreter waren niemals rein genug gewesen, unsere Wirtschaftsführer hatten sich nie an seine Prinzipien gehalten und Subventionen angenommen, der Staat hatte sich mehr und mehr eingemischt – und nun, so ging die Mär weiter, mussten wir etwas unternehmen, wenn wir wieder auf die Beine kommen wollten.

Dass in Amerika nicht die reine Marktwirtschaft herrscht, ist keine neue Erkenntnis, die sich erst mit dem Erwachen der Tea Party enthüllte. Es ist seit Jahrzehnten eine Lieblingsidee der Linken, die einen gezähmten Kapitalismus für eine gute Sache hält. Der Staat ist auf vielfältige Weise mit der Wirtschaft verwoben, sagen die Liberalen, und das muss auch so sein. Ein komplett freier Markt wäre eine Katastrophe, etwas, was nicht einmal die Wirtschaft selbst wollen könne. Ein bedeutender Arbeitshistoriker schrieb 1975: »Keine einzige wichtige Branche der amerikanischen Industrie könnte heute ohne den Staat überleben.«[12]

Aus Sicht der Liberalen besteht das eigentliche Problem darin, dass der Staat nicht weit genug geht. Er streut bloß hier und da seine Subventionen aus, während die Aktienbesitzer ihre Gewinne einstreichen – ein inzwischen allzu bekanntes System, in dem das Risiko verstaatlicht und die Profite privatisiert werden. Bailouts bieten dafür das beste Beispiel, sagen die liberalen Kritiker, sie ermöglichen den Investmentbankern ihre riskanten Spiele und übernehmen die Verluste, wenn sie sich verzockt haben.

Die runderneuerte Rechte stellte dieses Argument einfach auf den Kopf. Ja, die Regierung hat ihre Finger in sämtlichen Bereichen der Wirtschaft, und das ist der Grund, warum alles schiefgelaufen ist. Die Kräfte des Marktes sind niemals wirklich entfesselt worden, und daher kann man dem Markt auch nicht die Schuld an unseren derzeitigen Problemen geben. Folgerichtig schallte es aus tausend Megafonen: Weg mit dem Staat! Haut kaputt, was vom liberalen Staat übrig ist! Bis zu dem Tag, an dem das freie Unternehmertum wirklich und endlich von der Leine gelassen ist, kann der Kapitalismus für gar nichts verantwortlich gemacht werden.

In seinem 2009 erschienenen Buch Arguing with Idiots erläutert Glenn Beck den wahren Glauben durch eine Geschichte, in der ein Gründervater in gepuderter Perücke mit einem sowjetischen Soldaten über die Tagesereignisse diskutiert. Thema ist, ob die Finanzkrise »durch einen Fehler des Kapitalismus oder durch den Schindluder, den der Staat mit ihm getrieben hat«, ausgelöst wurde. Die Antwort ist einfach, belehrt uns Becks Gründervater: »Unter den Verhältnissen eines echten freien Marktes würde sich der Staat garantiert nicht in die Angelegenheiten der Hausbesitzer einmischen.«


Er würde Hauskäufe nicht durch künstlich niedrige Zinsen, Fannie und Freddie, Steuererleichterungen oder so etwas wie den »Community Reinvestment Act« erleichtern, aber er würde sie auch nicht verhindern.[∗] Zinsen würden durch die Marktteilnehmer festgesetzt und sich am Risiko, den Gewinnerwartungen und der klaren Einsicht orientieren, dass schlechte Kredite in Pleiten enden.[∗]



Begreifen Sie, wie wunderbar das alles wäre, geneigter Leser, geneigte Leserin? Ohne Regulierung würden alle im Einklang mit der Natur und dem Willen der Gründerväter gedeihen, und Finanzinstrumente wie Collateralized Debt Obligations wären gar nicht erst erfunden worden. Spekulationsblasen hätte es nie gegeben. Die Banken hätten nie Systeme gezimmert, die Belohnungen für faule Kredite versprachen – ihr vernünftiges Selbstinteresse hätte es verhindert! Noch einmal Beck:


Aber wir haben das genaue Gegenteil davon getan. Der Immobilienmarkt wird von der Regierung auf Schritt und Tritt manipuliert. Manche sind der Ansicht, solche »Exzesse« ließen sich in der Zukunft nur mit noch mehr Regulierung verhindern, ich aber bin der Meinung, dass es gerade die schon bestehenden Regulierungen waren, die zu diesen Exzessen geführt haben. Mit anderen Worten, der Fehler lag nicht in der Idee der freien Marktwirtschaft, sondern darin, zu glauben, der Markt könne in einem Staat, der sich immer mehr einmischt, frei bleiben.[13]



Will man also sein Schicksal dem Markt anvertrauen, muss man erst einmal dafür sorgen, dass er wirklich frei ist. Die Bürger hörten diesen Ruf zu Millionen. Im Oktober 2010 rief Glenn Beck seine frustrierten Anhänger auf, Geld für die U.S. Chamber of Commerce, die amerikanische Handelskammer, zu spenden – den größten und schlimmsten Wirtschaftslobbyisten in ganz Washington. Er begründete dies mit den Worten: »Sie sind wir.« Normalerweise haben Zu-Wendungen an die Handelskammer eine Größenordnung von Hunderttausenden Dollar und stammen von Großunternehmen. Auf Becks Aufruf folgte eine solche Flut von Kleinspenden, dass die Server der Handelskammer zusammenbrachen.[14]

∗ »Große Gelegenheit«, »die Macht an sich reißen« und »die Dinge von Grund auf ändern« sind stets wiederkehrende Floskeln, mit denen Beck das liberale Denken umreißt.

∗ In Wirklichkeit stand die Nasa 1969 viel stärker unter Staatsaufsicht als Fannie Mae und Freddie Mac um 2007. (Abgesehen davon, dass ihre Mitarbeiter gewerkschaftlich organisiert waren.) Während es auf dem Mond finanziell nichts zu holen gab, waren bei Fannie und Freddie vielfältige Gewinninteressen im Spiel. Wirtschaftswissenschaftler kamen bei näherer Betrachtung der beiden Hypothekeninstitute zu dem Schluss, dass ihr Scheitern weniger mit ihrer Staatsnähe als damit zu tun hatte, dass ihre Manager versuchten, Profite und Boni wie im Privatsektor zu erwirtschaften. »Fannie und Freddie machten solch horrende Verluste, weil sie als private Einrichtungen von Beamten geleitet wurden, denen eine ›sichere Kiste‹ anvertraut war«, schreibt Bill Black, Professor an der University of Missouri in Kansas City in seiner Bezinga-Kolumne vom 10. Januar 2011 – »großer Vermögenszuwachs durch die Buchung hoher Erträge in naher Zukunft ohne Aufbau vernünftiger Verlustreserven«.

∗ Kapitel 11 des Financial Crisis Inquiry Report vergleicht die von Fannie Mae und Freddie Mac vergebenen Kredite mit solchen von Privatinstituten. Es kommt zu dem Schluss, dass die Kredite von Fannie und Freddie weit weniger riskant waren und Zahlungsverzug viel seltener war als bei Privatinstituten. Der Grund dafür ist, dass Fannie und Freddie bei all ihren Fehlern höhere Standards an die Kreditwürdigkeit anlegten als ihre privaten Konkurrenten. Siehe hierzu insbesondere die Grafik auf S. 218 des FCIR. (Der Vollständigkeit halber: Meine Frau, Wendy Edelberg, hat sowohl für die Financial Crisis Inquiry Commission als auch für den Council of Economic Advisers gearbeitet, dessen früheren Vorsitzenden ich weiter unten zitiere.)

∗ Die »Marktteilnehmer« verstanden sehr wohl, dass die riskanten Kredite, die sie während der Immobilienblase gewährten, ihre Unternehmen in den Bankrott führen konnten. Das Management schuf eigens Anreize, um die »Teilnehmer« zu ermutigen, die Kredite trotzdem zu gewähren. Einzelpersonen maximierten so ihren Eigennutz, auch wenn ihre Unternehmen dabei draufgingen.


KAPITEL 5
KONSERVATIVE GESCHÄFTSTÜCHTIGKEIT

Eine Handvoll der führenden konservativen Washingtoner Gruppierungen ergriff die Gelegenheit von Santellis Tirade beim Schopf, um die erste Protestkundgebung der Tea Party zu organisieren; weitere schlossen sich rasch an. Einige können mit Fug und Recht für sich in Anspruch nehmen, von Anfang an dabei gewesen zu sein, so etwa Grover Norquist mit seiner Interessenvertretung Americans for Tax Reform und natürlich Newt Gingrich, was immer er auch zu dieser Zeit leitete. Auch Lobbygruppen, die die Brüder Koch mit ihren Ölmilliarden finanzierten, beispielsweise Americans for Prosperity und FreedomWorks, sprangen rasch auf diesen Zug auf.

Nachdem die Tea Party an Fahrt gewonnen hatte, wollte die gesamte Rechte mit von der Partie sein. Fox News Channel präsentierte die frischgebackene Protestkampagne wie die neue Reality Show des Senders. Bei jeder Versammlung der Tea Party traf man Leute vom Cato Institute und von der Heritage Foundation. Ed Meese, Justizminister in der Regierung Reagan, rief das Conservative Action Project ins Leben, eine Plattform, in der die neuen Gruppierungen der Tea Party mit den Führern der Bewegung zusammenkommen konnten. Ihr »einziger bezahlter Mitarbeiter« war nach einem Artikel der Washington Post vom Februar 2010 Patrick Pizzella, ehemals Partner von Jack Abramoff.[∗] Und heute gibt es keinen glühenderen Anhänger der Tea Party als Richard Viguerie, in den Siebzigerjahren Pionier des Direktmarketing, der nun ConservativeHQ betrieb, eine rechtsorientierte Nachrichten-Website.

Weiter waren da ehemalige Amtsträger der Regierung Bush, so etwa John O’Hara, früher Arbeitsminister, der das erste Buch über die Tea Party veröffentlichte. Dazu gesellten sich Lobbyisten wie Dick Armey, früher bei der Anwaltskanzlei DLA Piper und nun der Kopf der von den Kochs finanzierten Interessenvereinigung FreedomWorks. Auch Politaktivisten waren dabei, die sich den freien Markt auf die Fahne geschrieben hatten, etwa Phil Kerpen von der Koch-gesponserten Lobbygruppierung Americans for Prosperity, die sich um für viele undurchsichtige Regularien des Wirtschaftslebens kümmert. Sie engagiert sich beispielsweise gegen Netzneutralität und Regulierungen für Kreditkarten. Kerpen rühmte in Essays aber auch den »wahren Populismus« der Tea Party und freut sich darüber, wie viel Angst sie in den Herzen der »mächtigen Eliten« auslöst.[1]


Penunze und Populismus

Als die Tea Party wuchs und zur offiziellen Antwort des Volkes auf das Wirtschaftsdesaster wurde, versuchten Konjunkturritter aus Politik und Wirtschaft die wachsenden Massen und die steigende Empörung in ihren eigenen Hafen zu steuern. Politik und Profit waren bei der neuen Rechten so eng miteinander verquickt, dass der Republikaner Mike Pompeo, der als Kongressabgeordneter für Wichita, Kansas, kandidierte, im September 2010 die Bewegung als »Erneuerung des großartigen amerikanischen Unternehmergeistes«[2] charakterisierte. Tatsächlich traf man überall auf Unternehmer, und sie wurden im Gefolge der Proteste so rasch aktiv, dass man sich manchmal fragte, ob ihr Wohlergehen nicht das eigentliche Ziel der Bewegung war.

Besonders deutlich ließ sich das auf dem Nationalkonvent der Tea Party im Februar 2010 in Nashville beobachten, auf dem auch Sarah Palin auftrat. Die Teilnahmegebühr betrug 549 Dollar. Sponsor der Veranstaltung war ein kommerzielles Unternehmen, das dem Vernehmen nach eine an Facebook orientierte Internetplattform für die politische Rechte aufzuziehen versuchte. »Was in Nashville stattfand«, schrieb der Journalist Will Bunch, nachdem er das dortige Warenangebot in Augenschein genommen hatte, »war weniger eine Art Gründungsveranstaltung der konservativen Bewegung als der Versuch, sie zu vermarkten.«[3]

Die Kommerzialisierung war überall zu beobachten, wo die Bewegung ihre Zelte aufschlug. Es gab Tea-Party-Zigarren, 125 Dollar das Kistchen, ideal für entspannte Augenblicke, in denen man einmal »darüber nachdenkt, was schiefgelaufen ist und wie man den Staat wieder auf Vordermann bringt«. Eine Firma namens 912 Citizens, Inc. bot eine silberne Gedenkmünze zur großen Protestversammlung der Bewegung am 12. September 2009 in Washington an. Sie war zum Schnäppchenpreis von 59,99 Dollar zu erwerben.[4]

Die Gedenkmünzen, die am 12. September des folgenden Jahrs verkauft wurden, waren aus einem weniger edlen Material, dafür aber bunt. Ich nahm mir eine bei der Liberty XPO im Washingtoner Shoreham Hotel für günstige 16 Dollar mit. Dort sah ich auch eine Kollektion an Tea-Party-Schmuck und zahllose T-Shirts, Aufkleber mit »fetzigen Slogans«, ein im Selbstverlag herausgebrachtes Buch mit Erfolgstipps, gesammelt aus Armeehandbüchern, und eine »handsignierte Lithografie« amerikanischer Soldaten mit einem wortreichen Loblied auf die Überlegenheit des Militärstands gegenüber diversen Zivilberufen.

Diese gesunde Verbindung zwischen Politik und Profit lässt sich bis in die höchsten Ränge der rechten Renaissance beobachten. Sie ist, um nur das prominenteste Beispiel anzuführen, geradezu das Markenzeichen des kratzbürstigen Lieblings der Bewegung, Sarah Palin, die ihren Posten als Gouverneurin von Alaska zugunsten lukrativerer Beschäftigungen aufgab: Bücher schreiben, Reden halten, im Fernsehen auftreten. Soll sich doch jemand anderes mit der Drecksarbeit des Regierens beschäftigen.

Dann ist da Glenn Beck, der sich vom Fernsehmoderator, der auf Kommando losheulen kann, innerhalb weniger Jahre zu seiner eigenen Marke entwickelt hat. Dies beweist er in seinen allabendlichen Voraussagen des bevorstehenden Weltuntergangs, die bestens zur Marketingstrategie seines Sponsors passt, eines Goldhändlers, für den er auch direkt Werbung machte.[5]

Ein weiteres Produkt von Becks gesundem Geschäftssinn ist das 9/12 Project. Sein Ziel ist es, ein unbestimmtes Gefühl der Solidarität der Art zu fördern, wie sie die Amerikaner angeblich am 12. September 2001, einen Tag nach dem Anschlag auf das World Trade Center, geteilt hatten. Der Fernsehmoderator mischte ein ganzes Bündel antistaatlicher Ressentiments darunter, die sich für ihn unerklärlicherweise mit diesem Ereignis verbanden. Das 9/12 Project war Mitorganisator einer Protestkundgebung, die im Herbst 2009 in Washington stattfand. Für mich roch diese 9/12-Geschichte stark nach etwas, das rasch zusammengezimmert worden war, um die aufstrebende Tea Party zu vereinnahmen und ihr den Stempel des Beck-Imperiums aufzudrücken.[∗]

Der nie um gute Ideen verlegene Richard Viguerie offerierte ein teures DVD-Set, das in die »Geheimnisse des Fundraisings für Tea-Party-Führer« einführte. Für stolze 297 Dollar wurde einem hier erklärt, wie man den Elan der rechten Bewegung für eigene Geschäfte nutzen konnte. »Seit den späten Siebzigerjahren gab es nicht mehr so günstige Gelegenheiten, eine konservative Organisation aufzuziehen«, begeisterte sich der Unternehmer Viguerie in der Werbung für seine DVDs. »Spendengelder verschaffen Ihnen Rückenwind – und der bläst derzeit in Orkanstärke!«[6]

Unternehmerische Gewinnsucht hoch drei: Viguerie verkauft die Kniffe des Fundraising, damit sich noch mehr Leute als politische Unternehmer selbstständig machen können.

Ich zähle das hier nicht alles auf, weil ich die Anhänger der Tea Party für besonders habgierig halte, sondern weil die Vermarktung von Unzufriedenheit so typisch für die modernen rechten Bewegungen ist. Auf Vigueries Website wird man beispielsweise mit einer Referenz an den politischen Unternehmergeist von Benjamin Franklin empfangen: »Ein Einzelner kann ungeheuer viel Gutes für ein Land ausrichten, wenn er es versteht, ein Geschäft daraus zu machen.«

»Making a business of it« – das ist die Grundformel zahlreicher Organisationsformen des modernen Konservativismus und mancher Verstrickungen, in die er geriet. Sie findet sich zum Beispiel in der gezielten Ansprache von Wählern durch Methoden des Direktmarketing, eine revolutionäre Neuerung in den Siebzigerjahren, als man das Geschäft mit der Angst entdeckte. Sie gehört zur Iran-Contra-Affäre mit ihren speziellen Geldbeschaffungsmethoden ebenso wie zur verschachtelten Landschaft von Think-Tanks und Lobbyistengruppen in Washington, die Unternehmen für eine bescheidene Gegenleistung gerne Hilfestellung im Kampf mit Gewerkschaften, Umweltgruppen oder Verbraucherschützern bieten. Sie beförderte die Karrieren von Leuten wie Jack Abramoff, Tom DeLay und Grover Norquist und natürlich das K Street Project, einen Plan der Republikaner, effektiv die Möglichkeiten der Washingtoner Lobbyistenmeile für sich zu nutzen.[7]

Und warum sollten Konservative auch nicht ihre Dienste verkaufen? Sie sind schließlich die Kader des Kapitalismus. Als verstimmte Aktivisten über die Geschäftemacherei auf der National Tea Party Convention von 2010 klagten, hielt ihnen der Veranstalter entgegen, sie seien »Sozialisten«.[8]

Damit schoss er sicherlich übers Ziel hinaus, allerdings konnte er sich auch zu Recht unfair kritisiert fühlen. Im Kontext der vergangenen vierzig Jahre betrachtet, ist es keineswegs ungewöhnlich, sein Engagement in der konservativen Politik unter Karrieregesichtspunkten zu betrachten. Auch widerspricht es nicht den konservativen Prinzipien, aus den simplen Gemütern von Graswurzelbewegungen Kapital zu schlagen. Im Gegenteil – Geschäftstüchtigkeit gehört seit je zu den Eigenschaften, die die konservative Bewegung so erfolgreich machten.

Im Einzelnen kann dies nach außen gelegentlich unangenehm wirken, und so hat die neue Rechte auch alle Mühe, solch nacktes Gewinnstreben mit ihrem Selbstbild als einzig authentischer Stimme der kleinen Leute in Einklang zu bringen. Ja, die Bewegung liebt den Kapitalismus, aber selbst die Propheten des Profits lassen sich nicht gerne Ausbeutertum oder Bestechlichkeit nachsagen. Die Märkte müssen überall triumphieren, sagen sie uns, aber Kohle und Staat muss man trotzdem immer schön auseinanderhalten. So kommt es, dass in einem Vorwort des Action-Stars Chuck Norris zu einem Bildband über die Tea Party, der Dutzende Protestplakate zeigt, auf denen die Tugenden des Kapitalismus gepriesen werden, auch beklagt wird, dass »die Verfassung durch Geld ausgehebelt« und »die Bill of Rights für Unternehmensboni verschachert wurde«.[9]

Auch das ist ein unentwirrbares Durcheinander, das die Bewegung schlicht ignoriert. Nehmen wir als Beispiel Lobbyarbeit, das A und O kommerzialisierter Politik. Anhänger der Tea Party halten Lobbyarbeit für ein so schmutziges und abstoßendes Geschäft, dass es nur ein Zweig des liberalen Imperiums sein kann. Das ist der Grund, warum so wenige der Rechten noch willens sind, Leute wie Abramoff oder DeLay zu akzeptieren, auch wenn sie als politische Unternehmer noch so erfolgreich sind. Lobbyisten wie Dick Armey, deren Karriere nicht der Makel einer Verurteilung anhaftet, sind dagegen in der Führungsetage der Bewegung willkommen. Und kein Stigma haftet dem Tea Party Express an, der offiziell die Massen in Bewegung bringen soll, aber im Grunde von einem wohlbekannten politischen Beratungsunternehmen in Kalifornien zum Zweck des Fundraisings aufs Gleis gesetzt wurde.[10]


Massenindividualismus

Der hier beschriebene Opportunismus erstreckt sich bis in die unterste Organisationsebene der neuen Rechten. Das Markenzeichen der Bewegung sind sicherlich große Protestkundgebungen, im Grunde jedoch sind die Anhänger der Tea Party keine Massenmenschen. Auffällig ist, wie viele bei solchen Kundgebungen versuchen, das Rampenlicht zu ergattern, sei es mit einem provokanten, selbst gemachten Schild oder einer auffälligen Kostümierung. Auf einer Kundgebung 2010 in Denver stieß ein Mann direkt neben mir immer, wenn er einem Redner beipflichtete, in ein Armee-Signalhorn. Auf der Virginia Tea Party Convention im selben Jahr sah ich einen Mann mit einer über die Schulter drapierten Schlangenflagge durch die Reihen spazieren. Andere präsentieren sich mit Pistolen am Gürtel, selbst in der so sicheren wie friedlichen, ja beinahe klinisch wirkenden Umgebung eines Konferenzzentrums in Richmond. Eine Attraktion jeder Veranstaltung der Tea Party sind Leute in Kostümen aus der Kolonialzeit oder Uniformen des Unabhängigkeitskriegs. Manchmal treten auch professionelle Schauspieler als Gründungsväter auf.

Es wirkt ein wenig peinlich, wenn Anhänger der neuen Rechten darüber streiten, wer der erste Anhänger der Bewegung war; sie ihre Gesinnungsgenossen zu überreden versuchen, nur noch bestimmte, von ihnen selbst entworfene Flaggen zu verwenden, oder einander mit patriotischem Spezialwissen wie der vergessenen vierten Strophe von »Star Spangled Banner« zu beeindrucken versuchen; wenn sie darüber sinnieren, wie sich aus einer Viertelstunde YouTube-Berühmtheit eine lebenslange Karriere basteln lässt. Doch all diese Versuche, der Sache seinen persönlichen Stempel aufzudrücken und sich selbst zu einer wandelnden Litfaßsäule zu machen, fügen sich meines Erachtens sehr gut zu den Bemühungen des konservativen Establishments, aus der Graswurzelbewegung Kapital zu schlagen. Beides ist Ausdruck der unternehmerischen Gesinnung, die die amerikanische Rechte auszeichnet.

So kommt es, dass man in Versammlungen der Bewegungen immer wieder auf selbst ernannte Gründerväter trifft, die im stillen Kämmerlein an einer politischen Patentlösung basteln. Wer Tea-Party-Veranstaltungen besucht, wird irgendwann unweigerlich auf die Gruppe GOOOH stoßen, die den Plan verfolgt, »die 435 Karrierepolitiker aus dem Repräsentantenhaus zu jagen und sie durch Durchschnittsamerikaner zu ersetzen«. Sie werden dort die Leute von iCaucus treffen, die den Kongressmitgliedern drohen, ihnen die Bailouts mit dem sprichwörtlichen Knüppel heimzuzahlen. »Die Antwort, auf die wir alle gewartet haben, ist endlich da«, werden Sie dort erfahren, und zwar in Form der »Neuerklärung der Unabhängigkeit« einer anderen Gruppe, die zu unterzeichnen jedermann aufgefordert wird. Jemand anderes startete eine Bewegung We Read the Constitution, die überall im Land Veranstaltungen organisiert, auf denen Bürger laut die Verfassung verlesen. Klingt vielleicht langweilig, ist aber in Wahrheit »eine tief bewegende Erfahrung«, also bitte mitmachen![11]

Nachdem mithilfe der Tea Party 2010 das Repräsentantenhaus zurückerobert war, bestand die erste Aktion der neuen Abgeordneten – wie könnte es anders sein – darin, laut Abschnitt für Abschnitt die Verfassung vorzulesen.

Hier ist jeder ein Philosoph. Manifeste, Blogs und Bücher in Kleinauflagen sind fester Bestandteil der Bewegung. Tausende von Möchtegern-Montesquieus spinnen sich mit nichts als dem, was sie aus der Bibel, der Verfassung und von Glenn Beck kennen, Theorien über die Verbrechen des Staats zusammen. Wenn man sich durch diese wackeren politischen Glaubensbekenntnisse liest, staunt man weniger über ihre Verschrobenheit als darüber, dass sie sich alle so sehr ähneln. Mit den immer gleichen genialen Schlussfolgerungen kommen alle diese selbst ernannten Philosophen zu immer denselben Schlüssen: Der Markt ist gottgewollt, die Liberalen sind elitär, und das Land ist in allerhöchster Gefahr.


Virales Marketing

All das zusammen ließ sich auf einer Versammlung in einem von der Krise gebeutelten Landstrich von Washington State im August 2009 gut beobachten. Es war der »Town Hall Summer«, in dem Protestler ihren Unmut von der Straße in die traditionellen Fragestunden ihrer gewählten Vertreter trugen. Dies folgte demselben Muster wie die gesamte Tea-Party-Bewegung: Anfangs künstlich aufgezogene Veranstaltungen gewannen zunehmend an Spontaneität. Zuerst kursierten Anleitungen von Führungsgruppen, die den Konservativen erläuterten, wie man sich bei einer solchen Fragestunde in der Town Hall Gehör verschafft oder wie man sie sogar sprengt.[12]

Nachdem man so auf eindrucksvolle Weise einige Bürgerversammlungen erfolgreich geschmissen und das für die Nachwelt auf Amateurvideo gebannt hatte, wurde die Sache Mode. Offenbar hatten Tausende nur auf eine Möglichkeit gewartet, gewisse Politiker vor den Augen der ganzen Nation zu demütigen.

Bei besagter Bürgerversammlung ging es um die Vorschläge der Demokraten zur Reform des Gesundheitswesens. Brian Baird, ein netter, umgänglicher demokratischer Kongressabgeordneter in kakifarbenen Hosen und hellem Hemd, hatte sich der Diskussion gestellt. Die Arbeitslosenquote in der Gegend betrug über 10 Prozent, und landauf, landab entlud sich bei solchen Veranstaltungen der Zorn der Bürger. Baird hatte den Fehler begangen, solche Unmutsäußerungen als »Braunhemden-Taktik« zu bezeichnen, und sich damit zur Zielscheibe gemacht.

Dank der allgegenwärtigen Videokameras brachte diese Versammlung die stattliche Figur von David W. Hedrick, Unternehmensberater und ehemaliger Marineinfanterist, ins Rampenlicht der Öffentlichkeit. Im Verlauf der Versammlung waren auch Vorschläge zur staatlichen Förderung von Elternkursen zur Sprache gekommen. Das griff Hedrick auf, als er ans Mikrofon trat, um mit dem Abgeordneten Baird ein Hühnchen zu rupfen. »Sie haben heute Abend über Kindererziehung gesprochen, oder über die Indoktrination von Kindern, wie immer Sie das nennen wollen«, fing Hedrick an, nachdem er sich vorgestellt hatte. Auf dem Video, das bald berühmt werden sollte, hört man den Kongressabgeordneten eine Erwiderung murmeln, doch bevor er damit zu Ende ist, explodiert Hedrick: »Finger weg von meinen Kindern!«

Die Zuhörer spenden diesem unerwarteten Angriff tosenden Beifall. Aber der Mann im Publikum fängt da gerade erst an. Dreißig Sekunden später erteilt er dem armen Demokraten »eine kleine Lektion in Geschichte«: »Die Nazis waren eine nationalsozialistische Partei.« Diese Nazis, so erläuterte Hedrick – im Einklang mit zahllosen Führungsfiguren der neuen Rechten, die die Amerikaner gerne auch mal über den Zweiten Weltkrieg belehren –, hätten sich dieselben Industriezweige unter den Nagel gerissen, auf die nun auch die Demokraten ein Auge werfen würden: die Banken, die Automobilhersteller, das Gesundheitswesen. Wenn sich also Liberale wie Nancy Pelosi über Leute aufregten, die angeblich ihren Protest mit Hakenkreuzen zum Ausdruck brächten, so der zornige Mann im Parkett mit vor Empörung rauer Stimme, »dann sollte sie vielleicht mal lieber auf ihren eigenen Ärmelaufschlag schauen«.

Da sprang das Publikum von den Stühlen und brachte dem Mann, der offenbar glaubte, wir seien in den Zweiten Weltkrieg gezogen, um die Welt von der Krankenversicherungspflicht zu befreien, stehende Ovationen. Vielleicht applaudierten sie aber auch einfach nur, weil es immer Freude macht, zuzuschauen, wenn jemand einem Politiker gehörig die Meinung geigt, selbst wenn er dabei den größten Unsinn verzapft. Doch Hedrick war noch nicht fertig, einen Vorwurf hatte er noch auf Lager. Er hatte zuvor den Eid erwähnt, den Soldaten und Staatsdiener darauf leisten, die Verfassung »zu unterstützen und zu verteidigen« – für Anhänger gerade der Tea Party eine heilige Verpflichtung –, und das schlug er dem Demokraten nun um die Ohren. »Als Marine«, ereiferte sich Hedrick, »habe ich meinen Schwur gehalten. Haben Sie vor, auch Ihren zu halten?« Der Abgeordnete murmelte eine Antwort, doch der ehemalige Soldat hatte sich schon abgewandt und ging, offensichtlich angewidert, an seinen Platz zurück.

Das Video dieser Konfrontation verbreitete sich in Windeseile. Es war schon toll und ermutigend, wie da einer kein Blatt vor den Mund nahm und sich – ganz wörtlich – gegen einen von »denen da oben« erhob. Jedenfalls, wenn man außer Acht lässt, welchen Blödsinn Hedrick eigentlich äußerte. In den Tagen danach war der Clip auf zahllosen konservativen Websites zu sehen. Er lief endlos auf Fox News. Irgendjemand legte ihm Musik unter. Der ehemalige Marine erhielt auch eine Einladung zu einer Fernsehsendung von Sean Hannity, wo er dem Moderator erklärte, dass die Regierungspolitik der Demokraten »beinahe Punkt für Punkt« jener der Nazis entspreche.

Für kurze Zeit schien die Welt dem ehemaligen Marine zu Füßen zu liegen, dank YouTube, der neuen Rechten und einem abenteuerlichen Verständnis von deutscher Geschichte. Hedrick war der politische Star des Augenblicks, der Santelli dieses Sommers. Aber der Sommer war rasch zu Ende.

Kurz nach seinem Auftritt in der Sendung von Hannity tauchte Hedrick auch wieder in einer Bürgerversammlung mit Congressman Baird auf, ganz offensichtlich, um seine Heldentat zu wiederholen. Diesmal lief es nicht so gut für ihn. Hedrick vergeudete seine Redezeit mit Klagen darüber, was er alles seit seinem letzten öffentlichen Auftritt hatte erdulden müssen, und machte dann den Anfängerfehler, Baird zu bitten, aus der Verfassung vorzulesen. Das lange und langweilige Rezitieren, das darauf folgte, nahm der Sache den Wind aus den Segeln.

Doch wie wir als Bürger des Medienzeitalters wissen, ist es nicht so einfach, in die Anonymität zurückzukehren, wenn man einmal seinen Augenblick des Ruhms genossen hat. Hedrick beschloss, für Bairds Kongresssitz zu kandidieren. Unter den Republikanern, die ebenfalls ein Auge auf den Posten geworfen hatten, zeichnete sich der ehemalige Marine durch die extreme Reinheit seiner Position aus. Dies sichere ihm die Unterstützung der Graswurzelbewegung, meinte Hedrick.[13]

Auch als er dann Kandidat für den Kongress war, kam kaum ein Artikel über Hedrick ohne Verweis auf seinen inzwischen lang zurückliegenden YouTube-Ruhm aus. Im Juli 2010 trat er in einer öffentlichen Haushaltsanhörung auf, ganz offensichtlich, um vor laufenden Kameras seine Popularität neu zu entfachen, diesmal mit Anwürfen gegen die Gouverneurin des Bundesstaats Washington, Christine Gregoire. Sie ließ ihn einfach auflaufen. Im August verlor Hedrick die Vorwahl der Republikaner.

Doch er gab sich noch nicht geschlagen. Gegen Ende des Jahres unternahm er einen weiteren Versuch, Kapital aus seinem Ruhm zu schlagen: ein Tea-Party-Buch für Kinder, also für jene, von denen der Kongressabgeordnete Baird die Finger lassen sollte. Soweit ich sehe, waren die einzigen Reaktionen, die das Buch erhielt, vom Tenor: »Was für ein unglaublicher Quark.« Doch sind wir fair gegenüber Hedrick. Er produzierte eines der denkwürdigsten Dokumente der Bewegung: ungehobelt, unverblümt, ohne große Umschweife und voller Beleidigungen – und, sehr typisch, auf Grundschulniveau geschrieben.[14]

Das Buch war natürlich eine Weihnachtsgeschichte – es stimmte in die schon oft wiederholte Klage ein, wie wenig das Weihnachtsfest noch mit seinen Ursprüngen zu tun habe. The Liberal Claus nannte Hedrick sie, ein simpel gestricktes Geschichtchen, wie es in die Ära der Tea Party passt. Böse liberale Elfen haben mittels Wahlbetrug einen Usurpator auf Santas Thron gehievt: den »Liberal Claus«, gemeint ist natürlich Barack Obama. Dieser falsche Santa Claus (»Bist du überhaupt vom Nordpol?«, fragt ihn einer der Elfen) besticht die Kinder von David Hedricks Heimatstadt Camas im Bundesstaat Washington mit Süßigkeiten. Er missachtet die »Weihnachtsverfassung« und behauptet einfach, »wirklich schlaue« Leute könnten aus dem Dokument ersehen, dass alles rechtens sei, was er tue, normale Menschen seien dazu nicht imstande. Dann zwingt er Santas Elfen, einer Gewerkschaft beizutreten, von einem der Elfen unterstützt, der deutsche Worte benutzt und »Militärstiefel« trägt, ein kleiner Hinweis auf das innige Verhältnis von Hitler zu Arbeiterorganisationen, das mir zwar ganz neu ist, geschichtsinteressierten Anhängern der Tea Party jedoch bestens vertraut scheint.

Spoiler-Alarm: Die Kinder aus Camas beschaffen sich eine Schlangenflagge und erheben sich gegen den falschen Santa Claus. Kritisches Fazit: Die Metaphern sind bemüht, die Sprache ist lausig, die Karikaturen holzschnittartig, und wie in einer Art Suchspiel sind in den Bildern ein Stalin-Elf, ein Castro-Elf und ein Hugo-Chávez-Elf versteckt, die ihren liberalen Kumpels vom Nordpol zur Hand gehen. Natürlich blieben auch Hedrick und seine Heldentat in der Geschichte nicht unerwähnt: In einem Bild ist die Christmas Times mit der Schlagzeile Mann aus Camas landet Riesenhit mit Wutausbruch über einer Karikatur von Hedrick zu sehen.

Auch wenn David Hedrick es schließlich nicht geschafft hat, in den Kongress gewählt zu werden, seine Geschichte ist sehr aufschlussreich. Die bedenkenlose Geschäftstüchtigkeit, die Verknüpfung von Politik und Profit, das unablässige Bemühen, aus einem kurzzeitigen Medienrummel eine Karriere aufzubauen – das alles sind die Elemente, aus denen sich die konservative Erneuerung speist. In diesem einen Fall war dem Unternehmertum kein Erfolg beschieden. Aber dank der vielen anderen Unternehmer, die Erfolg hatten, gelang es der neuen Rechten schließlich, den Kongress zu erobern und ihre Lähmungsstrategie in die Tat umzusetzen.

∗ Die Organisation bietet auch ein besonders augenfälliges Beispiel von Trittbrettfahrer-Mentalität. In einem Video vom Februar 2011 behauptet das Conservative Action Project, mit einem Manifest aus dem Vorjahr, bekannt unter dem Namen Mount Vermont Statement, »eine landesweite Bewegung« ausgelöst zu haben, und heftet sich auf diese Weise die Proteste der Tea Party ans Revers, die in Wahrheit schon ein ganzes Jahr vorher eingesetzt hatten. Das Video zeigt geradezu lachhaft schlechte Aufnahmen von Ed Meese und anderen Führungsfiguren des Projekts, die ohne jeden Schwung ihr Manifest verlesen. Wer will, kann sich das Video auf YouTube anschauen: http://www.youtube.com/watch?v=Pl6nJna-bl8.

∗ Wie schief dieses ganze 9/12 Project ist, zeigt sich schon an seinem Symbol. Es ist die bekannte Klapperschlange, nur dass sie nun, wie in der berühmten Karikatur von Benjamin Franklin aus dem Jahr 1754, in Stücke zerschnitten ist. Seltsamerweise sollte diese in neun Teile zerhackte Schlange die »neun Prinzipien« der Bewegung darstellen, dazu die »zwölf Werte«, symbolisiert durch die zwölf Rasseln des abgetrennten Endes.


KAPITEL 6
DER MYTHOS VOM KLEINUNTERNEHMER

Auch ein aufschlussreiches Objekt: eine riesige Flagge, die anlässlich einer »Alarmstufe Rot« getauften Protestveranstaltung im März 2010 auf dem Westrasen des Kapitols geschwenkt wurde. Dieses bemerkenswerte Banner zeigte die Streifen unserer wohlbekannten Old Glory, der Flagge der Vereinigten Staaten, ersetzte jedoch die Sterne durch das Tea-Party-Emblem der drohend aufgerichteten Klapperschlange über den Worten »GET BACK!« – gemeint war damit eine Rückkehr zu den Prinzipien der Verfassung. Die roten und weißen Streifen waren mit sorgfältig aufgepinselten politischen Forderungen gefüllt, achtzehn an der Zahl, hinzu kam die Adresse der Website, auf der man eine solche Flagge für 40 Dollar plus Versandkosten erstehen konnte. Wenn das nicht politischer Unternehmergeist ist: eine Flagge mit eingebauter Werbung!

Als Kind habe ich mich oft gefragt, wofür die Elemente der amerikanischen Flagge eigentlich stehen. Diese Spezialausgabe war wie dazu gemacht, sie sogleich zu beantworten; jeder einzelne Streifen war beschriftet, sodass keine Missverständnisse aufkommen konnten. Es war etwas schwierig, alles zu entziffern, während die Flagge in der Märzbrise flatterte, aber nach einem Besuch auf der Website des Herstellers weiß ich, dass die Streifen von unseren gewählten Vertretern unter anderem fordern: »Sorgt für einen ausgeglichenen Haushalt«, »Schützt den freien Markt«, »Respektiert das Eigentum« und »Keine Regulierung ohne gewählte Vertretung«, was ein bisschen so klingt, als würde ein Wahlrecht für Unternehmen gefordert.

Ich habe keine »GET BACK!«-Flagge gekauft. Stattdessen besorgte ich mir ein politisches Buch, Spread This Wealth (And Pass This Ammunition), in dem der Schöpfer der Flagge, der oben erwähnte C. Jesse Duke, erklärt, Amerika sei »von ganz normalen Menschen, wie ich selber einer bin – von Arbeitern, Holzfällern, Farmern, Soldaten, Erntearbeitern und vielen anderen, die ihr Brot im Schweiße ihres Angesichts verdienten, besiedelt, aufgebaut und verteidigt worden«. Vermutlich sind das auch die Leute, denen daran liegt, dass der Staat die Finger von »der Marktwirtschaft« lässt und seine teuflischen Regulierungen einstellt – Arbeiter und Erntehelfer, die ihre Interessen durch die Tea Party vertreten sehen. »Ich bin stolz darauf«, fährt Duke fort, »einer von ihnen und kein Intellektueller zu sein.«[1]

Aber C. Jesse Duke ist eigentlich gar keiner »von ihnen«. Wie man aus der Rubrik Über den Autor im Buch erfährt, ist er weder Holzfäller noch Erntehelfer, sondern »seit achtunddreißig Jahren kleiner selbstständiger Unternehmer«. Diese Verwischung der Gesellschaftsklassen ist eine der am häufigsten zu beobachtenden Taktiken im Verwirrspiel der Bewegung.

Dukes Vorstellung von der Struktur der Gesellschaft ist bei der neuen Rechten weit verbreitet. Ihr zufolge besteht Amerika grob gesagt aus zwei Klassen, »normalen Leuten« und »Intellektuellen«. Nach dieser Denkart ist man entweder ein produktiver Bürger oder eine Art von Snob, Professor vielleicht, oder Bürokrat der Umweltbehörde. Verglichen mit der scharfen Trennlinie zwischen Intellektuellen und nützlichen Mitgliedern der Gesellschaft verblassen alle anderen Unterscheidungen. Zwischen kleinen Unternehmern und Erntehelfern beispielsweise besteht dann überhaupt kein Gesellschaftsgefälle mehr, so wie andere Autoren der Tea Party auch keinen Unterschied zwischen Rick Santellis Börsenmaklern und »arbeitenden Menschen« ausmachten.[2]

Solche zweckdienliche Vernebelung von Klassenunterschieden gehört zu den häufig eingesetzten Techniken der neuen Rechten. Das beste Beispiel dafür bietet eine Großveranstaltung, die 2009 am Labor Day in West Virginia erklärtermaßen als Solidaritätskundgebung zwischen Kohlebergleuten und den Minenbesitzern, ihren Arbeitgebern, organisiert wurde. Dabei traten prominente Protestler wie Sean Hannity und Ted Nugent auf, die Leitung hatte Don Blankenship, der Vorstandsvorsitzende von Massey Energy, ein Mogul der alten Schule, der sich als Umweltverschmutzer und bei der Niederschlagung von Streiks einen Namen gemacht hatte.[3]

Ganz in die Farben der amerikanischen Flagge gehüllt, brüstete sich Blankenship damit, die Kundgebung hätte ihn »ungefähr eine Million Dollar« gekostet. Er sei hier, »um die amerikanischen Arbeiter zu verteidigen, weil sich sonst niemand für sie einsetzt«. Hauptsächlich wetterte der Manager gegen »unsere Führer in der Regierung«, die mit ihren Sicherheitsvorschriften und Umweltauflagen »der größte Albtraum der amerikanischen Arbeiter« seien.

Acht Monate nach dieser Protestkundgebung starben in einem von Massey betriebenen Bergwerk namens Upper Big Branch neunundzwanzig Kumpel nach einer schweren Gasexplosion, ein Unglück, das mit Sicherheit nicht solche dramatischen Ausmaße angenommen hätte, wenn Massey die Sicherheitsstandards eingehalten und für eine vorschriftsmäßige Belüftung gesorgt hätte – oder wenn die staatlichen Grubeninspektoren die zahlreichen dokumentierten Verstöße des Betreibers entschiedener geahndet hätten.[4]

Ein solcher Fall, in dem ein Grubenbesitzer behauptet, sein Kampf gegen Vorschriften sei in Wahrheit der Kampf der Bergleute – jener Bergleute, die dann ums Leben kommen, weil die Sicherheitsvorschriften von besagtem Betreiber nur lax umgesetzt wurden –, ist sicherlich ein nahezu perfektes Beispiel für das, was Soziologen »kompletten Schwachsinn« nennen. Die Vorstellungen dieses Mannes über die gesellschaftlichen Verhältnisse widersprechen jeder Realität und sind so verquer, dass sie die Unterschiede, die sie verwischen wollen, besonders deutlich hervorheben.

Ende 2011 hatten die Amerikaner ihre Bezeichnung für die Klasse gefunden, der Blankenship angehörte – sie nannten sie nun »das eine Prozent«. Es steht den »neunundneunzig Prozent« gegenüber, in deren Namen Blankenship zu sprechen behauptete. Doch die Konservativen, die zu diesem Zeitpunkt die Kontrolle im Kongress übernommen hatten, verbinden mit dem Ausdruck »Klasse« im Grunde nicht Einkommen oder Wohlstand, sondern höhere Bildung. Die Schurken an der Spitze der Gesellschaftspyramide sind für sie die Intellektuellen, wie es auch schon in den Jahren des Kulturkampfs war. Allerdings hatten sich die Gründe, deretwegen die Intellektuellen so verachtet werden, etwas gewandelt. In den Jahren von Bush war das Vergehen der Intellektuellen stets ihre Missachtung der Werte des stramm republikanischen Kernlands gewesen – ihr mangelnder Respekt vor der Unantastbarkeit von Föten und ihr Unverständnis für die Reize von Stockcar-Rennen. Heute wirft man den Intellektuellen eine andere Todsünde vor: ihren Zweifel an der ordnenden Hand des allmächtigen Marktes.

Die normalen Leute hingegen kennen angeblich ihren Platz in der Hackordnung des Marktes, ob sie nun mit Aktien handeln oder mit der Schaufel im Straßengraben stehen. Im Grunde sind diese bescheidenen Menschen eins mit dem Markt, der nichts anderes als Ausdruck all ihres Sehnens und Strebens ist. Und die Verkörperung dieses populistischen Geistes der Demut vor dem Markt ist der kleine Unternehmer. Im Unterschied zum Bürokraten oder Universitätsprofessor – oder der unheiligen Allianz von beidem, Präsident Obama – ist der kleine Unternehmer durch und durch ein Geschöpf des Marktes, ein Mensch, dessen Leben durch Eigeninitiative bestimmt ist, ein Entrepreneur, der hart arbeitet, erntet, was er sät, keine Hilfe vom Staat erhält und der auch Misserfolge klaglos wegsteckt, wenn der Markt es so will.


Die Diktatur des Kleinunternehmers

Wie man weiß oder zumindest gehört hat, sehen sich Leute, die zu Protestveranstaltungen der Tea Party gehen, gerne als Opfer der Rezession. Das heißt jedoch nicht, dass sie, abgesehen von Einzelnen vielleicht, in der Regel durch die Wirtschaftskrise in Armut oder auch nur Arbeitslosigkeit geraten sind, jedenfalls nicht so drastisch wie die Menschen, die 1932 am Marsch der Bonus Army nach Washington teilnahmen. Eigentlich stehen die Anhänger der Tea Party finanziell sogar etwas besser da als der Durchschnitt. Schaut man sich ihre Klagen über die schlechten Zeiten genauer an, so wird man oft feststellen, dass sie damit einen Umsatzrückgang ihres Unternehmens meinen.

Es ist keine Arme-Leute-Bewegung. Man braucht sich nur einmal bei einer Veranstaltung der Tea Party umzuschauen: Die Teilnehmer sind gut gekleidet, sie gehen regelmäßig zum Friseur, und viele Männer tragen einen Schlips, nicht nur in Washington. In Denver traf ich einen Mann mit Ascotkrawatte. Das ist kein verzweifelter Mob. Nach außen ist die Rhetorik zwar von Schmähungen mit Untertönen von rechtschaffenem Zorn geprägt, untereinander jedoch befleißigt man sich eines höflichen Umgangstons – so zumindest nach meiner Erfahrung.[5]

Wer sich durch die Menge schiebt, sagt höflich »Entschuldigung«, und alle werfen stets brav ihren Müll in die Abfalleimer. Zumindest wird das gerne behauptet.

Allgegenwärtig in der Bewegung ist die Sprache des Managements. Anhänger der Tea Party sprechen manchmal von »Kernkompetenz«, wenn sie vom Protestieren reden, von »politischen Unternehmern«, wenn sie politische Führer meinen, und von »early adopters«, wenn sie sich auf ihre Basis beziehen.[6]

Einer der Lieblingstexte der Bewegung ist ein Buch über Managementtheorie. Es gab sogar mal eine Website der Tea Party mit einer Liste der beliebtesten CEOs.[7]

Wo sich Teetrinker versammeln, ist der Unternehmer nie weit. So bezeichnet sich zum Beispiel Don Crist, Autor des Buchs What can I do? After the Tea Party, als »Berater für Kleinunternehmen«, während Stephen D. Hanson, Autor von Transcending Time with Thomas Jefferson, seinen Beruf mit »kleiner Geschäftsmann und Hypothekenberater« angibt. Senator Jim DeMint aus South Carolina, der Königsmacher der Tea Party, erzählt vor Anhängern gern, er habe seine Skepsis gegenüber dem Staat – sein Markenzeichen – während seiner vorpolitischen Karriere als »kleiner Geschäftsmann« erworben.[8]

Und der republikanische Präsidentschaftskandidat Herman Cain verdiente sich seine konservativen Sporen in den Neunzigerjahren, indem er Bill Clintons Pläne zur Gesundheitsreform im Namen des amerikanischen Mittelstands attackierte. Heute stellt er sich gern als jemand dar, der den Kontakt zu den »einfachen Leuten« nie verloren hat.[9]

Auch Glenn Beck erinnert gerne daran, dass er aus einer Kleinstadt stammt und als kleiner Unternehmer angefangen hat. Im Herbst 2009 stellte sich der Fernsehmoderator schützend vor das zarte Flämmchen des Kleinunternehmer-Populismus, das unsicher im von Washington entfachten sozialistischen Wind flackerte. Er lud Scharen von Kleinunternehmern in seine Sendung ein, strich die Zahl der von ihnen geschaffenen Arbeitsplätze heraus und präsentierte sie als die wahren amerikanischen Helden: »Sie verkörpern den Geist von Amerika«, meinte er rührselig, »das, was eigentlich einmal der amerikanische Traum war.«[10]

Die neue Riege der Konservativen, die nach dem Erdrutschsieg des Jahres 2010 in den Kongress einzog, tut oft so, als hätte sie alles liegen und stehen lassen, um sich ganz der Sache des Mittelstands zu verschreiben. Mark Kirk, nun Senator für Illinois, legte während seines Wahlkampfs 2010 eine »Bill of Rights für den Mittelstand« vor,[11] während auf der Wahlkampf-Website des Kongressabgeordneten Francisco Canseco aus Texas dieser bemerkenswerte Aufruf zur Errichtung einer Diktatur des Kleinunternehmers stand: »Wir müssen die Zügel der Wirtschaft wieder in die Hände der amerikanischen Kleinunternehmer legen.«[12]

Reine Rhetorik, gewiss. Wenn man aber bedenkt, dass der amerikanische Mittelstand die Zügel der Wirtschaft schon nach dem Bürgerkrieg an die Banken und Konzerne abgegeben hat, würde dies, hätte Canseco es ernst gemeint, nicht weniger bedeuten, als das Rad der Geschichte der Moderne um eineinhalb Jahrhunderte zurückzudrehen.

Eine Umfrage der New York Times ergab, dass fast 40 Prozent der Republikaner, die 2010 ins Repräsentantenhaus einzogen, kleine und mittlere Unternehmen besaßen – ein gewaltiger Anstieg der Vertreter dieser Berufsgruppe im Vergleich zu früheren Jahren.[13]

Wenn wir die Neulinge der Grand Old Party hinzuzählen, die mit Unterstützung der National Federation of Independent Business (NFIB, die größte Organisation der Kleinunternehmer) ins Parlament zogen, sind sogar 74 Prozent der neu gewählten Republikaner im Kongress als Bündnispartner der Kleinunternehmer anzusehen.[14]

Kaum in Washington angekommen, schlossen sich einige dieser Unternehmer-Gesetzgeber zum »Congressional Job Creators Caucus« zusammen, ein Gesprächskreis, der allein Kleinunternehmern vorbehalten ist. Als seine Vertreter während der Diskussion um die Schuldenobergrenze im Jahr 2011 die Wirtschaft als Geisel nahmen, taten sie dies vor allem aus der Überzeugung heraus, dass ein Staat wie ein Kleinunternehmen geführt werden müsse.[15]

Doch halt: ein Gesprächskreis von Job Creators, Abgeordnete, die Arbeitsplätze schaffen? Es ist schon ein starkes Stück, von sich selbst zu behaupten, Arbeitsplätze schaffen zu können, während man dieses Vermögen gleichzeitig nahezu allen anderen Kollegen abspricht. Letztendlich glauben alle Kongressabgeordneten daran, dass sie zur Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen, ob sie nun für das gigantische Konjunkturprogramm von 2009 stimmten, ein Steuerschlupfloch für einen großzügigen Unterstützer ihres Wahlkampfs anlegten oder irgendwo Gelder für die sprichwörtliche »Brücke ins Nichts« loseisten – sogar die Unterstützer von Obamas verhasster Gesetzgebung zum Emissionsrechtehandel sind überzeugt, mit dieser Maßnahme Arbeitsplätze zu schaffen.

Doch nach dem Martkpopulismus reinsten Wassers, dem die konservative Renaissance huldigt, sind diese anderen Kongressabgeordneten eben im Irrtum. Vergessen sind die Millionen Menschen, die während der Großen Depression durch staatliche Programme zu Lohn und Brot kamen. Der Staat kann keine Arbeitsplätze schaffen, so sagen sie, das ist per definitionem ausgeschlossen. Dazu sei einzig und allein die Wirtschaft in der Lage, und je kleiner ein Unternehmen ist, desto mehr Arbeitsplätze könne es herbeizaubern. »Der Staat schafft keine Jobs, aber Sie«, so drückte es die frischgebackene republikanische Abgeordnete Nan Hayworth aus New York in einer Rede vor Geschäftsleuten ihres Wahlbezirk aus, ein Satz, der umgehend zum Slogan wurde.

Die Rechte machte sich dieses Zitat vor allem deshalb so rasch zu eigen, weil es das Drehbuch der schlechten Zeiten schlicht auf den Kopf stellt. In den zurückliegenden Jahren hatte hohe Arbeitslosigkeit beinahe automatisch den Liberalen zu Wahlsiegen verholfen, da die Liberalen bekanntermaßen am ehesten bereit waren, Politik zugunsten der Arbeitslosen zu machen. Doch nun galt auf einmal die Devise, dass den Arbeitslosen am besten hilft, wer den Unternehmern hilft. Gegen Arbeitslosigkeit, so betont die Rechte unermüdlich, helfen weder Konjunkturprogramme noch öffentliche Aufträge oder soziale Absicherung, sondern lediglich, dass der Gesetzgeber den Verbänden der Kleinunternehmer jeden Wunsch von den Lippen abliest. Amerika muss den Schöpfern von Arbeitsplätzen eben seine Liebe beweisen. Es muss ihr Vertrauen aufpäppeln, ihre Vorurteile bestätigen und jede ihrer Launen politisch umsetzen.

Dumm nur, dass niemand genau zu wissen schien, für wie viele Jobs diese Arbeitsplatzschöpfer eigentlich tatsächlich gut sind. Im Jahr 2009 rechnete Präsident Obama den kleinen Unternehmen 70 Prozent aller neu geschaffenen Arbeitsplätze in der Gesamtwirtschaft zu, worüber die Konservativen nur verächtlich lachten, so gering kam ihnen diese Zahl vor. 97 Prozent warf Glenn Beck in einem Interview mit dem Präsidenten der American Small Business League im März 2009 in den Ring; im Oktober desselben Jahres nannte er etwas bescheidenere 80 Prozent.[16]

Wenn hier niemand mit einer definitiven Antwort aufwarten kann, so einfach deshalb, weil es ein Mythos ist, dass Kleinunternehmen der Motor des Arbeitsmarkts sind. Journalisten und Wissenschaftler haben das schon vor Jahren enttarnt. Diese Vorstellung beruht auf einer statistischen Illusion, die in den Achtzigerjahren entstand, als Großunternehmen so viele Arbeitsplätze wie nur möglich an kleine, schlecht zahlende Unternehmen outsourcten, um ihre Arbeitskosten zu drücken.[17]

Aber gegen die im Brustton der Überzeugung vorgetragenen Behauptungen der neuen Konservativen konnten sich solche Fakten so wenig Gehör verschaffen wie das Schnurren eines Kätzchens gegen einen vorbeidonnernden Güterzug. Das Land befand sich in einer schweren Rezession, die Arbeitslosigkeit war hoch, also musste man den Arbeitsplatzschaffenden auf jede nur erdenkliche Weise unter die Arme greifen.

So kam es, dass David Rivera, frischgebackener Abgeordneter der Republikaner aus Florida, auf der Website seiner Wahlkampagne feststellte: »Das größte Problem unserer Wirtschaft ist derzeit« – wohlgemerkt kurz nachdem beinahe die gesamte Finanzstruktur des Landes zusammengebrochen war – »der Vertrauensmangel der Unternehmen, insbesondere der kleinen Unternehmen, die vor Einstellungen zurückscheuen.«[18]

Und da die Kleinunternehmer nun mal die Weltmeister im Schaffen von Arbeitsplätzen sind, geht ihr mangelndes Zutrauen uns alle an. Wenn wir den Arbeitslosen helfen wollen, so müssen wir die Sorgen und Ängste der Kleinunternehmer lindern. Wir müssen ihnen all ihre Wünsche erfüllen.


Das Salz der Erde

Kleinunternehmer sind traditionell von einem populistisch-heroischen Glorienschein umgeben. Während man früher gern die familiären Farmbetriebe auf den Sockel hob, tut man dies heute mit den Kleinunternehmern: Sie verkörpern beherzten und zuversichtlichen Individualismus und bringen mit ihrem Fleiß die amerikanische Wirtschaft voran. Sieht man von Kleinigkeiten ab – kleine Familienbetriebe zahlen ihren Angestellten gewöhnlich keinerlei Sozialleistungen –, kann man in den Kleinunternehmern vielleicht tatsächlich die letzte Verkörperung von Thomas Jeffersons Ideal der Freibauern sehen.

Ronald Reagan begann 1983 seine Rede zur Woche der Kleinunternehmen (National Small Business Week) so: »Eigentlich kann man jede Woche des Jahres zur Woche der Kleinunternehmen machen, denn was wäre Amerika ohne seine Kleinunternehmen.«[∗] Es wurde noch kitschiger: »Die kleinen Unternehmer sind unsere vergessenen Helden«, die »Getreuen, die unsere Kirchen, Schulen und Gemeinden unterstützen, die Tapferen, die unsere Waren produzieren, unseren Hunger stillen, unsere Häuser und Familien warm halten, während sie gleichzeitig in die Zukunft investieren, um ein besseres Amerika zu errichten.«[19]

Wahrlich, sie sind das Salz der Erde. Die Wurzeln des Grases, die Träumer des Traums, die vox populi, der kleine Mann in all seiner Geradlinigkeit und Ehrlichkeit.

Und alle wollen sich davon eine Scheibe abschneiden. Auch die Liberalen singen gern das Loblied der Kleinunternehmen, weil sie sich so als wirtschaftsfreundlich darstellen können, ohne gleich Walmart oder Exxon oder JPMorgan unterstützen zu müssen.[20]

Vielleicht schlummert auch noch irgendwo tief in ihrem Kollektivgedächtnis die Erinnerung daran, dass die kleinen Geschäftsleute Anfang des Jahrhunderts gemeinsam mit progressiven Kräften wie dem Demokraten William Jennings Front gegen die Monopole machten und Reformen unterstützten, weil sich Reformer gewöhnlich auch für die Anti-Trust-Gesetzgebung starkmachten.

Die neuen Konservativen nehmen nicht nur die Rechtschaffenheit des wackeren Kleinunternehmers für sich in Anspruch, sie übernehmen gleich seine ganze Weltsicht. Erst in diesem Licht werden manche ihrer Vorstellungen verständlich. Wenn sie so oft wiederholen, dass dem Wettbewerb in Amerika von der Allianz aus Big Government, Big Business und Big Labor (die Gewerkschaften), die sich unter dem Banner des Sozialismus vereinen, die Luft abgeschnürt wird, dann klingt das wie ein jahrzehntealtes Pamphlet der Vereinigung der Kleinunternehmen.[21]

Die nie nachlassende Gewerkschaftsfeindlichkeit der Bewegung, eigentlich ziemlich sinnlos im weitgehend gewerkschaftsfreien 21. Jahrhundert, gehört zu den fixen Ideen des Kleinunternehmers. Und schon seit die Kleinunternehmer Mitte des 19. Jahrhunderts gegenüber den Großunternehmern ins Hintertreffen gerieten, preisen sie als Allheilmittel an, man müsse so schnell wie möglich zum »wahren« Kapitalismus zurückfinden.

Die Ehrfurcht der Bewegung vor einer imaginären Vergangenheit und die Forderung nach einer »Rückeroberung des Landes« sind nichts als die unfruchtbare Sehnsucht nach jenen entschwundenen Tagen, in denen die Kleinunternehmer in ihren Gemeinden noch etwas zählten. Die einseitige Fixierung der konservativen Erneuerungsbewegung auf die Bankenrettung entspringt der traditionellen Feindschaft der Kleinunternehmer gegen die Bankenkraken, die nun gar als »zu groß, um unterzugehen« erstanden sind und sich in unheiliger Allianz mit der Staatskrake zusammengeschlossen haben.[22]

(»Der Kongress hat Milliarden Dollar für Konjunkturprogramme ausgegeben, um die großen Banken und Finanzinstitute rauszupauken«, erklärte der angehende Kongressabgeordnete Pat Meehan aus Pennsylvania im Jahr 2010. »Aber der normale Kleinunternehmer hat davon nichts gehabt.«) Selbst die vielfach kommentierte Neutralität der Tea Party gegenüber manchen gesellschaftspolitischen Fragen deckt sich mit der Grundhaltung der Kleinunternehmer. Während die überwiegende Mehrzahl aller Unternehmer in Wirtschaftsfragen konservativ eingestellt ist, neigen sie in gesellschaftspolitischen Fragen (beispielsweise dem Schulgebet) zu liberalen Positionen, wie der Kleinunternehmerverband NFIB feststellte.[23]

Aber es ist vor allem die zwanghafte Angst der Bewegung vor »erdrückender Regulierung«, die sie am meisten als Produkt des Kleinunternehmergeistes kennzeichnet.

Jahrzehntelang erzählten sich die Amerikaner der Mittelklasse gerne Schauergeschichten über regulatorische Übergriffe des Staates. Sie folgten stets demselben Grundschema: Ein kleiner Unternehmer geht stillvergnügt und ohne jemandem zur Last zu fallen einer ungeheuer wichtigen Tätigkeit nach, bis ihm eines Tages völlig unerwartet die Umweltschutz- oder Arbeitssicherheitsbehörde mit irgendwelchen kleinkarierten Vorschriften kommt. Die einfachsten Realitäten des Lebens werden von einem übereifrigen Bürokraten, der stur seine Regeln durchsetzt, missachtet, Zeit wird vergeudet, Wirtschaftsaktivitäten ausgebremst. Ganz so als hätte die Regierung nichts anderes im Sinn, als Produktivität zu bestrafen!

Auch in den begüterten Kreisen des Mittleren Westens, in die ich hineingeboren wurde, erzählte man sich gern von übergriffigen Aufsichtsbeamten. Ronald Reagan streute sie auf seinem Weg ins Weiße Haus gern unters Volk. Die Handlung von Ghostbusters (1984) nimmt dieses Problem der Kleinunternehmer aufs Korn: Die Umweltbehörde EPA lässt das »Geistergefängnis« schließen, worauf die Probleme ihren Lauf nehmen. Und die Revolution der Republikaner von 1994 wurde maßgeblich von derartigen Anekdoten über Kleinunternehmen beflügelt – jedenfalls, wenn man der Schilderung dieser Revolution durch den damaligen Präsidenten der Handelskammer Glauben schenkt.[24]

Aber es ist nicht mehr so unterhaltsam wie früher, sich Geschichten über die ahnungslose Regulierungswut der Verbraucherschutzbehörde zu erzählen, über die man so gerne spottete. Die Befugnisse dieser Behörde wurden unter der Regierung von George W. Bush so stark beschnitten, dass sie nicht mal mehr in der Lage war, die Verwendung von bleihaltigen Farben bei aus China importiertem Spielzeug zu entdecken. Zahnlose Regulierungsbehörden machten auch erst die schleichenden Verletzungen von Sicherheitsvorschriften möglich, die zur Ölpest im Golf von Mexiko nach dem Untergang der Bohrinsel Deepwater Horizon führte, und sie trugen auch zum Tod der Bergleute in der bereits erwähnten Unglücksmine in West Virginia bei. Die Vorstellung, dass sich ein Bankaufseher tatsächlich mit einer Bank anlegt, ist inzwischen nachgerade ein Witz! Gerade diese Leute bewahrten die Banken davor, dass allzu neugierige Beamte, die etwas gegen die zweifelhaften Machenschaften bei der Vergabe von Hypotheken unternehmen wollten, die Nase in ihre Angelegenheiten steckten.

Der übereifrige Regulator ist vermutlich auch deshalb der Buhmann der Kleinunternehmer, weil sie ihn im Gegensatz zu ihren Kollegen in den Großbetrieben viel näher erleben. Wenn von Deregulierung oder Neoliberalismus die Rede ist, dann meint man damit gewöhnlich die Aufweichung der Bankenaufsicht, den zunehmenden Einfluss einer gewissen ökonomischen Denkschule und die Privatisierung von Staatsaufgaben. Das sind bedeutende Entwicklungen im umfassenden, historischen Sinn, die dem Kleinunternehmer in seinem Kampf mit den Widrigkeiten des Alltags jedoch komplett irrelevant erscheinen mögen. Jemand, der über einer fünfzigseitigen Steuererklärung schwitzt, lässt sich nicht so leicht davon überzeugen, dass der Staat auf dem Rückzug ist und der Markt die Kontrolle übernommen hat.

Und nach 2008 gab es einige gute Gründe zu glauben – und zu befürchten –, dass der Staat erneut in Regulierungswut verfallen könnte. Das augenfälligste Beispiel war das Gesetz zur allgemeinen Krankenversicherung, das Präsident Obama 2010 unterzeichnete. Nicht nur, dass die von ihren Gegnern »Obamacare« getaufte Reform eine in der Tat lästige Bestimmung enthielt, die von Unternehmen das Ausfüllen von Steuerformularen für beinahe jede Ausgabe erfordert hätte (was 2011 schleunigst rückgängig gemacht wurde), es verlangte von Unternehmen ab fünfzig Beschäftigten auch, ihren Angestellten eine Krankenversicherung bereitzustellen, was solche Betriebe um einen ihrer wahrscheinlich größten Wettbewerbsvorteile brachte.[25]

Leute, für die der »Kapitalismus« das System darstellt, in dem sie sich als Installateur oder Vertreter für Landmaschinen mehr schlecht als recht durchs Leben schlagen, konnten leicht das Gefühl bekommen, dass sich der Staat in diesen Kapitalismus schon genug einmischt. Wenn man »Kapitalismus« hingegen als das System versteht, in dem Kredite ohne sorgfältige Prüfung vergeben werden, damit die Manager einer Hypothekenbank die Wachstumsvorgaben erfüllen und sich ihre Prämie sichern können, diese Kredite dann zu Paketen geschnürt und an irgendeinen Hedgefond verscherbelt werden, damit auch dessen Manager zu ihrem Bonus kommen, nun, dann sieht die Sache ganz anders aus. Der Journalist Matt Taibbi brachte es 2010 in einem Interview auf den Punkt:


Viele Leute in der Tea Party, mit denen ich rede, sind Kleinunternehmer. Sie betreiben Eisenwarengeschäfte oder Restaurants. Staatliche Regulierung, das ist für sie jemand, der kommt und überprüft, ob bei ihnen alles nach Vorschrift behindertengerecht eingerichtet ist, oder jemand vom Gesundheitsamt, Leute also, die sie mit kleinen Geldbußen schikanieren. So sieht ihre Erfahrung mit staatlicher Regulierung aus. Wenn sie dann von JPMorgan Chase oder Goldman Sachs und der Regulierung solcher Banken hören, stellen sie sich das genauso vor. Sie wissen nicht, dass Regulierung bei solchen Großunternehmen bedeutet, das Recht an sich durchzusetzen, dass es nicht um irgendwelchen Kleinkram geht, den ein Gesundheitsinspektor beanstandet.[26]



Die Unterscheidung zwischen diesen beiden Dimensionen des kapitalistischen Wirtschaftens gehört nicht gerade zu den Dingen, deren Aufklärung sich die neue Rechte auf die Fahne geschrieben hat. Statt die abstrusen Praktiken aufzuzeigen, die bei den Hypothekenverleihern herrschten, um nur das wichtigste Kapitel der jüngsten Wirtschaftsgeschichte zu nennen, schieben die Konservativen jenen den Schwarzen Peter zu, die nach Meinung vieler Unternehmer die wahren Schuldigen sind: den Versagern, die all diese Hypotheken überhaupt aufgenommen haben.

Und natürlich auch dem üblichen Verdächtigen, der sowieso an allem schuld ist: dem Staat. Wenn man die Amerikaner auf der Straße befragt, wie es denn zur Finanzkrise kommen konnte, dann wird man unvermeidlich als Grund hören, dass der Staat die Banken gezwungen hat, Leuten ohne Geld Kredite zu geben. Manchmal wird diese Geschichte noch mit bunten Details ausgeschmückt, etwa mit einer angeblichen Klage, mit der Bill Clinton die Banker überziehen wollte, wenn sie kein Geld für seine Wähler aus den diversen Minderheiten lockermachen. Aber am Ende steht hauptsächlich einer als der große Schurke da: Big Government, das mit dem Community Reinvestment Act (CRA) von 1977 die armen Banker zu Dingen gezwungen hat, die sie nie und nimmer freiwillig getan hätten.

Folgt man diesem Mythos, trifft die verehrte Marktwirtschaft keinerlei Schuld an der Wirtschaftskatastrophe. Das Problem ist nur, dass er vollständig an der Realität vorbeigeht. Die Banken vergaben zweifelhafte Kredite, weil sie es für profitabel hielten, nicht weil ein dreißig Jahre altes Gesetz plötzlich Wirkung zeigte und sie dazu zwang. Der CRA ist niemals aktiv durchgesetzt worden, was in den Banken auch allgemein bekannt war, und der CRA hat rein gar nichts mit den fragwürdigen Kreditvergabepraktiken und Schattenbanken zu tun, die die ganze Krise auslösten, noch waren die traditionellen Banken gezwungen, riskante oder gar betrügerische Kredite zu vergeben. Ganz im Gegenteil: der Financial Crisis Inquiry Report kommt zu dem Schluss, dass Kredite, die nach den Richtlinien des CRA vergeben wurden, in aller Regel erstklassig waren und in den Folgejahren keine Probleme bereiteten.[27]

Doch wie immer, wo Fakten und ideologische Vorurteile einander widersprechen, gewinnen die ideologischen Vorurteile. Viele Geschäftsleute haben die Erfahrung gemacht, dass Kreditvergaberichtlinien nur gelockert werden, wenn sich die Bundesbehörden einmischen. Und das augenfälligste Beispiel für eine solche Lockerung – oder wahrgenommene Bevorzugung, wie Historiker, die sich mit Kleinunternehmen beschäftigt haben, nachweisen konnten[28] – betrifft Unternehmen, deren Besitzer ethnischen Minderheiten angehören, die gelegentlich von staatlicher Förderung profitieren. Der Gedanke, dass dies auch Hypotheken einschließt, dass also Washington die Banken gezwungen hat, Angehörigen ethnischer Minderheiten Kredite zu Sonderbedingungen einzuräumen, liegt dann nicht allzu fern. Und schon kommt man zu dem Schluss, dass die gesamte Finanzkrise eine Folge der staatlichen Einmischung in Dinge war, die ausschließlich Privatangelegenheit sein sollten und dies früher auch waren.

Und die Bailouts! Der durchschnittliche Unternehmer musste es einfach empörend finden, dass große Banken von der US-Notenbank Kapitalspritzen zu Bedingungen erhielten, von denen er selbst nur träumen konnte. Manche waren drei Jahre danach noch sauer. Als im August 2011 herauskam, dass die Bailouts einen weit größeren Umfang gehabt hatten als ursprünglich berichtet, packte den Konservativen Richard Viguerie noch nachträglich der Zorn. Unter Bezug auf die optimistischen Verlautbarungen, die Morgan Stanley herausgegeben hatte, als sich die Bank gerade beinahe 100 Milliarden Dollar von der Zentralbank lieh, schrieb Viguerie: »Versuchen Sie so was mal bei Ihrem Bankberater oder, wenn Sie selbst von einer kleinen Bank sind, bei der Finanzaufsicht.« Unter Bezug auf die unerhört günstigen Konditionen dieser Abmachungen schäumte er: »Versuchen Sie doch mal, als kleiner Unternehmer in Amerika an so etwas ranzukommen.«[29]

Für Viguerie und viele Tausend andere bestätigten die Bailouts eine der Grundüberzeugungen des Kleinunternehmers: Dass die Großunternehmen mit der Regierung unter einer Decke steckten. Diese Vorstellung ist deshalb so mächtig, weil sie im Grunde wahr ist. Sie ist auch nicht neu. Schon 1962 zitierte der Politikwissenschaftler John Bunzel den Vertreter einer Vereinigung von Kleinunternehmern mit einer verbitterten Äußerung, wie man sie heute in einem Blog der Tea Party lesen könnte. Großkonzerne, so der Vorwurf


gehen stets einher mit Großgewerkschaften, staatlicher Einmischung mit faschistischen [!] und ständischen Tendenzen in der Regierung – zuerst kommt immer die NRA, dann OPA und OPM und WPB –, alles, damit den Managern ihre Ruhe und Bequemlichkeit und vor allem ihre Jobs erhalten bleiben, ganz gleich, was mit dem Land und ihren Mitbürgern geschieht.[30]



Das waren so die Vorstellungen, die in den Köpfen der Rechten herumspukten. Deshalb reagierten sie auch so heftig: Die Bailouts ließen für sie Albträume Realität werden.

Die Großkonzerne werden natürlich nicht einfach verschwinden, und solange es sie gibt, braucht man auch einen Staat, der bereit und in der Lage ist, sie in Schranken zu halten. Wenn das System nicht funktioniert, wie es offensichtlich bei den Bailouts, aber auch bei der Hypothekenorgie, dem Bergwerksunglück in West Virginia und der von BP verursachten Ölpest der Fall war, dann liegt es eigentlich nahe, dafür zu sorgen, dass der Staat seiner Aufsichtsfunktion besser nachkommt.

Die neue Rechte sieht das freilich ganz anders. Sie verdammt das moderne Wirtschaftssystem einfach pauschal als »kapitalistische Vetternwirtschaft« oder »Sozialismus« und setzt als Allheilmittel darauf, die staatliche Seite dieses Gefüges, also alles, was Regulierung, Steuern und Renten betrifft, über Bord zu werfen.

Und so stehen wir vor der Wahl zwischen der Utopie des Kleinunternehmertums und dem »Sozialismus«. Auf der einen Seite der »Kapitalismus«, der »American Way of Life« in harmonischer Übereinstimmung mit der Natur, auf der anderen Seite etwas Fremdes, Unsauberes, Unehrliches.[31]

Dieser Ansatz ermöglichte es der neuen Rechten, sich als Gegner der Großkonzerne darzustellen. Nicht etwa wegen ihres Fehlverhaltens als Marktteilnehmer, sondern weil Großkonzerne einfach keine wirklich reinen Marktteilnehmer sind. Darin steckt ein Körnchen Wahrheit, betreiben Großunternehmen doch stets auch Lobbyarbeit, um Subventionen, Bailouts und Staatsaufträge zu ergattern, und manchmal sind sie sogar für Regulierungen, sofern sie darauf zugeschnitten sind, sie vor Konkurrenten zu schützen. Aber der wahre Grund ist sicherlich, dass die Rechte die Stimmung im Land ausnutzen wollte. Die Argumentation dürfte im einzelnen die wenigsten überzeugt haben, ihre Rhetorik hatte hingegen durchschlagenden Erfolg. Ihr verdanken wir beispielsweise den erstaunlichen Artikel, den der aufstrebende Kongressabgeordnete Paul Ryan 2009 in der Zeitschrift Forbes unter der Überschrift »Nieder mit den Großunternehmen« veröffentlichte. Der Kapitalismus könne in der Stunde seiner Not nicht auf die riesigen Konzerne vertrauen, so Ryan: »Auf das amerikanische Volk kommt es an – Investoren, Geschäftsleute, Kleinunternehmer … sie sind nun gefragt.«[32]

Ryans Artikel war nur der Anfang. Konzernkritische Aussagen sind bei Konservativen heutzutage derart verbreitet, dass die verdrehte Argumentation, auf die sie sich stützen, manchmal völlig außer Acht gelassen wird. Man nimmt es einfach als gegeben, dass Konzerngegner weit rechts angesiedelt sind. In diesem Zusammenhang waren die Fernsehspots aufschlussreich, die 2012 zur Unterstützung von Newt Gingrichs Bewerbung um die Präsidentschaftskandidatur der Republikaner ausgestrahlt wurden. Sie attackierten seinen Rivalen, den ehemaligen Finanzinvestor Mitt Romney, wegen seiner Rolle bei verschiedenen Firmenübernahmen. Ein anderes Beispiel ist der heftige konzernfeindliche Ausfall, den sich ein ungenannt gebliebener Washingtoner Politikberater leistete, der 2010 für die Tea Party gearbeitet hatte. In einem Artikel im Playboy beschrieb er eine Postkartenkampagne, die er für den Herbst plante und die sich unter Verzicht auf die Kulturkampfthemen ganz auf den Unmut der Öffentlichkeit über die Bailouts konzentrieren sollte:


Ein Dankesschreiben von einem imaginären Wall-Street-Manager an die hart arbeitenden Steuerzahler zu schreiben macht mehr Spaß als die üblichen Kampagnen. Mit den neuen Drucktechniken lassen sich die Postkarten individualisieren und sehen nicht aus, als wären sie über Nacht im Copyshop fabriziert worden.«




Sehr geehrter [Name einfügen],

ich habe gerade von Ihnen und anderen Steuerzahlern meinen Scheck vom Troubled Asset Relief Program erhalten und möchte mich persönlich bei Ihnen für den Erhalt des Geldes bedanken. Nun kann ich meinen Drittwagen und mein Ferienhaus in [Name eines nahe gelegenen Urlaubsgebiets] behalten.[33]




Unter falscher Flagge

So reizvoll die Vorstellung sein mag, dass ein wachsamer kleiner Unternehmer einen Konzerngiganten zur Räson bringt, der vom geraden Pfad des Marktes abweicht, die Wirklichkeit sieht gewöhnlich anders aus. Ein Hedgefondsmanager wie Cliff Asness spendierte Paul Ryan im Sommer 2011 nicht Wein für 700 Dollar, um einen gefährlichen Feind zu besänftigen und vielleicht zu verhindern, dass ein paar aufgebrachte Handwerker aus Wisconsin über die Wall Street marschieren. Er tat es so gut wie sicher deswegen, weil er die Arbeit von Ryan und seinen republikanischen Kollegen im Kongress schätzte. Die Kleinunternehmen sind das Gesicht der heutigen Rechten, weil ihre kämpferische, gegen die Großunternehmen gerichtete Botschaft der Verbitterung im Land Ausdruck gibt. Aber im Grunde bedient die Rechte dieselbe Klientel wie immer.

Mit anderen Worten, hinter der Maske steht der verhasste Megakonzern persönlich mit seinen üblichen Forderungen nach Steuersenkungen, zahnlosen Regulierern und Freihandelsabkommen mit Ländern, in denen Gewerkschaften nichts zu melden haben. Man kennt das. Schon im Jahr 1951 konstatierte der Soziologe C. Wright Mills in einer bekannten Studie, dass die Vergötterung des amerikanischen Kleinunternehmers sich nicht auf die tatsächlichen wirtschaftlichen Leistungen der kleinen Unternehmen gründe, sondern eher von der »Zweckmäßigkeit einer solchen Vorstellung für die politischen Interessen der Großunternehmen« herrühre. Kleinunternehmen dienten, so seine Beobachtung, als »Vorspann für die Interessen der Großindustrie«. Weiter schreibt er: »Die Haltung der kleinen Geschäftsleute gegenüber dem Staat macht sie zu unfreiwilligen Helfern der Großindustrie und zu deren besten Stoßtrupps im Kampf gegen die Gewerkschaften und gegen die staatliche Wirtschaftslenkung.«


Nur als ideologisches Phantasiegebilde und als politisches Argument besteht es [das traditionelle Bild des Kleinunternehmers] weiter, als ob es noch den ganzen amerikanischen Kapitalismus beherrschte. Damit wird die Ideologie des klassischen Kapitalismus noch vielen unserer Zeitgenossen schmackhaft gemacht. Zwar haben sich die Vereinigten Staaten während der letzten hundert Jahre völlig gewandelt: aus einer Nation kleiner Kapitalisten ist eine Nation von Arbeitnehmern geworden. Aber die auf ein Volk von kleinen Kapitalisten zugeschnittene Ideologie ist geblieben, als ob sich in der Welt des Kleineigentums kein Deut geändert hätte. Sie dient eifrigen Verfechtern des Kapitalismus als Steckenpferd, auf dem sie herumreiten, und ihre verstaubten Argumente finden so wenig Widerspruch, daß viele sie für die allerneueste Wahrheit halten.[34]



Im 21. Jahrhundert angekommen, leuchtet uns auch ohne große soziologische Studien ein, dass die Kleinunternehmen oft als populistische Fassade für die mächtigen Akteure des Landes herhalten. Der Fernseher liefert uns die Vernebelung auf allen Kanälen frei Haus. Die Erbschaftssteuer muss weg, sagt man uns, nicht weil sie den Reichen lästig ist, sondern weil sie die Familienbetriebe der Farmer bedroht. Die Steuererleichterungen der Bush-Ära müssen bleiben, weil die Kleinunternehmer ohne sie zugrunde gehen. Die Deregulierung der Banken hatte den Zweck, den Ladenbesitzern unserer Kleinstädte zu helfen. NAFTA, das Nordamerikanische Freihandelsabkommen, wurde als Wohltat für kleine Unternehmensgründer verkauft.[35]

Und von Zeit zu Zeit behauptet sogar jemand, zwischen die Interessen der Wall Street und jene des kleinen Mannes passe kein Blatt.[36]

Nehmen wir uns einen Augenblick Zeit für die Treuedienste des ruhmreichen Senators Phil Gramm aus Texas, der der Finanzindustrie im Verlauf seiner Karriere viele wertvolle Dienste geleistet hat. Er war an der Aufhebung der Bankgesetze aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise und einem Gesetz zur Liberalisierung des Handels mit Futures beteiligt, dem Commodity Futures Modernization Act, der Enron den Weg zum Handel mit Energie-Derivaten bahnte. All dies, versteht sich, zum Besten des kleinen Mannes. Für die Abschaffung der Bankgesetze von 1933 kämpfte er nicht etwa, um ebenso lukrative wie in ihren Folgen katastrophale Fusionen zu ermöglichen, sondern »um allen das Leben zu erleichtern, die ein Bankkonto, eine Autoversicherung oder ein paar Aktien haben«.[37]

Gramm erläuterte dies gern anhand eines bodenständigen Modellamerikaners, Dickey Flatt mit Namen, ein Kleinunternehmer, wie er im Buche steht. Bevor Senator Gramm einem Regierungsprogramm seine Zustimmung gab, prüfte er nach seiner Aussage stets, welche Auswirkungen es auf die Steuerbelastung von Dickey Flatt hatte.

Für viele in der neuen Rechten ist es auch bequem, die Komplexität des Wirtschaftslebens durch die Folklore des Kleinunternehmertums zu ersetzen. Es ist ein Denkschema, das ihnen hilft, das Unangenehme in der Welt auszublenden. Nehmen wir noch einmal Nan Hayworth und ihr Lob für die Kleinunternehmer, die so heldenhaft Arbeitsplätze schaffen. Im August 2011 sah sich Hayworth mit Bürgern konfrontiert, die sich um das gegenteilige Problem sorgten – die schleichende Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland durch Verizon, eines der größten Unternehmen der USA. Als diese Wähler von Hayworth wissen wollten, wie sie das Problem angehen wolle, lieferte sie ihnen stattdessen eine Lektion auf Grundschulniveau darüber, wie kleine Unternehmen funktionieren – also wie man durch harte Arbeit Werte schafft und so weiter. »So entstehen neue Möglichkeiten«, war ihr Fazit. Ein schönes Märchen ohne jeden Bezug zum aufgeworfenen Problem, wie ihre wenig begeisterten Zuhörer ihr auch deutlich machten. Für Hayworth schienen die politischen Implikationen ihrer Lektion jedoch klar: Der Staat muss die kleinen Leute einfach nur machen lassen – und damit meinte sie die Tüftler in ihrer Garagenwerkstatt ebenso wie weltweit operierende Telekommunikationskonzerne.[38]

Am durchsichtigsten ist dies bei der Tea Party, einer Bewegung, die sich – um noch einmal den Kongressabgeordneten Pompeo zu zitieren – als Ausdruck des »großartigen amerikanischen Unternehmergeistes« versteht, sich tatsächlich aber dafür einsetzte, dass der von Wall Street verursachte wirtschaftliche Absturz keine unangenehmen Folgen für Wall Street hatte. Gerade an Pompeo lässt sich das gut zeigen. Als Kandidat für den Kongress strich er gerne seine Erfahrung als Kleinunternehmer heraus und verwies auch auf die Jobs, die er dabei geschaffen haben wollte. Schaut man jedoch genauer hin, so entpuppt sich Pompeos Firma als Ableger von Koch Industries, dem gigantischen Öl- und Gaskonzern mit Firmensitz in Wichita, dessen Besitzer, die Brüder Koch, die Tea Party großzügig unterstützen, wie wir schon mehrfach feststellen konnten. Pompeos kleine Firma war in den Neunzigerjahren mit Risikokapital von Koch aufgepäppelt worden, 2010 unterstützten Angestellte von Koch seine Kandidatur, Pompeo trat auf Veranstaltungen der Tea Party auf, die von Americans for Prosperity organisiert wurden, einer von den Kochs gesponserten Gruppierung. Kaum hatte Pompeo es nach Washington geschafft, stellte sich heraus, dass sein Büroleiter ebenfalls von Koch kam. Selbst die Problemfelder, auf die sich Pompeo als Abgeordneter konzentrierte, waren laut Washington Post typische Koch-Anliegen: Bekämpfung von Umweltschutzauflagen und Streichung der Mittel für eine Online-Datenbank, bei der man sich über Rückrufaktionen von Produkten informieren kann.[39]

Aber die »Ideologie des utopischen Kapitalismus«, wie der Soziologe Mills es nannte, verwischt dies alles. Die Anhänger der Tea Party halten sich nicht für ohnmächtige Figuren im Spiel der Großkonzerne; in ihrem unerschütterlichen Glauben an die freie Marktwirtschaft sehen sie sich als deren Gegner. Alles klar? Und ihre Methode, es der kapitalistischen Vetternwirtschaft mal so richtig zu zeigen, besteht darin, dem Staat an die Gurgel zu gehen.

Kehren wir noch einmal zu Paul Ryans bekanntem Beitrag in Forbes zurück, »Nieder mit Big Business«. Hier zeichnete uns ein konservativer Vordenker ein Bild der »kapitalistischen Vetternwirtschaft« in all ihrer Schändlichkeit und Härte und klärte uns darüber auf, wie die Lobbyisten großer Unternehmen ihre Geschäfte mit dem Staat machten und sich Begünstigungen wie das verhasste Rettungspaket TARP sicherten, laut Ryan eine »Ad-hoc-Schmiergeldkasse für Großunternehmen, die in der Lage sind, auf Entscheidungen des Finanzministeriums Einfluss zu nehmen«. Dem kann man durchaus zustimmen. Überraschend ist jedoch, welche Folgerungen Ryan daraus zieht: Das Problem, so erläutert er uns, waren nicht die lausigen Entscheidungen des Staates, sondern dass der Staat hier überhaupt etwas entschieden hatte. Daher sein seltsames Rezept für Abhilfe: Wenn man die Großkonzerne in die Knie zwingen will, dann muss man den Staat ganz aus dem Spiel drängen. Das Problem mit dem Big Business heißt eigentlich Big Government.[40]

Dass das reine Heuchelei ist, sollte eigentlich jedem klar sein, der über einen Internetanschluss verfügt. Kaum hatte die Grand Old Party mit solchem Gerede das Repräsentantenhaus wiedererobert, wurde Paul Ryan der Liebling aller Parteispender aus dem Big Business. Innerhalb weniger Wochen sackte er riesige Summen auch von den Banken ein.[41]

Das Geld hatte eben die ganze Zeit gewusst, dass die Drohung »Dich werde ich mir vorknöpfen!« nur eine andere Art war, »Ich liebe dich!« zu sagen.

Paul Ryan war nicht der Einzige, der versuchte, aus der Stimmung im Land Kapital zu schlagen. Eine der vielen konservativen Washingtoner Gruppierungen startete eine Website unter dem Namen »Big Business Watch«. Ihr Leiter – wie der Zufall so spielte, ebenfalls ein ehemaliger Mitstreiter von Jack Abramoff – vertrat die These, dass »die Tea Party dem Big Business genauso misstrauisch gegenübersteht wie den Politikern«. Doch das einzige »Big Business«, dem die Gruppierung wirklich ihre Aufmerksamkeit widmete, war der Stromriese General Electric, den sie in klassisch populistischer Manier als »opportunistischen Parasiten, der von der Ausweitung des Staatssektors lebt« bezeichnete. Der Frevel von General Electric waren aber nicht etwa Offshore-Bohrungen oder dergleichen, nein, General Electric war einfach nicht kapitalistisch genug: Das Unternehmen profitierte von Staatsaufträgen und der neuen »grünen« Energiepolitik. Das Schlimmste aber war, dass ihm der eher liberale Kabelkanal MSNBC gehört.[42]

Die Verwirrung nahm kein Ende. Im Jahr 2010 machte ein Vorschlag für einen »Nationalen Streiktag« die Runde, an dem die Anhänger der Tea Party auf die Straße gehen und gegen die Großunternehmen protestieren wollten – um sie davon abzubringen, liberale Gesetzesvorhaben im Kongress zu unterstützen! Oberflächlich betrachtet sah auch dies nach einem beherzten Aufstand gegen den Kapitalismus aus. »Der Kongress wird von den Interessen mächtiger Unternehmen kontrolliert«, schrieb ein kampfeslustiger Anhänger. »Der Kongress hört nicht auf uns, also kümmern wir uns auch nicht weiter um ihn und wenden uns gleich dorthin, wo die eigentliche Macht ist.« Ein Streik, so der Gedanke, würde die Konzerne zwingen, ihre Lobbyisten abzuziehen und den Fluss an »Schmiergeld« nach Washington zu stoppen. Dann würde es mit dem Liberalismus ein Ende haben. Mit anderen Worten, der Plan bestand darin, den größten Wirtschaftsmachtkampf aller Zeiten auf einem ungeheuerlichen Ideenpotpourri zu gründen, darauf nämlich, dass der amerikanische Liberalismus von Konzernen finanziert wird und der Kapitalismus nur zu retten ist, indem man die Großkonzerne durch Streik lahmlegt. In den vergangenen Jahren haben sich viele lausige Ideen durchgesetzt, aber diese war so schwindelerregend unsinnig, dass nicht einmal die Tea Party sie ins Werk setzen konnte. Autos, denen man die Räder aufs Dach montiert, rühren sich eben nicht vom Fleck, und so blieb auch der große proletarische Aufstand für die freie Marktwirtschaft aus.[43]

∗ Die Demokraten sind da nicht viel anders. Barack Obama, in dem viele den diabolischen Widerpart des Unternehmertums sehen, erklärte seinerseits anlässlich der Small Business Week 2010, die kleinen Unternehmen seien »der Motor unseres Wohlstands und stolzer Ausdruck unseres Charakters. Gesunde Kleinunternehmen sorgen für blühende Gemeinden, Spitzentechnologie und eine amerikanische Wirtschaft, die den Wettbewerb im 21. Jahrhundert siegreich besteht.« Mehr dazu unter http://www.whitehouse.gov/sites/default/files/2010smallbusiness_web.pdf.


KAPITEL 7
MIMESIS

Mimikry ist ein weitverbreitetes Phänomen im Tierreich: Motten tragen Flecken auf ihren Flügeln, die den Augen von Eulen gleichen, harmlose Insekten fliegen mit schwarz-gelben Streifen herum, und ungiftige Schlangen haben im Verlauf der Jahrtausende gelernt, mit ihrem Schwanz im trockenen Laub zu rascheln, um Fressfeinde abzuschrecken. Sie geben vor, Klapperschlangen zu sein, sind aber völlig ungefährlich. Keine Angst. Na los, die kannst du einfach zertreten.

Im Menschenreich haben wir eine konservative Bewegung, die im Verlauf der Jahrzehnte gelernt hat, viele charakteristische Eigenschaften ihrer Gegner zu imitieren. In den Dreißigerjahren hatten die Führer der Konservativen schmerzlich erfahren, dass es nicht klug war, die Armen überheblich auf ihren Platz zu verweisen. In Zeiten des wirtschaftlichen Zusammenbruchs schlägt den Verteidigern der herrschenden Ordnung und den Fürsprechern der Regierenden eben wenig Liebe entgegen.

Und so legte sich die Bewegung mit den Jahren eine staatskritische, revolutionäre Attitüde zu, die sie direkt von Karl Marx oder Jean-Paul Sartre entliehen haben könnte. Sie imitierte die Protestkultur der Sechzigerjahre bis hin zu einer Art von Verehrung antikommunistischer Guerillakämpfer, ihre Version von Ho und Che. Konservative Führer analysierten die Taktiken der Kommunisten und übertrugen sie auf ihre Kämpfe. Die Bewegung folgte der Maxime des konservativen Aktivisten Paul Weyrich: »Uns geht es nicht um die Erhaltung des Status quo. Wir sind Radikale, wir wollen die Machtstrukturen des Landes umstürzen.«[1]

Als 2008 und 2009 die Wirtschaft kollabierte, positionierten sich die Konservativen sofort als die Protestbewegung für schlechte Zeiten. Die eher arroganten Züge der konservativen Tradition hängte man den Liberalen an. Alles, was als großmütig, demokratisch oder volkstümlich gelten konnte, reklamierte die Rechte nun für sich selbst, auch wenn es traditionell eher der anderen Seite zugerechnet wurde.


Vom Gegner lernen

In der Anfangszeit des Wirtschaftsdebakels herrschte segensreiche Verwirrung. War die Tea Party ein Phänomen der Linken oder der Rechten? Ihre Anhänger jedenfalls wollten zunächst nicht mit der Grand Old Party in einen Topf geworfen werden, die man nach George W. Bush und infolge der Skandale um Tom DeLay im Jahr 2009 nur mit der Kneifzange anfasste. Einige Kommentatoren glaubten in dieser bis dahin unbekannten Protestform sogar etwas gänzlich Neues auszumachen.

Glenn Beck, eine Leitfigur in diesem Durcheinander, behauptet gern von sich, über den Parteien zu stehen. Er veranstaltete eine Neuauflage von Martin Luther Kings Marsch auf Washington im Jahr 1963, und einmal gestand er, bei der Präsidentschaftswahl 2008 vielleicht sogar für Hillary Clinton gestimmt zu haben, wäre sie die Kandidatin der Demokraten geworden. Wenn er Material für seine rechten Verschwörungstheorien sucht, wildert Beck stets ungehemmt im Terrain linker Gedanken und Argumente. Seine Kritik an der Manipulation der öffentlichen Meinung durch Organisationen könnte auch von Noam Chomsky stammen[2], während die Vorwürfe des Rassismus, die er gegen Präsident Obama richtete, ein plumper Versuch waren, eine Spitze umzukehren, die normalerweise gegen die Konservativen gerichtet wird. Ein eher tragisches Beispiel liefert der Internetaktivist Andrew Breitbart, der hauptsächlich damit bekannt wurde, die seiner Meinung nach aggressiven Taktiken einer übermächtigen Linken nachzuahmen und dem der ungerechtfertigte Vorwurf des Rassismus, der den Konservativen oft entgegengeschleudert wird, zutiefst verhasst war. Schließlich geschah es ihm, dass er selbst ungerechtfertigt mit dem Vorwurf des Rassismus hantierte: Auf seiner Website stellte er den Videoausschnitt einer Rede von Shirley Sherrod, Beamtin im Landwirtschaftsministerium von Georgia, vor der Bürgerrechtsorganisation NAACP ein. Das Video war so geschnitten, dass der Eindruck entstand, Sherrod würde darin zugeben, einen weißen Farmer aus rassistischen Gründen benachteiligt zu haben. Aus der ungeschnittenen Fassung war jedoch klar erkenntlich, dass Sherrod erzählte, wie sie eigene Vorurteile überwand und dem Mann half. Einmal verriet der Fernsehmoderator auch, warum er sich so ungehemmt im linken Arsenal bedient. »Amerika braucht Revolutionäre«, sagte er zu Newt Gingrich. »Schließlich sind es Revolutionäre, gegen die es zu kämpfen gilt.«[3]

Eine dringende Notwendigkeit, die Linke zu imitieren, sieht offenbar auch Michael Walsh, der für die National Review Online schreibt. Um die Konservativen von dieser Strategie zu überzeugen, erfand er die Figur des »David Kahane«, einen reichen, arroganten Liberalen aus Hollywood, den er seinen rechten Lesern erklären ließ, dass der Linksliberalismus im Grunde nichts anderes als ein straff organisierter, diabolischer Angriff auf die Verantwortungsträger und Produktiven des Landes sei. Staatliche Regulierung, kritische Fernsehsendungen, aberwitzige Prozesse, all dies gehöre zum Plan der Linken, das Land in die Katastrophe zu führen. Die Rechten, so erläuterte »Kahane« 2010 in seinem Buch Rules for Radical Conservatives, stünden »im Überlebenskampf gegen einen unerbittlichen Feind, der sie hasst und sich geschworen hat, sie nicht auf Jahre oder Jahrhunderte, sondern auf Jahrtausende zu vernichten«, und sie müssten einfach lernen, sich dagegen zu wehren. Der Rat an die konservativen Aktivisten war klar: Macht es genauso wie diese ruchlosen, aber erfolgreichen Linken. »Macht uns einfach nach. Lügt. Nehmt all unsere Sitten und Gebräuche an, bis hin zu unseren Marotten.«[4]

Der rechte Flügel, so der Ratschlag, solle die Linken »gnadenlos« imitieren. Sie sollten sich auf sie stürzen wie einst die Westgoten auf die »verweichlichten Römer«. Vor allem aber sollten sie das überkommene Bild davon, welche Partei das Establishment und welche die aufrührerische Öffentlichkeit repräsentiert, auf den Kopf stellen. »Wir sind am Ruder – fett, selbstgefällig und sozialistisch«, gestand »Kahane« im Namen seiner linken Genossen. »Was heißt, die Zeit ist reif, dass andere übernehmen.«[5]

Dies ist eine ziemlich genaue Beschreibung dessen, wie die Rechte nach dem Szenario der schlechten Zeiten die Benachteiligten des Landes zu einem klassischen Aufstand versammelte. Oberflächlich betrachtet war alles da, was man dazu braucht: Menschen mit Protestschildern, Leute, die gegen die Banken und Konzerne protestierten, die in Megafone schrien, Boykotte organisierten. Es gab Protestmärsche nach Washington, und man redete von Streik.

Noch dazu wurde die Sache als Volksbewegung ohne Führer verkauft – als Bewegung, die so urdemokratisch, echt von unten, quasi reinster Punkrock war, dass sie sich ganz ausdrücklich gegen Führer wandte. Eine Bewegung, die geradezu von der Idee besessen war, von den traditionellen Politikern verraten und verkauft worden zu sein, und der nichts teurer war als ihre Unabhängigkeit und Glaubwürdigkeit.[6]

In der simpelsten Ausprägung übernahmen die Kryptoliberalen des konservativen Revivals einfach die typischen Symbole und Slogans der Liberalen aus den Jahren der Regierung Bush, was ihnen schließlich niemand verbieten konnte. So nannte Michelle Malkin ihr 2009 erschienenes Buch über Obama einfach deshalb Culture of Corruption, weil die »Kultur der Korruption« ein bekanntes Schlagwort war, das Nancy Pelosi 2005 auf die amtierenden Republikaner gemünzt hatte.[∗] Im Jahr 2010 verkündete Ben Quayle, der Sohn von Dan Quayle, bei seiner Kandidatur für den Kongress in Wahlkampfspots, »Barack Obama ist der schlechteste Präsident aller Zeiten« – es war noch nicht lange her, dass die Liberalen gebetsmühlenartig dasselbe über George W. Bush gesagt hatten. (Quayle gewann natürlich die Wahl.) Konservative Experten jagten ihren Anhängern mit der Behauptung Angst ein, die Demokraten verfolgten Pläne, das Wahlsystem so zu manipulieren, dass ihnen die Mehrheit stets und überall garantiert sei, eine Neuauflage liberaler Befürchtungen der Jahre 2004 und 2005.[7]

»Irgendwo in Kenia vermisst eine Ortschaft ihren Dorftrottel«, spotteten Anhänger der Tea Party gern – mit »Texas« statt »Kenia« hatte man damit einst auf Bush gezielt. Die Rechten verkauften auch Uhren mit einem Countdown der Regierungstage von Obama, genau wie die Demokraten es zu Zeiten von Bush gemacht hatten. Darstellungen, auf denen jemand ein Exemplar der Verfassung in den Reißwolf steckt, ein beliebtes Motiv während der Diskussionen um den Patriot Act, wurden nun von ganz anderen Leuten verbreitet. Und Gegner der von der Regierung vorangetriebenen Gesundheitsreform brüsteten sich auf T-Shirts und Aufklebern damit, auf »Obamas Feindesliste« zu stehen, womit sie eine der schlimmsten Verfehlungen Richard Nixons einem Mann anhängten, der zwölf Jahre alt war, als herauskam, dass der damalige Präsident eine solche Liste seiner politischen Gegner führte.

Das alles ist natürlich etwa so, als würde man als Antwort auf Al Frankens Buch Rush Limbaugh Is a Big Fat Idiot ein Buch mit dem Titel Michael Moore Is a Big Fat Stupid White Man schreiben – Schulhofniveau eben. Es dient keinem anderen Zweck, als Verwirrung zu stiften.

Interessant wird die Mimikry auf dem nächsten Level, wenn ein Ideologe die Fehler seiner eigenen Bewegung auf seine Gegner projiziert. Nehmen wir zum Beispiel die Ankündigung von Barack Obama, er werde Amerika »von Grund auf verändern« – eine eher beiläufige Formulierung, die er auf einigen Wahlkampfveranstaltungen benutzte und die in Windeseile zu einem der beliebtesten Albträume der Tea Party aufgebläht wurde. Tausende galoppierten in Nachahmung des Kurierreiters und Nationalhelden Paul Revere, der einst die Kolonisten vor dem Angriff der Briten gewarnt hatte, kreuz und quer durchs Internet und verbreiteten den Alarmruf. Ein zehn Sekunden langer Videoclip von Obama genügte diesen wachsamen neuen Revolutionären, um die Tyrannei auf dem Vormarsch zu sehen, angeführt von einem Möchtegern-Monarchen, der sich für so schlau hält, dass er ohne Gottes Hilfe, die Gründungsväter und alles, was wir in den vergangenen Jahrhunderten erreicht haben, auszukommen meint.

Zugegeben, Politiker, die denken, sie wüssten die Antwort auf alles und verfügten über das Patentrezept für das Heil der Menschheit, können einem Angst einjagen. Aber in meiner Lebenszeit habe ich nur ein einziges Mal erlebt, dass jemand wirklich versuchte, eine Gesellschaft »von Grund auf zu verändern«, und zwar Margaret Thatcher; und die abstrakte Blaupause, nach der sie Großbritannien neu erschaffen wollte, war … die von den Rechten so verehrte freie Marktwirtschaft. Viel mehr als bei jeder progressiven Binsenweisheit von Obama läuft einem ein Schauer über den Rücken, wenn man ihrer Formulierung lauscht: »Wirtschaft ist nur die Methode – Ziel ist es, die Seele zu verändern.« (Die Förderung von Wohneigentum war nebenbei bemerkt ein wichtiger Teil des von ihr angestrebten Umbaus der Gesellschaft.)

Dieses hehre Ziel wurde zum Exportschlager. In den vergangenen vier Jahrzehnten haben die ideologischen Mitstreiter und Nachahmer von Margaret Thatcher ihre Pläne zur Durchsetzung der freien Marktwirtschaft rund um den Globus in die Tat umgesetzt und mit ihnen die »Seele« der Chilenen, Argentinier, Polen und Iraker verändert, wann immer sich dazu Gelegenheit bot. Ganze Gesellschaften wurden so »von Grund auf verändert«: hinweggefegt von Dynamit, Bulldozern, Privatisierungen. In ihrem Klassiker zu diesem speziellen Kapitel der Entwicklungsgeschichte der Menschheit zeigt Naomi Klein auf, dass dies oft im Gefolge von Krisen geschah, etwa nach einem Wirbelsturm, einem Putsch oder einem Bürgerkrieg. Sobald die traditionellen gesellschaftlichen Systeme am Boden lagen, wurde ein ganzes Arsenal marktorientierter Reformen in einer Art Schocktherapie auf sie losgelassen.[8]

Noch einmal, bevor es weitergeht: Alles, was ich hier geschildert habe, waren Handlungen von Konservativen, und zwar professionellen Ökonomen, die Krisen nutzten, um Ländern, die daran gar nicht sonderlich interessiert waren, das Gesellschaftsmodell aufzudrängen, welches sie für das richtige hielten – die freie Marktwirtschaft. Dies ist wirklich geschehen, und die Ökonomen haben ganz offen darüber geredet.

Wenn man jedoch den aufständischen Rechten zuhört, dann werden solche ruinösen Strategien heute ausschließlich in den Zentralen der hinterhältigen Linken diskutiert, die es darauf abgesehen haben, die freie Marktwirtschaft zu zerstören. In merkwürdiger Umkehrung von Naomi Kleins Analyse verbiss sich die verjüngte Rechte in eine einzige launige Bemerkung des damaligen neuen Stabschefs des Weißen Hauses, Rahm Emanuel – »Man sollte eine ernste Krise nie ungenutzt verstreichen lassen« –, und ließ sich von diesem einzigen Anhaltspunkt davon überzeugen, dass linke Kader sich gegen die Demokratie verschworen hatten, ja sogar planten, den Kapitalismus zu stürzen, wozu ihnen die Finanzkrise als Vorwand diente.


VoIksvertreter, VoIksverräter

Eigentlich ist das Wort »Vorwand« viel zu schwach, um das weite Feld linker Schwindeleien, Vorspiegelungen, Tricks und verdeckter Operationen zu erfassen, die in den Köpfen der revitalisierten Rechten herumspuken. Die Kriegslisten der Linken, die sie um sich am Werk sehen, scheinen doppelbödigen Agententhrillern des Kalten Kriegs entsprungen – nur dass die Rollen vertauscht sind. Nun sind es die Liberalen, die mit der Krise hausieren gehen, nicht mehr jene, die darauf beharrten, wir müssten mehr für das Militär ausgeben, um nicht gegen die Sowjets ins Hintertreffen zu geraten. Der klarste Ausdruck dieser Angst vor einer inszenierten Krise findet sich in einem »Thriller«, den Glenn Beck 2010 unter dem Titel The Overton Window veröffentlichte. An einer Stelle des Romans erklärt der Sohn eines schurkischen PR-Genies seiner Freundin, einer konservativen Rebellin, die Methoden seines Vaters. »Wir lassen nie eine Krise ungenutzt verstreichen«, zitiert er Emanuel, »und falls es gerade keine Krise gibt, dann machen wir halt schnell eine.«


Wenn Saddam drauf und dran ist, Atomwaffen zu bekommen, dann müssen wir bei ihm einmarschieren, bevor er Cleveland auslöscht. Wenn wir AIG nicht ein 70 Milliarden schweres Bailout in den Rachen werfen, dann haben wir Montag die Wirtschaftskrise samt Kriegsrecht. Wenn wir nicht sofort eine Impfkampagne starten, werden hunderttausend Menschen an der Schweinegrippe sterben … Und nun erzählen sie uns, wenn wir nicht sofort weltweit eine Steuer auf Kohlendioxidemissionen erheben, wird bald die ganze Welt unter Wasser sein.[9]



Im weiteren Verlauf der Geschichte erfährt der Leser auch von der teuflischsten aller inszenierten Krisen überhaupt: eines »Angriffs unter falscher Flagge«, bei dem die ruchlosen Liberalen nahe Las Vegas eine Atombombe zünden, die Tat der Tea Party in die Schuhe schieben und in der darauf folgenden Hysterie ihren Großplan zur Umgestaltung des Landes nach ihren erleuchteten Theorien umsetzen.

Aber halt mal: Von den erfundenen Krisen, die Becks Sohn eines PR-Menschen seiner Freundin aufzählt, gehören drei zum Standardrepertoire rechter Diskussionen. Einer allerdings nicht: die Angst vor den Massenvernichtungswaffen von Saddam Hussein, die 2003 tatsächlich geschürt worden war, um den Krieg gegen den Irak zu rechtfertigen. Zufällig war unter denen, die damit am eifrigsten hausieren gingen, auch der Nachrichtensender Fox News, auf dem Glenn Beck zu Ruhm kam. Beck reiste damals im Rahmen seiner Initiative »Rallies for America« durch die Lande und organisierte patriotische Demonstrationen, auf denen oft auch eine Videobotschaft von Präsident Bush gezeigt wurde. Die Liberalen, so wird man sich erinnern, waren die Waschlappen auf der anderen Seite – solche wie Barack Obama, der die bevorstehende Invasion einen »dummen Krieg« nannte. Wenn man nun acht Jahre später The Overton Window liest, erscheint diese Episode als eine Verschwörung von Big Government, deren Aufdeckung wir den rechten Rebellen verdanken.

Konservative Populisten werden dagegen in der Fantasie des Romanautors Beck in jeder Hinsicht zu Opfern von Big Brother. Sie werden unter fadenscheinigen Vorwänden ins Gefängnis geworfen. Sie werden von der Polizei furchtbar verprügelt. Der Held des Buches muss sogar Waterboarding über sich ergehen lassen, nachdem er sich der Widerstandsbewegung der Tea Party angeschlossen hat. Ihre patriotischen Versammlungen werden von Polizeispitzeln infiltriert und von mysteriösen agents provocateurs gestört – ich vermute, den Nachfahren der Red Squads, die einige amerikanische Großstädte in den guten alten Tagen tatsächlich zur Unterdrückung radikaler Linker ins Feld schickten.

Ähnliche Ängste kommen in der breiteren konservativen Bewegung ständig auf. Im Jahr 2009 beispielsweise wurde die populistische Rechte von der Panik ergriffen, dass die neue demokratische Regierung Internierungslager für Konservative vorbereite. Glenn Beck brachte das Kunststück fertig, dieser Angst in seinen Fernsehsendungen Nahrung zu geben, während er sie zugleich als unbegründet darstellte. In The Overton Window macht er es genauso: Die Existenz der Lager wird zuerst von einer unglaubwürdigen Figur behauptet, doch schließlich scheint die Hauptperson nach dem Waterboarding in genau so einer Einrichtung zu landen. Zum Glück hat Beck ein nichtfiktionales Nachwort angehängt, um alles wieder ins rechte Licht zu rücken. Hier erinnert er die Leser daran, dass ein ehemaliger Leiter der nationalen Behörde für Katastrophenhilfe, FEMA, einst den Vorschlag gemacht hat, im nationalen Ernstfall auch missliebige Personen in Sammellager zu stecken.[10]

Diese historische Halbwahrheit ist ein Lieblingsthema von Verschwörungstheoretikern und Fans von Akte X, allerdings gewöhnlich unter Außerachtlassung eines wichtigen Details: Der FEMA-Direktor, der diesen ruchlosen Plan ausheckte, war von Ronald Reagan nach Washington gerufen worden, er war ein enger Freund des Reagan-Beraters und Tea-Party-Sympathisanten Ed Meese, und er hatte bei diesem Notfallplan die Antikriegs-Bewegung der Sechzigerjahre im Kopf.[11]

Auch der McCarran Act von 1950 erlaubte im »nationalen Notfall« die Internierung von Linksradikalen.[12]

Und eine solche Internierung hatte es 1919 beim allerersten Ausbruch der Angst vor der Roten Gefahr tatsächlich gegeben: Damals verhaftete man Linksradikale und Arbeiterführer, von denen viele auch deportiert wurden.

Die Wahrheit ist, dass weder die amerikanische Bundesregierung noch einzelne Bundesstaaten jemals vorhatten, die treuen Anhänger des freien Marktes zu internieren oder die hart arbeitenden Proletarier der Chicagoer Terminbörse auf die schwarze Liste zu setzen. Allerdings haben sie in der Vergangenheit Gewalt eingesetzt, um Streiks zu brechen, Arbeiterführer ins Gefängnis zu werfen, Minderheiten von der Wahl abzuhalten, Bürger japanischer Abstammung zu internieren und Antikriegsdemonstrationen aufzulösen. Heute jedoch gefällt sich die neue Rechte darin, sich als das wahre Opfer staatlicher Verfolgung darzustellen, womit sie sicherlich ihre Aura der Dissidentenbewegung verstärkt, die es mit einer skrupellosen Regierung aufnimmt.

Wenn Konservative begreifen wollen, welche Leidenschaften hinter den tatsächlichen politischen Verfolgungen in Amerika standen, brauchen sie nur das Official Tea Party Handbook zu konsultieren, das 2009 erschienene Bändchen eines Aktivisten aus Arizona namens Charly Gullett. »Sozialismus ist Verrat«, so die Botschaft von Mr. Gullett.


Er ist kriminell motivierter politischer Terrorismus. Terrorismus und Verrat sind mit der Freiheit unvereinbar, wer sie fördert, ist ein politischer Verbrecher. Das ist nicht kompliziert. Amerikaner mit wachem Verstand müssen den Sozialismus endlich als strafwürdiges Verbrechen ansehen und begreifen, dass Menschen, die in seinem Namen konspirieren, nichts anderes als Kriminelle sind, die vor Gericht gehören. Wir müssen Staatsverbrechen wieder so klar definieren wie die Gründerväter: Es gibt sie wirklich, sie richten sich gegen Amerika und müssen verfolgt werden.[13]




Die politische Ökonomie des Selbstmitleids

Eigentlich ist es unfair, unsere konservativen Freunde daran zu erinnern, wie dick und fett ihnen »law and order« ins Stammbuch geschrieben ist. Ihre Bewegung gibt sich gerade ein so wunderschön heroisches Außenseiterimage, dass man sich wie ein Spielverderber vorkommt, wenn man darauf hinweist, wie gern sie in den Großinquisitor-Modus abrutscht und mitleidlos die Jagd auf Häretiker eröffnet. Also halten wir uns auf dem vorgezeichneten Pfad, verlassen wir die nebligen Höhen der Verschwörungstheorie und begeben wir uns ins Tal der Tränen, die die neuen Konservativen über ihre eigenen Leiden vergießen, wenn sie darüber wehklagen, dass sie, und nicht die liberalen Günstlinge des Schicksals wie die Minderheiten oder die Armen, die wahren Opfer der Gesellschaft sind.

Wenn wir uns diesem reißenden Strom nähern, sollten wir auch daran denken, dass er nicht immer ein solch lebhaft dahinschießendes Gewässer war. Die erste Versammlung der Tea Party, an der ich teilnahm, war weitgehend frei von Selbstmitleid, ganz im Gegenteil, sie schmetterte ein klares politisches j’accuse heraus. Die Demonstranten hatten sich versammelt, weil ihnen TARP und das Konjunkturprogramm nicht schmeckten. Soweit ich mich erinnern kann, kam niemand auf die Idee, eine Stufe höher einzusteigen und sich darüber zu beklagen, wegen seines Protests verfolgt zu werden. Gut, auf der CPAC, einer jährlich stattfindenden Konferenz konservativer Aktivisten, hörte ich am selben Tag Mitt Romney sagen, er müsse sich beeilen, seine Rede zu Ende zu bringen, »bevor die Bundespolizei kommt und mich wegen Verbreitung kapitalistischen Gedankenguts verhaftet«. Doch die gut betuchte Zuhörerschaft verstand das natürlich: verhaftet wegen Verbreitung kapitalistischen Gedankenguts – guter Witz!

Ein Jahr später hatte das Jammern auf dem nächsten Level die Sache, um die es ursprünglich gegangen war, schon völlig in den Schatten gestellt. Nun protestierten die Leute nicht nur, um ihre Ansichten zu einer bestimmten Frage kundzutun, sondern aus Empörung über die Kränkungen, die man den Protestierenden zufügte! Das Sammeln und Kategorisieren dieser Anfeindungen war mittlerweile unter den Anhängern der Tea Party derart zur Obsession geworden, dass es 2010 in einem der ersten Bücher der Bewegung bereits viele Seiten füllte: That’s No Angry Mob, That’s My Mom des Radiosprechers Michael Graham. Im ersten Kapitel seines Buchs (»Meine Mutter, die Terroristin«) formuliert Graham eine Theorie des politischen Handelns, die mit liberalen Schmähungen »normaler» Amerikaner beginnt und endet. Wirkliche Probleme streift er nur am Rande.


Dummer, zurückgebliebener, verlogener Rassist. Wahrscheinlich hat man Ihnen all das und mehr schon an den Kopf geworfen. … Doch eines Tages waren Sie es leid. Sie hatten genug von den ständigen Angriffen auf Privatunternehmen. [!] … Dann gingen Sie zu einer Tea Party, und in diesem Moment haben Sie eine Grenze überschritten. Jeden Morgen nannte die Zeitung Sie nun einen gefährlichen, hasserfüllten Spinner. Jeden Abend erklärten die Fernsehnachrichten Sie zu einem dummen, womöglich gewalttätigen Proleten. Und in der Zwischenzeit machen sich politische Experten und sogar Politiker über Sie lustig und nennen Sie einen »Teebeutler«.[14]



Das kann man lustig finden, doch worauf es mir hier ankommt, ist die als unproblematisch empfundene Widersprüchlichkeit, mit der hier die Stolzen und Starken, die so gern Lobgesänge auf den Darwinschen Überlebenskampf anstimmen – samt der Freiheit, zu scheitern, und einschließlich Wettbewerb bis zum Tod –, hier der Welt weinerlich den Krieg erklären.

Selbstmitleid ist ein zentrales Element im Bewusstsein der neuen Rechten. Sich selbst in jeder Situation als Opfer darzustellen ist für sie nicht bloß ein lustiges Umkehrspiel, es gehört wesentlich zu ihrem Selbstverständnis. Sie sehen sich tatsächlich als diejenigen, denen Unrecht geschieht. Daher haben sie sich auch die Fahne mit der Aufschrift »Tritt nicht auf mich« zu ihrem Banner erwählt. Dieser Slogan fasst kurz und bündig die große Verdrehung zusammen, die allem zugrunde liegt, was ich beschrieben habe: der Glaube, dass wir in einem Zeitalter mit stetig wachsendem Linksdrall leben, dass die zunehmend progressive Ausrichtung für die Probleme des Landes verantwortlich ist und dass die einst freie Marktwirtschaft überall in Ketten liegt.

Man denke an den erstaunlichen Aufstieg des Tea-Party-Lieblings Sarah Palin, der ehemaligen Gouverneurin von Alaska und republikanischen Kandidatin für den Posten der Vizepräsidentin. Selbst wer ihre Karriere enger verfolgte, hätte zu vielen politischen Themen kaum sagen können, welche Position sie einnahm. Aber alle wussten, dass sie ständig verleumdet wurde; wo immer sie im Fernsehen auftauchte und uns anstrahlte, tauchte alsbald irgendein Liberaler auf, der die tapfere Frau beleidigte. Wenn politische Persönlichkeiten für Ideen stehen, dann war Sarah Palin die Verkörperung des Opfers. Schikaniert zu werden war ihr Markenzeichen, ihr Mythos. Aber um zum Opfer schlechthin zu werden, musste Sarah Palin sich völlig konträr zu den gewohnten politischen Persönlichkeiten verhalten. Wo der normale Politiker Gehässigkeiten an sich abperlen lässt, entwickelten sie und ihre Anhänger eine zunehmende Dünnhäutigkeit. Sie entdeckten Schmähungen in den harmlosesten Bemerkungen von Kommentatoren und diabolisches Kalkül in der Tonlage von Nachrichtensprechern. Sie nahmen aufmerksam Notiz von Stimmen, die kein Mensch ernst nimmt, ihnen entging nicht die kleinste spöttische Bemerkung eines Bloggers oder Promis, sie registrierten jedes alberne Gerücht, das im Internet kursierte. Eine der mit viel Liebe gespickten Biografien der einstigen Möchtegern-Vizepräsidentin hieß rundweg The Persecution of Sarah Palin, »Die Verfolgung von Sarah Palin« – sie war im Grunde nichts anderes als ein Katalog jeder Schmähung, die irgendjemand je dieser Frau angetan hatte. Ihr Autor, Matthew Continetti, hat sich offenbar auf die Darstellung von Opferprofilen spezialisiert: In einer Titelgeschichte für den Weekly Standard schilderte er die »Verfolgung« der Brüder Koch, zweier der reichsten Männer Amerikas und mit die einflussreichsten politischen Geldgeber, die aber, so berichtet uns Continetti mit großem Ernst, jeden Tag fiese E-Mails erhalten. So sind sie »die jüngsten Opfer der effektiven und gerissenen Cyber-Schmutzkampagne der Linken«.[15]

Geneigte Leserin, geneigter Leser, haben Sie Mitleid mit diesen Milliardären!

Und dann ist da noch der neueste Bestseller von David Limbaugh, ein Buch, das die Debatte um die Gesundheitsreform und die Finanzkrise unter dem Aspekt der Verleumdungen schilderte, mit denen die Demokraten Versicherungen und Bankenindustrie überschütteten. Diese Schmähungen waren »Verbrechen an der Privatwirtschaft«, wie er in mehreren Kapiteln darlegt, die sich, wie der Buchtitel ausdrückt, zu Crimes Against Liberty summierten, »Verbrechen an der Freiheit«. Der Autor listet sie detailversessen und vor rechtschaffener Empörung bebend ab. Es gab »Verleumdungen«, es gab »Verunglimpfungen«, es gab »abfällige und aggressive Äußerungen«. Es gab »bösartige Behauptungen« über Ärzte und harsche »Züchtigungen von Wall-Street-Bankern«. Wir haben einen Präsidenten, der »mit Vorliebe auf den amerikanischen Geschäftsleuten herumhackt«, und dann ist da noch Tim Geithners »Chicagoer Machismo«.[∗] »Als das Gesetz [zur Finanzreform] im Repräsentantenhaus eingebracht wurde«, sagte doch dieser Rohling, Zitat: »Wir werden jeden Versuch bekämpfen, es zu verwässern.«[16]

Erzittere, geneigter Leser, vor unserem Finanzminister, der Gesetze durch den Kongress peitscht! Und weine um Amerika, wenn die Liberalen mit ihren unflätigen Worten der Freiheit die rasselnden Ketten der Knechtschaft um ihren zarten Hals legen!

Sollte dies Ihre erste Begegnung mit dem Opfer-Rap der Rechten sein, dann denken Sie vielleicht, nun gut, das ist ein bisschen ätzend, ein nicht sehr überzeugender Versuch, den traditionellen Anspruch der Linken, für die Außenseiter der Gesellschaft zu sprechen, zu konterkarieren. Aber das ist nur die halbe Wahrheit. Sich selbst als die wahren Opfer zu sehen ist ein Wesenszug der erneuerten Rechten. Es gibt wenige politische oder gesellschaftliche Gelegenheiten, bei denen sie sich nicht in die Attitüde der Gekränkten stürzen, Voreingenommenheit beklagen oder sich über ungerechte Behandlung beschweren. Dies kann die merkwürdigsten Formen annehmen. Da müssen plötzlich Generäle getröstet werden. Schöpfer von Arbeitsplätzen müssen von ihren Angestellten geehrt werden. Milliardäre wollen unsere Liebe spüren. Und ehemalige Mehrheitsführer des Repräsentantenhauses benötigen unsere Sympathie.

Damit meine ich natürlich Dick Armey, der zusammen mit seinem Koautor Matt Kibbe sein »Tea Party Manifest« Give Us Liberty um ein Kapitel bereicherte, das jeden Tort auflistet, der ihm und der Tea Party in den vergangenen drei Jahren angetan worden ist. Stell dir vor, Leser, man nannte die von Armey gepäppelte Graswurzelbewegung verächtlich einen »Kunstrasen«. Man leistete doch tatsächlich Widerstand, als die von ihm organisierten Grüppchen Bürgerversammlungen zu sprengen versuchten. Er musste Schimpfworte hinnehmen. Seine Bewegung wurde als rassistisch bezeichnet. Und selbst über seinen Hut machte man sich lustig.

Doch bevor Ihnen über den armen Dick die Tränen kommen: Vergessen Sie nicht, dass er im Kongress eine große Nummer war, bevor er mit dem Erfahrungsschatz, den er in der Legislative angehäuft hatte, als Lobbyist zu DLA Piper zog, einer der weltweit größten Anwaltskanzleien (die auch den ehemaligen demokratischen Mehrheitsführer im Senat, Tom Daschle, beschäftigt). Armey gehörte zwar nicht selbst zum Kreis der mächtigsten Männer dieses Planeten, aber er war ein Berater dieser mächtigsten Männer. Ob in einem Buch voll marktgläubiger Aphorismen, das er 2003 veröffentlichte, oder in seinen Bemühungen um die Ausbeuterbetriebe auf den Marianen, stets stand er den Wohlhabenden hilfreich gegen die Armen zur Seite. Doch nun bittet er uns mit Tränen in den Augen darum, einmal zu bedenken, wie viel Geringschätzung und Kränkung er dafür im Verlauf seiner langen Karriere erdulden musste.

Warum soll die Welt davon überzeugt werden, dass Dick Armey ein Opfer ist? Aus demselben Grund, aus dem Glenn Beck den Geist von Martin Luther King heraufbeschwört, aus dem Paul Ryan »Nieder mit dem Big Business« ruft und aus dem Konservative ihre politischen Gegner gerne mit dem Ausdruck »Faschist« belegen: weil sie alle, bewusst oder unbewusst, eben einer Strategie folgen, die in schlechten Zeiten funktioniert.

Armeys Lobbyistengruppe FreedomWorks gibt sich beispielsweise stets große Mühe, wie eine linke Organisation aufzutreten und zu wirken. Die Idee dahinter, so Armey, ist, »nicht nur von den Gegnern auf der Linken zu lernen, sondern sie mit ihren eigenen Mitteln zu schlagen«. Nachdem die Tea Party die Republikanische Partei und dann den Kongress übernommen hat, schreiben die Führer dieser Truppe, ist der nächste Schritt, »Amerika aus den Fängen von ›The Man‹ zu befreien«, und erklären gleich hilfreich: »Dies ist der Ausdruck, den die neue Linke für das politische Establishment prägte.« Die Gruppe empfiehlt Aktivisten zur Weiterbildung, sich in die Geheimnisse der Führungstechniken der Kommunistischen Partei einzuarbeiten[17] und ein Buch des bekannten Pioniers der Nachbarschaftsarbeit, Saul Alinsky, zu lesen. Ihre Idee zu einem Marsch nach Washington bezog sie aus einem anderen ihrer Lieblingstexte, einer verbreiteten Geschichte des gewaltfreien Widerstands. Dass Demonstranten für die freie Marktwirtschaft auf die Straße strömen – das ist, man höre und staune, nach Armey und Kibbe »in Washington, D.C. etwas Radikales. Sogar Gefährliches.« Es ist so radikal und gefährlich, dass »das Establishment es gar nicht gerne sieht«.[18]

»Harte Arbeit schlägt Papis Geld«, sagen die Revolutionäre von FreedomWorks, die lustigen, listigen Gegner von Privilegien, gerne.[19]

Und in diesem Slogan steckt sogar ein Körnchen Wahrheit, sofern man »schlägt« als »schützt«, »vermehrt« oder »hegt« versteht. So ziehen sie also los, studieren kommunistische Taktiken und tun alles in ihrer Macht Stehende, um den Kampf für die Utopie der freien Marktwirtschaft wie eine legitime demokratische Protestbewegung aussehen zu lassen: Papis Geld vermehrt und verzinst sich und schlägt Purzelbäume vor Freude, Papis Geld düst im Privatjet zum Dulles Airport, immer mit einem Lächeln im Gesicht, und verhilft dir zu einer langen Karriere in der Truppe, die angetreten ist, Washington zu Fall zu bringen.

∗ Das Buch hat wenig mit echter Korruption unter der Regierung Obamas zu tun, da es nur einige Monate nach dessen Amtseinführung veröffentlicht wurde. Es beschäftigt sich vielmehr mit der dunklen Vorgeschichte der neuen Funktionsträger, besonders mit den Lobbyisten und sonstigen Getreuen, die nun mit Ämtern belohnt wurden, und suggeriert unter anderem, Michelle Obamas Vater habe einst einen Job in Chicago durch Beziehungen bekommen.

∗ Geithner ist New Yorker. Er ist auch kein besonders ausgeprägter Macho. Zudem war er die längste Zeit Republikaner, konnte also gar nicht im politischen Getriebe Chicagos mitgemischt haben.


KAPITEL 8
BROTHER, CAN YOU SPARE A DIME

Dieses Lied, das so etwas wie die Hymne der Weltwirtschaftskrise war, bringt eindrucksvoll die abgrundtiefe Hoffnungslosigkeit zum Ausdruck, die 1932 herrschte. In den Worten eines ganz normalen Arbeiters spricht es dem Patriotismus, dem amerikanischen Traum, ja dem Versprechen einer besseren Zukunft Hohn.


They used to tell me I was building a dream,

and so I followed the mob.

When there was earth to plough or guns to bear,

I was always there, right on the job.

They used to tell me I was building a dream,

with peace and glory ahead.

Why should I be standing in line,

just waiting for bread?

 

Once I built a railroad, made it run,

made it race against time.

Once I built a railroad; now it’s done.

Brother, can you spare a dime?

Once I built a tower to the sun, brick, and rivet,

and lime;

Once I built a tower, now it’s done.

Brother, can you spare a dime?

 

Once in khaki suits, gee, we looked swell, Full of that Yankee Doodle-de-dum,

Half a million boots went sloggin’ through hell,

And I was the kid with the drum.



Der Text wurde als so subversiv empfunden, dass einige Radiosender den Song nicht spielen wollten. An Zynismus kommt ihm meines Erachtens in der langen Geschichte der Protestsongs nur ein einziger anderer Hit gleich, »God Save the Queen« von den Sex Pistols, vielleicht noch »Fortunate Son« von Creedence Clearwater Revival aus der Zeit des Vietnamkriegs.

2009 stellte jemand Rudy Vallees Interpretation von »Brother Can You Spare a Dime« bei YouTube ein, woraufhin unverzüglich Kommentare zu diesem eindringlichen Dokument der Weltwirtschaftskrise gepostet wurden. Hier einige Einträge, die mir ins Auge gefallen sind.


Dieser Song handelt vom Scheitern der Keynesianischen Wirtschaftslehre. Ausgaben der öffentlichen Hand für Infrastruktur zur Ankurbelung der schwächelnden Wirtschaft – das hat noch nie funktioniert, und es wird auch nie funktionieren. Es führt nur dazu, dass aus einer Rezession eine Depression wird, wie schon in den Dreißigerjahren, und wie es jetzt gerade passiert.

 

Klingt, als wäre es von heute, mit den Bailouts und staatlichen Anreizen. Ganz nach dem Motto »der Staat macht alles noch schlimmer«.

 

Ein hammermäßiger Song!!! Das Thema ist 2009 so aktuell wie 1929. »Lenker der Welt«, bitte gebt uns »Hoffnung auf eine bessere Zukunft« und nicht diese sogenannte »Veränderung«, von der jeder zweitklassige Politiker seit Hitler schwafelt.

 

Bruder, hast du eine Billion Dollar übrig?

Genau das steht Amerika jetzt wieder bevor, ihr werdet schon sehen. April/Mai … geht alles den Bach runter.

Wendet euch an eure Abgeordneten und sagt ihnen, ihr seid mit den geplanten »Stimuli« nicht einverstanden. Es wird den Amerikanern gar nicht helfen, wenn jetzt Knete an alle Lobbygruppen verteilt wird, und das Jahre zu spät.

Legt Vorräte an und haltet durch. Wir sind kurz vor dem Knall.



Der berühmte Liedtext stammt aus der Feder von Yip Harburg, einem Sozialisten, der später während der McCarthy-Ära auf der schwarzen Liste stand. In unserer aufgeklärten Zeit kann man aber offenbar plötzlich »Brother, Can You Spare a Dime« auch als Ruf nach einer reineren Form der freien Marktwirtschaft sehen, als Warnung vor Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, vielleicht sogar als Zustimmungsbeweis für die Regierung von Herbert Hoover.

Ich bringe das nicht zur Sprache, um auf Kosten von ein paar orientierungslosen YouTube-Nutzern zu punkten. Ich möchte nur ein Schlaglicht auf das werfen, was die Kommentatoren selbst vermitteln: dass die Konservativen sich als die rechtmäßigen Erben der Kultur der Weltwirtschaftskrise sehen. Dass die Lieder und Bücher und Filme der Dreißigerjahre uns ihrer Meinung nach einiges über die Klugheit des Marktes und die Dummheit des Staates zu sagen haben und dass das »Rote Jahrzehnt« in Wahrheit so etwas wie die geistige Heimat der Verfechter der freien Marktwirtschaft ist.

Ein begreiflicher Irrtum. Die Dreißigerjahre, wie wir sie im Internet-Zeitalter kennen, sind etwas komplett anderes als die Dreißigerjahre, wie sie in der zeitgenössischen Literatur und den damaligen Standardwerken der Geschichte dargestellt wurden. Googelt man heute zu einem beliebigen Aspekt der ersten beiden Roosevelt-Amtszeiten, stößt man unweigerlich darauf, wie erbittert konservative Entertainer und libertäre Ökonomen den New Deal abgelehnt haben. In der Bibliothek findet man die Werke von Geisteswissenschaftlern wie Arthur Schlesinger, Irving Bernstein, Michael Denning oder Robert McElvaine, aber bei Recherchen im Internet stolpert man eher über Experten wie Amity Shlaes, die versucht hat, Franklin Delano Roosevelts Ausspruch vom »vergessenen Mann« für die Konservativen zu reklamieren,[1] oder die eingefleischten Wirtschaftsliberalen vom Ludwig von Mises Institute, die sich immer wieder gegenseitig beweisen, dass der New Deal überflüssig war, dass er nicht geholfen und die Depression sehr wahrscheinlich noch verschlimmert hat. Natürlich hat Yip Harburg die Einmischung der Regierung beklagt, als er »Brother, Can You Spare a Dime« schrieb. Was hätte er denn sonst beklagen sollen?

Wenn die Strategie der heutigen Rechten grob gesagt darin besteht, erfolgreiche linke Bewegungen zu kopieren, ist es nur verständlich, dass sie versucht, die prägenden Jahre des Liberalismus für sich zu beanspruchen – die Weltwirtschaftskrise, jene Zeit, die der heutigen so ähnelt. Wer sich als Freund des einfachen Mannes darstellen möchte, der den Herrschenden Paroli bietet, muss sich letztlich an den kulturellen Vorbildern der Dreißigerjahre orientieren. Und so ist die erstarkende Rechte ausgezogen, einen kompletten Kulturdiebstahl zu begehen.


Der vergessene Mann

Auch in dieser Hinsicht ist Glenn Beck, eine Zeit lang Aushängeschild der Konservativen, wieder einmal ein extremer Fall. Die Weltwirtschaftskrise prägt sein Denken, und er preist regelmäßig die Kultur des »Roten Jahrzehnts«. So ist seine ständige Sorge um das Aufkeimen des Faschismus auch für jene Zeit typisch. Ebenso sein Hass auf Woodrow Wilson, eine Einstellung, die heute absurd erscheinen mag, die aber in den pazifistischen Jahren nach dem Ersten Weltkrieg sehr verbreitet war. Und im klassischen Stil der Dreißigerjahre warnt er die aufrechten Amerikaner vor der mächtigen und listigen Linken, in der es vor Radikalen und Kommunisten nur so wimmelt.

Oft wurde Becks Rhetorik mit der des berühmten »Radiopredigers« Father Charles Coughlin verglichen, aber Beck hat die populistischen Attitüden einer ganzen Reihe von Figuren der Weltwirtschaftskrise übernommen. Seine Masche, sich als jungenhafter Spaßvogel zu geben und dahinter seinen Intellekt zu verbergen, hat er womöglich von Huey Long aus Louisiana geborgt: Long trug extravagante Anzüge, Beck gerne schreiende Muster, dazu offene Sneakers und das Hemd über der Hose. Becks Einmannshow über die rote Gefahr, in der er über Professoren, Führungspersönlichkeiten und Intellektuelle mit dem fadenscheinigen Vorwurf herzieht, sie seien insgeheim Radikale, erinnert an die Karriere des Medien-Tycoons William Randolph Hearst. Aus dem Film Der Zauberer von Oz von 1939 stammt Becks Lieblingsmetapher für jene Betrüger, die uns angeblich regieren: »der Mann hinter dem Vorhang«, der die Strippen zieht und vorgibt, allmächtig zu sein.[2]

Folgenden Ausspruch, den Beck in einer TV-Sondersendung im März 2009 zum Besten gab, hat er von Franklin Delano Roosevelt übernommen:


Was ist aus dem Land geworden, das die Benachteiligten liebte und für den kleinen Mann eintrat? Was ist aus der Stimme des kleinen Mannes geworden? Der vergessene Mann, das bist du.[3]



Als der konservative Entertainer 2003 durch die Lande tourte und sein »wahres Amerika« feierte, betonte er stets, dieses wahre Amerika finde man nicht nur in den traditionell republikanisch wählenden Staaten, sondern auch in der Vergangenheit, in der Lebensart von »Menschen aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise« wie seinen Großeltern.[4]

2009 erklärte er dem Fernsehpublikum rührselig, die Antwort auf die derzeitige wirtschaftliche Notlage liege darin, sich an die Lehren der Weltwirtschaftskrise zu erinnern – womit er meinte, sparsam und solidarisch zu sein, nicht etwa einer Gewerkschaft beizutreten oder für einen New Deal zu stimmen. Im Jahr darauf löste der Anblick von Dokumentarfotos aus den Dreißigerjahren bei ihm eine sentimentale Lobpreisung der Arbeiterschaft aus, die in ihrem falschen Pathos geradezu sowjetische Züge trug.[5] Über das Foto eines Farmers mit seiner Frau schwadronierte er:


Sehen Sie ihren Stolz. Sehen Sie ihr Selbstvertrauen. Sehen Sie, wie sie dasteht. Sehen Sie sich ihr Gesicht an. Sie ist stolz. Sie ist stark.



Die Menschen der Depressionszeit waren für ihn einerseits der Urquell der amerikanischen Identität, andererseits die Schöpfer des materiellen Wohlstands des Landes. »Diese Menschen haben Amerika zu dem gemacht, was es ist«, verkündete Beck. »Wir zehren seit siebzig Jahren von ihrer Arbeit! Sie haben es aufgebaut, und nun verprassen wir einfach alles!«[∗]

Becks aufschlussreichste Hommage an den Geist der Depressionszeit war das 9/12 Project, mit dem er die Solidarität in schlechten Zeiten neu entfachen wollte. Der Startschuss fiel mit großem Getöse während einer seiner Fernsehshows im März 2009 nach einer schwindelerregenden Auflistung all der fürchterlichen Probleme, mit denen die Amerikaner konfrontiert waren. Beck war so überwältigt von seinem edlen Ansinnen, dass er tatsächlich in Tränen ausbrach, als er die Worte sprach: »Ich sage es euch schon – seit Wochen –, ihr seid nicht allein!«

Beck startete das 9/12 Project mit dem oben zitierten Tribut an den »vergessenen Mann« und dem Aufruf, Menschen »aus dem ganzen Land« zu begegnen, also »ganz normalen Leuten wie du und ich«.[6]

Es sollte eine Bewegung werden mit Ortsverbänden, Großkundgebungen, Collagen aus Tausenden Schnappschüssen und zuckersüßen Parolen, wie der Kapitalismus durch Gemeinschaftssinn zu retten sei: Wenn die zornigen Bürger sich nur zusammentaten, um in ihrem Amerikanertum zu schwelgen, würden sie sich nicht länger »machtlos« fühlen. Wie immer bei Beck wurde die uramerikanische Solidarität sogleich mit der düsteren Vision eines Insider-Zirkels kontrastiert, von dem wir alle manipuliert werden.


Wenn man erst einmal den Vorhang zur Seite gezogen hat, stellt man fest, dass es nur wenige Menschen gibt, die an den Schalthebeln sitzen, und ihre Stimmen sind schwach. Die Wahrheit ist, sie kesseln uns nicht ein.

Wir kesseln sie ein.[7]



Es war eine mächtige Beschwörung der archetypischen Bilder der Dreißigerjahre: die Massen, die rechtschaffenen Millionen, ja das Volk.

Nach der Schilderung des 9/12 Project in den vorigen Absätzen fiel mir auf, dass ich im Grunde die Handlung eines der berühmtesten Filme der Depressionszeit erzählt hatte: Frank Capras Hier ist John Doe von 1941. Es ist die Geschichte einer Massenbewegung, in der sich die kleinen Leute unter der Führung eines populären Radiomannes, der wie Beck oft von Selbstmord spricht, in einem vagen Gemeinschaftsgeist zusammentun. Die politischen Ziele der John-Doe-Bewegung kommen im Film nie klar heraus, aber sowohl die Bewegung als auch ihr vermeintlicher Anführer stehen unter der Kontrolle eines reichen Medienmoguls – vergleichbar mit Becks damaligem Chef Rupert Murdoch –, der sie für seine eigenen, quasi faschistischen Zwecke benutzt. Im Lauf des Films machen alle eine schlechte Figur, nur nicht der böse Reiche, der auf alle Fälle bekommt, was er will.[8]

Der Film, ein Kommentar zur Manipulation politischer Vereinigungen während der Weltwirtschaftskrise, illustriert recht gut die politische Welt von Glenn Beck. Das 9/12 Project kopiert weniger den Populismus der Dreißigerjahre als ihren vorgetäuschten Populismus. Es ist die Kopie einer Kopie, in der falscher Populismus nur kompromissloses Elitedenken verstärkt und geheuchelte Aufklärung einem gigantischen Bluff dient. Schwindel hoch zwei, das ist die Geschichte des Glenn Beck.


Die rechte Revolution ante portas

Angefangen mit Präsident Roosevelt schimpften alle Amerikaner der Depressionsära auf die Oberschicht, die ihnen das Desaster beschert hatte, und als die Amerikaner des 21. Jahrhunderts dann in ihre Wirtschaftskatastrophe schlitterten, hob erneut das Murren über die »herrschende Klasse« an. Aber dieses Mal brachten nicht die Linken diesen Begriff ins Spiel, und es waren keine organisierten Arbeiter, die davon träumten, die Oligarchie abzuschaffen – es war die erstarkende Rechte.

Die Existenz einer »herrschenden Klasse« kam dem Revival der Konservativen urplötzlich im Sommer 2010 zu Bewusstsein, ähnlich wie Anfang der Dreißigerjahre die Intellektuellen Amerikas von der Welle des Marxismus erfasst worden waren. Becks Overton Window warnte die Leser beispielsweise vor »dem unvermeidlichen Aufstieg der Tyrannei aus der Gier und Maßlosigkeit einer herrschenden Klasse«, während sich ein führendes Mitglied der Tea Party in Saint Louis damit brüstete, dass »die Tea Party der herrschenden Klasse eine Heidenangst einjagt«, und darüber spekulierte, die kommenden Wahlen würden nichts weniger als »den Anfang vom Ende des Elitedenkens in Amerika« markieren.[9]

In Richard Vigueries täglichem Newsletter wurde »herrschende Klasse« immer mehr zu einem Lieblingsbegriff. Die »herrschende Klasse« verhöhne Sarah Palin, hieß es dort, die »herrschende Klasse« versuche, einen kontroversen Radio-Kommentator mundtot zu machen, die »herrschende Klasse« bestehe aus schlechten Verlierern, und so weiter. Viguerie fand solchen Gefallen an dem Ausdruck, dass er seine Party am Wahlabend 2010 mit einer Jakobiner-Parole überschrieb: »Weg mit der herrschenden Klasse«. Zu den »Ehrengästen« zählten solche eingefleischten Feinde aristokratischer Privilegien wie Grover Norquist, der Lenin der Steuersenkung, und Tim Phillips, der Führer einer Graswurzelgruppe, deren aufrührerische Aktivitäten durch das Moskauer Gold der Öl-Milliardäre Charles und David Koch finanziert werden.[10]

In dieser illustren Truppe gab der emeritierte Professor für Internationale Beziehungen Angelo Codevilla einen skurrilen Engels ab; sein Manifest »America’s Ruling Class« wurde im Sommer 2010 im American Spectator veröffentlicht und kam wenig später in einer längeren Version im Buchverlag des Magazins heraus.

In Amerika gebe es im Grunde nur zwei gesellschaftliche Gruppen, behauptete der Emeritus, eine »herrschende Klasse«, die ihre Legitimation in ihrer intellektuellen Überlegenheit sehe, tatsächlich aber dadurch definiert sei, dass sie den Regierungsapparat kontrolliere, und eine »Landklasse«, zu der nahezu alle anderen gehörten. Die Idee war im Kern nicht neu, aber die Bailouts und ökonomischen Katastrophen unserer Zeit erlaubten es Codevilla, sie auf neue und kompromisslose Art anzuwenden. Seine Verurteilung der »herrschenden Klasse« erfasste jeden, der in Verbindung mit der Regierung stand, Republikaner wie Demokraten, denn beide verteilten wirtschaftliche Wohltaten an ihre Günstlinge. Auch die Konzerne waren gemeint, insofern sie mit der Regierung unter einer Decke steckten. Die »Top-Ränge der US-Wirtschaft sind heute nichts anderes als ein Netzwerk aus Sondervereinbarungen mit dem einen oder anderen Teil des Staatsapparats«, schrieb Codevilla. Das Getriebe dieses Systems sei unerbittlich, und die Chancen auf eine Reform stünden gleich null. Nur eine vage umschriebene »Revolution« könne etwas bewirken. »Aus dem Konflikt zwischen den Klassen gibt es keinen Ausweg.«[11]

Ein reichlich bolschewistisch anmutender Satz aus dem Mund eines Helden der Konservativen, der verdächtig an das Diktum von Marx und Engels erinnert: »Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von Klassenkämpfen.« Trotzdem schlug Codevillas These wie eine Bombe ein, und Rush Limbaugh widmete dem Buch nach seinem Erscheinen fast eine ganze Radiosendung. Auf die neue Rechte wirkte das knallharte Proletariergerede vitalisierend. Nun waren die Konservativen an der Reihe, mit Schrecken festzustellen, was unsere Gesellschaft all die Jahre lang so munter toleriert hatte. Der Reichtum der »herrschenden Klasse«, lehrte Codevilla, sei fast zur Gänze unrechtmäßig erworben, das Ergebnis der Einmischung des Staats in die natürlichen Abläufe – also den freien Markt. Durch Regulierungen, Bailouts und Steuern manipuliert der Staat das freie Spiel der Märkte, und egal, ob Republikaner oder Demokraten am Hebel sitzen, Nutznießer sind immer dieselben: die Insider. Die gebildeten Snobs. Die verschworenen Zirkel. Die herrschende Klasse.


Die Grenzen zwischen Regulierern und Regulierten verschwimmen, sie profitieren beide, weil sie die Macht haben, die Optionen der Öffentlichkeit so zu beschneiden, dass das Geld an sie selbst und ihre politischen Unterstützer fließt. In weiten Teilen der Welt kennt man diese Art des Wirtschaftens nur allzu gut. Die Amerikaner lernen es gerade erst kennen.[12]



Angelo Codevilla hatte für diese Leute oder das System, das dafür sorgte, dass sie den Rahm abschöpfen konnten, nichts übrig. Eine echte Leistungsgesellschaft, gab er zu, hätte ihre Vorzüge, aber die gebe es in Amerika nicht. In seinen Augen lehrt man uns Ehrfurcht vor wissenschaftlichen Experten, aber wenn wir das Expertentum einmal unter dem Blickwinkel der Klassenanalyse genauer unter die Lupe nehmen, erkennen wir, dass auch dort Fäulnis herrscht: Teure amerikanische Colleges verteilen Bestnoten nach Belieben, während Berufsverbände verhindern, dass die Öffentlichkeit die akademische Arbeit beeinflusst oder überprüft. Ihr Expertentum, ihre sozialen Anliegen – all das ist nur eine Maske für tyrannische Machtausübung.

Doch der Normalbürger von heute wisse, was gespielt wird, so wie damals in den Dreißigerjahren auch. Ihm ist bewusst, so Codevilla, »dass der Staat nicht der Freund jener ohne Freunde ist. Die Landklasse weiß, dass der Staat den Starken dient: den Mitgliedern der herrschenden Klasse und ihren Unterstützern.« Sie schulden dem Establishment weder Hochachtung noch Respekt; sie haben den Schwindel durchschaut, glauben die fadenscheinigen Mythen und das unsinnige Geschwätz nicht mehr. Sie wissen, dass die »Tyrannei«, vor der sich so viele fürchten, schon längst Realität ist. Sie hält uns bereits in ihren unerbittlichen Klauen.[13]


Atlas wirft die Welt ab

Ayn Rands über tausend Seiten starker Roman Atlas wirft die Welt ab ist die Vereinnahmung der Dreißigerjahre par excellence. Seine heutigen Fans bescheinigen dem Werk eine verblüffende Hellsichtigkeit – es erzählt die Geschichte der überregulierenden, freiheitseinschränkenden Obama-Regierung über fünfzig Jahre, bevor sie Wirklichkeit wurde. Für mich ist es eine Riesenportion politischer Unfug: das Manifest der Börsenhändler, Deregulierer und Verfechter des freien Marktes, die die Wirtschaftskrise verursacht haben. Und die in ihrem Kielwasser entstandene Protestbewegung schluckt es ohne jeden Funken Zweifel.

Atlas wirft die Welt ab handelt von einer Gruppe von Wirtschaftsbossen, die sich gegen Unterdrückung durch Big Government zur Wehr setzen, und ist seit seiner Veröffentlichung 1957 ein Renner, besonders bei jenem Typ Multimillionär, der sich als Opfer sieht und mit den Tycoon-Helden des Buches identifiziert. Der dicke Schinken stellt so etwas wie das Onkel Toms Hütte für echte Anhänger der freien Marktwirtschaft dar.

Mit Barack Obamas Amtsantritt im Januar 2009 ging der Absatz spürbar nach oben. Es war der Roman schlechthin für das kommende Jahrzehnt, das war offensichtlich. Kommentatoren des Wall Street Journal priesen das Buch als prophetisch. Die einflussreiche Bloggerin Michelle Malkin rief ihre Leser dazu auf, den Unternehmerhelden des Buches nachzueifern. Mitglieder von Ayn-Rand-Gesellschaften tauchten bei Kundgebungen der Tea Party auf und schürten die allgemeine Unzufriedenheit; griffige Zitate aus dem Roman wurden auf Protestplakate gepinselt, Silbermünzen mit dem eingeprägten Namen des Protagonisten aufgelegt, und es gab sogar eine Verfilmung, freudig erwartet von der erstarkenden Rechten. (Der Film wurde ein Flop.)

Rand-Fans folgten dem Ruf zu den Fahnen. Rick Santelli, Mike Pompeo und Rand Paul zählen zu Rands Anhängern. Ryan behauptete 2009, »metaphorisch gesprochen leben wir derzeit in einem Ayn-Rand-Roman«. Unter den jungen Abgeordneten im Kongress hat das Buch eine große Anhängerschar. Senator Ron Johnson aus Wisconsin nennt Atlas wirft die Welt ab sein »prägendes Leseerlebnis«.[14]

Der Abgeordnete David Schweikert aus Arizona preist Atlas wirft die Welt ab als seine Lieblingslektüre, der Abgeordnete Rick Crawford aus Arkansas zitiert Rand in seinem Twitter-Feed, und Senator Rand Paul sagt über Atlas wirft die Welt ab, es sei ein »Klassiker für die Sache der Freiheit, den man gelesen haben muss«.[15]

Die Biografin der Autorin, Jennifer Burns, zeigte sich erstaunt über die Popularität, die Atlas wirft die Welt ab nach dem Crash erreichte. Als einige Ayn-Rand-Getreue durch die Wirtschaftskrise in Bedrängnis gerieten, erklärte sie 2009 gegenüber Politico: »Ich dachte: ›Wow. Ayn Rand. Für immer in der Versenkung verschwunden.‹ Aber sie ist mit Pauken und Trompeten zurückgekehrt.«[16]

In unserer Zeit, in der alles auf dem Kopf steht, erscheint das Revival von Atlas wirft die Welt ab nur allzu logisch. Das Buch erzählt von einer alternativen Großen Depression, in der alles so passiert, wie es sich marktorientierte Konservative vorstellen: Die Einmischung des Staats ist der offensichtliche Auslöser des wirtschaftlichen Abschwungs, Unternehmer sind Helden und Opfer zugleich, und der große Streik, der sich wie ein roter Faden durch das Buch zieht, wird nicht von Arbeitern geführt, sondern von genialen Unternehmern, die es leid sind, von den Politikern gegängelt zu werden.

Atlas wirft die Welt ab kam 1957 heraus und ist in einer unbestimmten Zukunft angesiedelt, doch wenn man sich anschaut, wie das amerikanische Alltagsleben dargestellt wird, ist es eigentlich ein Kommentar der Ereignisse Jahrzehnte vor seinem Erscheinen. Es ist die Chronik einer Ära, in der die Stahl- und die Eisenbahnindustrie, die beiden Industriezweige, um die es im Roman hauptsächlich geht, an der Spitze der amerikanischen Wirtschaft standen. Die Fünfzigerjahre, in denen es mit der amerikanischen Eisenbahn dramatisch bergab ging, scheiden damit aus, aber es spricht viel für die Dreißigerjahre, als Stromlinienzüge und Stahlwerke die Symbole amerikanischer Wirtschaftsmacht darstellten. Und obwohl das Buch im Fernsehzeitalter herauskam, werden die diversen Reden, in denen die Charaktere Rands marktfreundlichen Nietzscheanismus predigen, allesamt im Radio übertragen – das große Medium der Dreißigerjahre. Das Fernsehen wird nur beiläufig erwähnt.

Viele weitere Kleinigkeiten deuten darauf hin, dass der Roman zur Zeit der Weltwirtschaftskrise spielt. Das Buch beginnt mit einem kurzen Wortwechsel zwischen einer der Hauptfiguren und einem »Bettler«, der um »zehn Cent« – einen »dime« – bittet. Die Haupthandlung – die Kapitalisten treten in einen Streik und legen das Land lahm – greift einen Diskussionspunkt der Liberalen aus dem Jahr 1937 auf. Als die Wirtschaft in die Rezession abrutschte, warfen einige Berater Roosevelts den Reichen vor, in einen »Streik des Kapitals« getreten zu sein. Und die literarische Schilderung der großen Angst von 1932 – vor dem Zerfall der Gesellschaft – ist eine von Rands wenigen ästhetischen Stärken. In zahlreichen Szenen werden die Armut auf dem Land, apathische Menschen, von Unkraut überwucherte Häuser und Städte, verzweifelte Familien, die mit ihren Habseligkeiten durch die Straßen ziehen, und Kinder, die wie streunende Tiere leben, beschrieben. Jede einzelne dieser Szenen könnte aus einer Essaysammlung über den Niedergang des Landes zur Zeit von Herbert Hoover stammen.

Dasselbe trifft auf die Romanfiguren zu, allesamt kapitalistische Helden-Opfer. Eine soll sich an Ivar Kreuger orientiert haben, einem zwielichtigen Spekulanten der Depressionsjahre.[17]

Wie übel einer anderen Hauptfigur mitgespielt wird, einem Stahlproduzenten, wurde wohl größtenteils einer Episode des 1935 erschienenen Comicstrips Little Orphan Annie entnommen.[18]

Und natürlich gibt es einen aufrechten Gangster, den wir wie »Pretty Boy Floyd« in Woodie Guthries Lied von 1939 bewundern sollen, nur mit umgekehrten Vorzeichen: Er beraubt die Regierung, um die Bankkonten der edlen Reichen zu füllen.

Nicht nur Ort der Handlung und Figuren erinnern an die Weltwirtschaftskrise; auch thematisch und philosophisch ist es ein Roman der Dreißigerjahre. Atlas wirft die Welt ab mag das Lieblingsbuch der Millionäre sein, aber es ist in gewissem Sinn auch das kommerziell erfolgreichste Beispiel jener Arbeiterliteratur, wie sie in den Dreißigerjahren en vogue war. Wenn diese literarische Schule überhaupt im Gedächtnis geblieben ist, dann wegen ihrer stereotypen blutsaugerischen Geschäftsleute, der abgedroschenen Handlung, in der immer ein heldenhafter Arbeiter Klassenbewusstsein entwickelt, und dem unweigerlichen Streik als Höhepunkt der Handlung. Das Genre war Propaganda von der humorfreien Sorte, die sich hauptsächlich durch schwerfälligen Stil auszeichnet, künstlerisch kaum über dem Niveau von Comicheftchen. Und es war das Musterbeispiel von Literatur für schlechte Zeiten.

Atlas wirft die Welt ab verdient es, diesem Genre zugeordnet zu werden.[19]

Es enthält viel humorfreie, dafür plumpe Propaganda; die Dialoge wachsen sich oft zu mehrseitigen ermüdenden philosophischen Ergüssen aus. Vom Äußeren der Figuren kann man meist umstandslos auf ihr Innenleben schließen: Schurken sind in der Regel bereits bei ihrem ersten Auftritt von Grund auf böse, während die Guten vor Edelmut nur so triefen; sie haben einen erlesenen Geschmack, drücken sich gewählt aus, sind handwerklich geschickt, gute Schützen und sogar ihre Namen klingen mit ihren Konsonantenanhäufungen besonders schneidig.[20]

Und wundersamerweise scheinen sie alle in der Lage zu sein, ein Flugzeug zu steuern.

Es ist natürlich ein Roman über einen Streik, ein gängiges Sujet in den Zeiten der Volksfront. Wie es das Genre erfordert, sind die Protagonisten edle Produzenten, die unfair unterdrückt werden. Aber in dieser Variante des Arbeiterromans ist der eigennützige Geschäftsmann der Held und nicht der Bösewicht. Wir Übrigen sind die Blutsauger, der Pöbel und die Intellektuellen, die mit Unterstützung der Regierung von der harten Arbeit der rechtschaffenen Kapitalisten schnorren und schmarotzen.

In Rands dystopischer Zukunft mischt sich Washington unentwegt in die Angelegenheiten der Privatwirtschaft ein, von den kleinen bis hinauf zu den ganz großen Entscheidungen, und wenn diese Eingriffe nicht die gewünschten Ergebnisse bringen, mischt es sich eben noch stärker ein. Die Regierung zwingt Erfinder, ihre Erfindungen herauszugeben, Reiche, ihre Einkünfte abzutreten, und Rohstoffproduzenten, politischen Günstlingen den Vorrang vor ihren angestammten Kunden einzuräumen. Die Wirtschaftswelt leidet unter den Einschüchterungen und Einmischungen und wird sich, ein Musterfall für marxistischen Agitprop, allmählich ihres herausragenden Wertes und der Schikanen durch Politiker und Intellektuelle bewusst. Ein klarer Fall von Klassenbewusstsein!

Nachdem sich die Milliardäre solidarisiert haben, ziehen sich die großen Tycoons einer nach dem anderen in ein Refugium in den Bergen zurück, das der große Erfinder John Galt für sie konzipiert hat. Dieser strategische Rückzug der Unternehmer – ihr Streik – wirkt so verheerend, dass der Zerfall der Zivilisation einsetzt. Es ist ein Krieg zwischen den »Untermenschen« und jenen, die »ihnen überlegen sind«, wie ein heroischer Kapitalist die beiden Parteien beschreibt. Aber die Untermenschen, also die Allgemeinheit, geben weder auf, noch lernen sie dazu. Und so verkündet Galt, der Streikführer, über das Radio ein Ultimatum. »Wenn ihr je wieder in einer industriellen Gesellschaft leben wollt«, erklärt er den »moralischen Kannibalen« der menschlichen Rasse, »dann nur nach unseren ethischen Grundsätzen.«[21]

Eines der Ziele des Kapitalistenstreiks in Atlas wirft die Welt ab ist es offenbar, Stück für Stück das Selbstverständnis der Arbeiterbewegung vom edlen Malocher zu demontieren. Die lieb gewonnene Vorstellung, derzufolge die Arbeiter die Wirtschaft alleine in Schwung halten können – und die Kapitalisten daher mindestens überflüssig, wenn nicht Parasiten sind –, wird mit Spott und Hohn überzogen: In Rands Welt hätten die Arbeiter keinen Schimmer, was sie tun sollten, würden sich die Kapitalisten zurückziehen. Auch der vertraute, sentimentale Gedanke, dass die Arbeiter Amerika aufgebaut haben, wird entschieden verworfen. An manchen Stellen des Romans könnte man denken, die eigentliche Aufgabe des Streiks sei es, den Gewerkschaften ihre Arroganz heimzuzahlen. »Man hat uns soviel über das Recht auf Streik erzählt«, doziert Galt vor seinen Industriellenfreunden, »und über die Abhängigkeit des Arbeitgebers vom Arbeitnehmer.«


Man hat uns zugeschrien, dass der Unternehmer ein Parasit sei, dass seine Arbeiter ihn aushielten, ihn reich machten und seinen Luxus ermöglichten … und was ihm blühen würde, wenn sie die Arbeit niederlegten. Nun, gleiches Recht für beide. Die Welt soll selbst entscheiden, wer von wem abhängt, wer wen aushält, wer die Quelle des Reichtums ist, wer wessen Lebensunterhalt verbürgt und was wem geschieht, wenn jemand die Arbeit niederlegt.[22]



Vielleicht hatten Sie wegen all der »wer«, »wem« und »wessen« Mühe, dem Zitat zu folgen, aber der Grundgedanke ist recht simpel. Erfolgreiche Geschäftsleute, also die Opfer der Gesellschaft, werden aufstehen und der Welt zeigen, wer der Boss ist. Wir sollen sie bemitleiden und gleichzeitig ihre Macht akzeptieren. Am Ende des Romans bereiten sie sich darauf vor, ihren rechtmäßigen Platz als Herrscher über das Land wieder einzunehmen.

Die Autorin bringt ihre Gesellschaftstheorie auf äußerst eindringliche Weise vor. Industriekapitäne sind »die größten Opfer«, wie sich eine der Figuren ausdrückt, »die den größten Beitrag geleistet und, zum Lohn dafür, die schlimmste Ungerechtigkeit erlitten haben«. Im Verlauf der langatmigen Handlung vertieft Rand diese Theorie, sie lässt John Galt sagen, er sei »der Verteidiger der Unterdrückten, der Enterbten, der Ausgebeuteten – und wenn ich diese Worte gebrauche, dann nehmen sie dieses eine Mal ihre wahre Bedeutung an«.[23]

Der radikalliberale Ökonom Ludwig von Mises war ein Fan von Atlas wirft die Welt ab und brachte dessen antipopulistische Botschaft mit einem scharfsinnigen Satz auf den Punkt. »Sie haben den Mut, den Massen zu sagen, was ihnen kein Politiker gesagt hat«, schrieb er bewundernd an Rand. »Ihr seid minderwertig, und alle Verbesserungen eurer Situation, die ihr so selbstverständlich hinnehmt, schuldet ihr den Anstrengungen von Männern, die besser sind als ihr.«[24]

Das klingt nicht gerade demokratisch. Tatsächlich stellt die Demokratie für Rand einen Teil des Problems dar, da sie »politischen Lakaien« rechtliche Befugnisse über Industriekapitäne verleiht. Und so führt Atlas wirft die Welt ab dieses politische Dilemma seinem logischen Ende zu – die Forderungen der Politiker werden so erdrückend, dass sich die Wirtschaftselite einfach irgendwann dagegen auflehnen muss. Es ist eine Art Marxismus für die herrschende Klasse, ein Schlechte-Zeiten-Szenario, in dem die Wirtschaft eine blütenweiße Weste hat[∗] und die staatlichen »Plünderer« für jedes noch so kleine Unheil verantwortlich sind.

Warum Atlas wirft die Welt ab erfolgreiche Geschäftsleute anspricht, ist nicht schwer nachzuvollziehen. Aber wie wird ein Buch, dessen Botschaft an den Rest der Welt »Ihr seid minderwertig!« lautet, zum Manifest eines Volksaufstands?

Wie bereits angeführt, wird die plötzliche Popularität von Atlas wirft die Welt ab meist damit erklärt, dass das Buch eine hellsichtige Beschreibung der Zukunft darstellt: Es scheint die Notmaßnahmen zur Bankenrettung 2008 und 2009 ebenso vorausgesagt zu haben wie die darauf angeblich folgende Hatz auf Wirtschaftsführer durch Bundesbeamte. Während des AIG-Debakels versuchte ein Börsenmakler sogar, die Handlung des Buchs auf die nächste Ebene zu heben, indem er in einem Artikel der New York Times verdrossen seine Kündigung erklärte. Er werfe alles hin, schrieb er, weil er es satthabe, »von der gewählten Staatsmacht ungerechtfertigt verfolgt zu werden«. Und im September 2011 verkündete der Sprecher des Repräsentantenhauses, John Boehner, es gäbe keinen Wirtschaftsaufschwung, weil die »Schöpfer der Arbeitsplätze in Amerika sich mehr oder weniger im Streik befinden«. Wir müssten diese wichtigen Menschen von Steuern und den aberwitzigen Einmischungen des Staates »befreien« – sonst würden wir bald sehen, wo wir bleiben. Wenn man Talente nicht ihrem Wert entsprechend behandle, wanderten sie eben ab. Und dann solle man mal versuchen, die Wirtschaft wieder auf Trab zu bringen.

Im Grunde reicht Atlas wirft die Welt ab viel tiefer. Das Buch hat alle Antworten – und ich meine wirklich alle – für eine Welt parat, die vor einer zweiten Weltwirtschaftskrise steht. Die staatlichen Institutionen sind korrupt und fehlgeleitet, erklärt uns Rand, sie sind zu Instrumenten geworden, die uns nicht schützen, sondern berauben. Wenn die Wirtschaft zusammenbricht, so Rands These, liegt es immer daran, dass der Staat sich ruinös und eigennützig eingemischt hat. Und Rettung gibt es nur, wenn die Produzenten von den Staatsfesseln befreit werden.

Für seine Leser ist Atlas wirft die Welt ab eine Art Enthüllungsgeschichte. Der Roman blickt hinter die Kulissen und zeigt uns, von welchen Mächten die Welt gesteuert wird. Angelo Codevillas Landklasse erkennt, dass die »herrschende Klasse« von Grund auf niederträchtig ist, und dieser große Roman der Ära Obama hilft ihr, die Wahrheit aufzudecken. Die erstarkende Rechte sieht in ihm einen machtvollen Ruf nach Gerechtigkeit.

Aber was als Ruf nach Gerechtigkeit beginnt, wird rasch zu einem Abklatsch jener Kundgebung, bei der der Vorstandsvorsitzende des Kohlebergwerks behauptete, im Namen der Arbeiter von West Virginia zu sprechen. Rands Fangemeinde ist das Pendant zu jenen Arbeitern, die die Bühne stürmten, um die weisen Worte ihres Vorstandsvorsitzenden zu preisen, um dem Tycoon, der den Staat verdammt, zuzujubeln.

Und so verkünden die Durchschnittsamerikaner, dass sie sich dem großen Streik der Produzenten anschließen, sie schreien in die Welt hinaus, dass es ihnen reicht, dass sie ab sofort ihre Restaurants schließen, keine Karieslöcher mehr füllen und keine Häuser mehr streichen. Sie solidarisieren sich mit John Galt und verbreiten auf ihren Websites, dass auch sie dem Staat den Krieg erklären, weil er ihren Ehrgeiz in jeder nur erdenklichen Weise erstickt, die Früchte ihrer harten Arbeit eingesteckt und die Faulen verhätschelt habe. Sie werden zu »Galtisten«, verkünden sie.


Wir haben gesehen, wie ein stolzes, starkes Land in die Knie gegangen ist. Sein Volk ist nachlässig, unfähig und verantwortungslos geworden. Wir halten es nicht für moralisch, für diejenigen zu schuften, die auf der faulen Haut liegen. Wir sehen keinen moralischen Wert darin, einen Beitrag für eine Gesellschaft zu leisten, die herrschen, aber nicht regieren will, und die Produzenten bestiehlt, um alles den Plünderern und Schmarotzern in den Rachen zu werfen. Wir entziehen einer Gesellschaft, die es nicht wert ist, einen solchen Beitrag zu erhalten, hiermit unsere Produktionskraft.

Ihr verurteilt uns, weil wir erfolgreich sein wollen, weil wir das größte menschliche Potenzial erstreben; und doch seid ihr darauf angewiesen, dass wir unseren Beitrag zu einer Gesellschaft leisten, die ihr auslaugt.

Habt ihr das nicht begriffen?

Atlas WIRD die Welt abwerfen!![25]



Dass es 99 Prozent der Bevölkerung in einem Land, in dem nach Rands Vorstellung jeder sich selbst der Nächste ist, nicht gut gehen würde, diese Kleinigkeit scheint der erstarkenden Rechten zu entgehen. Sie sieht nicht, dass die einzigen Gewinner einer Kampagne, die Regierung kaputt zu machen, alles zu deregulieren, Steuern abzuschaffen und den Goldstandard wieder einzuführen, Menschen wie der Vorstandsvorsitzende der Kohlemine wären – oder dass die meisten von uns ein Schicksal wie das der Bergarbeiter erwarten würde, die unter gefährlichen Bedingungen für einen lausigen Lohn schuften und keinerlei Möglichkeit haben, sich dagegen aufzulehnen.

Wer glaubt, die libertäre Zukunft wäre ein Grund zur Freude, sollte noch einmal die berühmte Szene aus Atlas wirft die Welt ab lesen, in der Rand den Zusammenbruch einer Gesellschaft anhand eines katastrophalen Zugunglücks beschreibt. Rand bereitet die Katastrophe so vor, dass sie nicht auf das Konto der Eisenbahn geht, sondern auf die Arroganz eines einzelnen Fahrgasts zurückzuführen ist, eines mächtigen Politikers, der das Zugpersonal zwingt, in einen gefährlichen Tunnel einzufahren.[26]

Die Erzählerin führt den Leser durch die Abteile und erklärt den todgeweihten Opfern, warum er oder sie dieses Schicksal verdient hat. Der eine hat ein Darlehen der Regierung in Anspruch genommen, ein anderer mag keine Geschäftsleute, eine Dritte ist mit jemandem von einer staatlichen Aufsichtsbehörde verheiratet, eine Vierte denkt törichterweise, sie habe ein Recht, mit dem Zug zu fahren, obwohl ihr der Zug gar nicht gehört. Für jeden dieser Untermenschen lautet das Urteil auf Tod.

Was mich gegen Ayn Rand einnimmt, ist vor allem ihre unglaubliche Menschenverachtung. Aber die Vordenker unserer heutigen Rechten, glaube ich, reizt genau das besonders: aufrichtiges Mitleid mit den Milliardären, kombiniert mit wirren Begründungen, warum alle anderen untergehen oder in den Staub getreten werden sollen. Endlich haben die Heulsusen dieser Welt ausgespielt, jubeln sie. Die Ersten werden die Ersten sein. Hilf dir selbst, so hilft dir Gott.

∗ Viele, wenn nicht die meisten Großprojekte jener Zeit entstanden im Rahmen der Arbeitsbeschaffungsprogramme der Regierung. Auch die Fotos, von denen Beck so schwärmte, wurden von Fotografen aufgenommen, die dazu eigens von der Farm Security Administration beauftragt worden waren. All das schuf die Generation der Weltwirtschaftskrise mithilfe von Becks Reizthema: massiven öffentlichen Ausgaben zur Ankurbelung der Wirtschaft.

∗ Einmal lässt Rand den Streikführer John Galt behaupten: »Es gibt nur eine Klasse von Menschen, die nie gestreikt hat.« Er meint damit die Kapitalisten – doch wie schon der Ökonom Thorstein Veblen 1921 ausführte, kommt der Kapitalismus in den meisten Industriezweigen nie ohne Sabotage und Täuschung aus. Würden Industrieanlagen ununterbrochen auf Hochtouren laufen, wären die Profitmargen zu gering, und Überproduktion würde bald in die Pleite führen. »Es scheint also«, schrieb Veblen, »dass der anhaltende Wohlstand Amerikas tagtäglich von einem ›bewussten Entzug von Effizienz‹ [so definiert die Dachorganisation Industrial Workers of the World den Begriff Streik] durch die Geschäftleute abhängig ist, welche die Industrieproduktion des Landes kontrollieren.« Die Wirtschaftsbosse befinden sich in gewissem Ausmaß ständig im Streik; wären sie es nicht, würden sie ihren eigenen Ruin heraufbeschwören. Rand: Atlas wirft die Welt ab, S. 831. Veblen: The Engineers and the Price System, nachgedruckt in The Portable Veblen (New York: Viking, 1948), S. 436.


KAPITEL 9
DER TRAUM VOM REINEN KAPITALISMUS

Eines sonnigen Morgens im August 2010 fuhr ich zur alten Carnegie-Bibliothek in Port Townsend, Washington, um an dem Projekt zu arbeiten, aus dem schließlich dieses Buch hervorging. Draußen im Lande war unterdes, einer viel zitierten Umfrage zufolge, eine Mehrheit der Amerikaner der Ansicht, Präsident Obama sei mit dem Begriff »Sozialist« treffend bezeichnet. Konservative Entertainer schimpften wie die Rohrspatzen über die ruinöse Politik der Kollektivisten, und eine Woge der Staatsverdrossenheit mündete in diesem Herbst in einen großen Wahlerfolg der Republikaner.

Und doch war keine der Befürchtungen, die das Land nach rechts trieben, auch nur halbwegs realistisch. Gleich beim Betreten der Bibliothek fiel mein Blick auf die neueste Ausgabe der britischen Zeitung Guardian Weekly, die dort auf einem der großen, alten Tische lag. Die Schlagzeile lautete: »Kapitalismus unangefochten«. Drei Jahre war es inzwischen her, dass die ersten Vorbeben den internationalen Kreditmarkt erfasst hatten, aber politisch hatte sich nichts verändert. Die Ideologie des freien Marktes herrsche immer noch unumschränkt, berichtete das Blatt, und der Beinahe-Zusammenbruch habe das Finanzsystem nur ganz kurz aus dem Tritt gebracht. Ein hochrangiger Mitarbeiter der Bank von England wurde mit den Worten zitiert, es gebe »weit weniger Nachwirkungen als in den Dreißigerjahren«.


Damals gab es auf der ganzen Welt einen regelrechten Wettstreit darum, welches das richtige System für eine moderne Gesellschaft sei, und der Börsenkrach brachte viele Menschen zu der Überzeugung, dass Kapitalismus und freie Märkte nicht zukunftsweisend seien. Von so etwas kann diesmal keine Rede sein.

Indien und China haben die Deregulierung ihres Finanzwesens möglicherweise ein wenig gebremst, aber im Großen und Ganzen hat sich an der Richtung, in der sich die Welt bewegt, nichts geändert. Das entspricht einem Ende der Ideologien. Der Kapitalismus herrscht weiter unangefochten.[1]



Ich dachte an die hart arbeitenden Amerikaner, die gerade so treu und brav auf die gellenden Warnrufe der Tea Party reagierten. Da wetterten sie gegen die Machtübernahme der Sozialisten und schworen, den linken Usurpatoren in Washington Widerstand zu leisten, und dann erklärte ein Zentralbanker in der Zeitung, dass nichts von alledem geschehen sei. Von der »Sozialismus«-Titelgeschichte der Newsweek bis hin zum jüngsten Bestseller über die Tyrannei der Linksliberalen: Alles nur falscher Alarm.

Gar nichts hatte sich geändert. Wir standen nicht kurz davor, in den Gulag gesperrt zu werden. Der Kapitalismus wurde keineswegs abgeschafft. Die Finanzkrise hatte schließlich doch keine Linksradikalen in Amerika an die Macht gebracht. Das Sein stand in atemberaubend krassem Gegensatz zum Schein.

Das ist das große Rätsel, dem wir uns nun widmen werden: die Epistemologie der neuen Rechten, ihre Art, die Welt wahrzunehmen – oder, genauer gesagt, sie eben nicht wahrzunehmen. Ihre Fähigkeit, jahrelang die Furcht vor einer Invasion vom Mars wachzuhalten, obwohl die Marsianer hartnäckig ausbleiben.

Welche Art von Wahrnehmungstäuschung ermöglicht es der neuen Rechten, Tatsachen zu ignorieren, die allen anderen Menschen klar und deutlich vor Augen stehen? Welche kognitiven Fehlzündungen bringen sie zu der Auffassung, die Kritiker der Bailouts seien für eben jene Bailouts verantwortlich? Deregulierung sei nicht das Problem, sondern die Lösung? Ayn Rand spiele im gegenwärtigen Desaster weniger die Schurken- als vielmehr die Heldenrolle? Wie erklärt sich dieser gravierende Unterschied zwischen Sein und Schein?


Das Ende der Ideologien?

Um das zu verstehen, sollten wir uns auch andere Gelegenheiten ins Gedächtnis rufen, bei denen der Flirt der Konservativen mit dem Irrsinn ans Licht trat. Wir sollten den Blick schweifen lassen über die lange, peinliche Geschichte der Debatte um die Evolutionstheorie und der Kontroverse um die Erderwärmung. Wir sollten uns an die diversen Kampagnen der Bush-Regierung gegen Wissenschaftler im Staatsdienst und gegen Kritiker der offiziellen Begründung für den Irakkrieg erinnern. Wir sollten uns auch ansehen, wie hartnäckig die Republikanische Partei an der Theorie einer angebotsorientierten Haushaltspolitik festhält, obwohl diese Theorie niemals Erfolge produziert.

Wir sollten unser Augenmerk auf die offensichtlichen Unwahrheiten richten, welche die konservative Bewegung zu ihren Glaubensartikeln zählt: Die Roosevelt-Regierung habe die Große Depression entweder ausgelöst oder doch immerhin verschärft. Das Land werde seit den Zeiten von Woodrow Wilson von den Progressiven beherrscht. George W. Bush habe nur vorgetäuscht, ein Konservativer zu sein. Börsenmakler seien auch nichts anderes als ganz normale Arbeiter. Der Staat trage, bis in die kleinsten Auswirkungen hinein, die alleinige Schuld an der Hypothekenkrise. (Die abstrusen Vorstellungen, die manche Mitglieder der neuen Rechten über den »wahren Geburtsort« Barack Obamas, seine »Geheimarmee« oder darüber hegen, wer sein erstes Buch verfasst hat, erspare ich uns an dieser Stelle.)

Man muss schon extrem unkritisch sein, um über solche Absurditäten hinwegzusehen. Linke eines bestimmten Schlags bezeichnen die Anführer der Rechten aufgrund solcher Äußerungen gern schlicht und einfach als »Lügner«. Das greift jedoch zu kurz. Ja, es hat dort sicherlich manchen Täuschungsversuch gegeben und hin und wieder auch bewusste Tatsachenverdrehungen. Viel beunruhigender aber ist eine gewisse Realitätsferne und ein politisches Gruppendenken, das mit jedem Jahr, in dem sich die Rechte noch weiter in ihre eigene Welt zurückzieht, schlimmer zu werden scheint.

Dass sich die Amerikaner zusehends aus der gesellschaftlichen Realität verabschieden, ist keine Erkenntnis, die auf meinem Mist gewachsen ist, sondern die logische Folge jahrzehntelanger, immer weiter verfeinerter Marktsegmentierungen. Das Phänomen reicht mindestens bis in die Zeit zurück, als man sich in der Soziologie Sorgen über die »Massengesellschaft« zu machen begann und darüber, was das Fernsehen mit unserer Wahrnehmung der Welt anstellt. Witzigerweise findet sich ausgerechnet in Network, jenem Lieblingsfilm der Tea Party, eine Szene, in der diese Sorge auf unvergessliche Weise zum Ausdruck kommt: als nämlich die Figur »Howard Beale« – mit der Rick Santelli und Glenn Beck oft verglichen werden – zu einer Schmährede über die Tricksereien des Fernsehens und die Leichtgläubigkeit seines Publikums ausholt: »Wir handeln mit Illusionen. Nichts davon ist wahr. Aber ihr, Freunde, sitzt da, Tag für Tag … Wir sind alles, was ihr kennt.«

Die Amerikaner sind heutzutage mehr denn je damit beschäftigt, sich im Zuge einer Art Selbstsegregation in Enklaven zurückzuziehen, die von Menschen bevölkert sind, die genauso denken und wählen wie sie selbst. Das Internet bietet jeder Art von Selbstsegregation natürlich einen riesigen Tummelplatz – das ist sozusagen sein Daseinsgrund. Wer sich nicht an die in der jeweiligen Ecke herrschenden Regeln und Normen hält, wird schlicht zum »Troll« erklärt. Die Konservativen verfügen über eigene soziale Netzwerke und eigene Websites für die Partnersuche. Gleich gesinnte Blogger verlinken ihre Texte oft nur untereinander – es gilt als politische Sünde, auf Argumente der Gegenseite zu verweisen –[2], auf dass die Hirne ihrer Leser nicht durch konträre Meinungen besudelt werden.

Die Konservativen leben in einer »ganz und gar eigenen Welt«, wie der demokratische Medienberater Stanley Greenberg 2009 feststellte. Dort herrscht eine sehr ausgeprägte Gruppenidentität, Fox News ist das Leitmedium, und man geht allgemein davon aus, dass der Präsident, vom Rest des Landes unbemerkt, eine »geheime Agenda« verfolgt. Diese Kultur der Absonderung hat uns die Parole »Don’t Believe the Liberal Media« (»Glaub nicht den liberalen Meinungsmachern«) beschert. Es ist ein Slogan des Media Research Center (MRC), das in den rechten Sphären Washingtons einigen Einfluss genießt. Wenn man bedenkt, dass nach den Maßstäben des MRC so ziemlich sämtliche herkömmlichen Medien »liberal« sind, wird einem klar, dass das Center dazu aufruft, sich ganz bewusst kognitiv aus der gemeinsamen Welt zu verabschieden.

Sosehr die jüngsten Entwicklungen auf dem Gebiet der Massenkommunikation zu dem hier geschilderten Missstand auch beigetragen haben, es ist nicht von der Hand zu weisen, dass Menschen in wirtschaftlichen Krisenzeiten nun einmal dazu neigen, sich hinter weltanschaulichen Mauern zu verschanzen. Wo die Traditionen ihre Glaubwürdigkeit verlieren, flüchten sich die Menschen gern in puren Utopismus – enttäuscht vom »wie es ist«, ziehen sie sich darauf zurück, »wie es sein sollte«. Ganz anders, als der selbstgefällige Banker im Guardian Weekly behauptete, hat die Große Rezession kein Ende der Ideologien gebracht. Ideologien haben vielmehr Hochkonjunktur.


Intransigenter Idealismus

»Ich lese keine Bücher«, bekundete ein Aktivist der Tea Party einmal gegenüber der Historikerin Jill Lepore. »Ich lese Blogs.«[3]

Diese Aussage erinnerte mich an ein Buch, das ich kurz zuvor gelesen hatte: Part of Our Time, Murray Kemptons klassische Studie über »die Engagierten« der Dreißigerjahre – größtenteils Kommunisten und ihre Fellow Travelers. Ihre Denkart scheint mir ganz ähnlich gewesen zu sein wie die der Blogs lesenden Rebellen der zeitgenössischen Rechten.

Am deutlichsten zeigt Kempton dies in einer biografischen Skizze über J.B. Matthews, einen Linksradikalen der Dreißigerjahre, der in den Fünfzigerjahren zum regelrechten Kommunistenfresser mutierte und beide Rollen mit dem gleichen missionarischen Eifer, der gleichen Engstirnigkeit und der »einzigartigen Fähigkeit« ausübte, »stets sofort alles zu wissen, ohne von irgendetwas eine Ahnung zu haben«.[4]

»Matthews sah, was er sehen wollte, und hatte kein Bedürfnis, sich Wissen aus Büchern anzueignen«, so Kempton. Wie viele andere unternahm auch Matthews damals eine Pilgerreise in die UdSSR. Während einer dieser Reisen sah einer seiner Kollegen mit eigenen Augen die große Katastrophe, die sich gerade in der Ukraine abspielte: die von Menschenhand ausgelöste Hungersnot von 1932. Matthews reagierte folgendermaßen auf diese beschämende Situation: Er »beharrte darauf, das könne nicht sein. Und überhaupt: Man schaue sich Indien an. Er verstand es gut, sich vor unangenehmen Wahrheiten zu schützen.«[5]

So war es bei vielen seiner Genossen. Ja, bei so vielen, dass die hartnäckige Blindheit jener Amerikaner, die während der Weltwirtschaftskrise die Sowjetunion besuchten, schließlich zu einem Standardthema der Geschichtsschreibung über die Dreißigerjahre wurde. Ein Linker nach dem anderen machte sich auf den Großen Treck, und selbst die Scharfsinnigsten schafften es, zu übersehen, was mit der sowjetischen Bevölkerung tatsächlich geschah. Angesichts der unbekümmerten Berichte dieser unbedarften Touristen staunte der Schriftsteller Harvey Swados viele Jahre später darüber, dass »der Wille, etwas zu glauben, oft den Sieg über das davontrug, was man mit eigenen Augen sah«.[6]

Möglich wurde das, so Swados weiter, da die Dreißigerjahre eine Zeit des »intransigenten Idealismus« gewesen seien. Kein Bericht aus der Außenwelt konnte der Gewissheit der Gläubigen etwas anhaben (bis es schließlich 1939 zum Hitler-Stalin-Pakt kam). Malcolm Cowley, ein damals berühmter Literaturkritiker, drückte es ein wenig anders aus: Es sei ein »Zeitalter des Glaubens« gewesen. Da die gesellschaftlichen Traditionen zerbrachen, meinten die Menschen, sich in Vorbereitung des baldigen Endkampfs zwischen ideologischen Systemen auf die eine oder die andere Seite schlagen zu müssen. Man sah »entweder Licht oder Dunkelheit, aber nichts dazwischen«.[7]

Und so unterwarf sich eine ganze Generation von Denkern der Gefolgschaft einer Clique politischer Betrüger. Sie redeten sich ein, die Gesetze der Geschichte seien gleichförmig, berechen- und vorhersagbar und stünden einem fernen sowjetischen Generalissimus vollkommen zu Gebote. »Sie machten sich als Erlöser auf und endeten als Hilfspolizisten«, klagte Murray Kempton. Sie schlossen einander aufgrund theoretischer Nichtigkeiten aus ihren winzigen marxistischen Konklaven aus und erwarteten ganz im Ernst, dass die Welt eines Tages in ihre Richtung marschieren würde. Und sie schulten sich darin, scheußliche, schablonenhafte Kunst hervorzubringen.[8]

Es war dies allerdings kein Übel, das auf die Linke beschränkt war. Es gab davon auch eine kapitalistische Variante: die Doktrin des Positiven Denkens, die ebenso vehement idealistisch und ebenso realitätsblind war wie der »Wille zum Glauben« der Kommunisten. Es war das »Zeitalter des Glaubens« – ob man nun proletarische Prosa schrieb oder Verkaufserfolge erzielte, indem man sich eine positive geistige Grundhaltung zulegte. Beide Unterfangen machten es erforderlich, den eigenen Geist zu kontrollieren, um Einflüsse von außen filtern zu können.

In Denke nach und werde reich, einem Mega-Bestseller von 1937, forderte Napoleon Hill von seinen Lesern eine Art Selbsthypnose: Sie sollten sich bewusst dem »Glauben« an ihren eigenen Erfolg anheimgeben, sich bildhaft Geld und ihren künftigen Wohlstand vorstellen, dann würden sich Geld, Erfolg und Wohlstand eines Tages auch tatsächlich einstellen. Das Wünschen würde dafür sorgen. Dale Carnegie wiederum riet in seinem Mega-Bestseller von 1936, Wie man Freunde gewinnt. Die Kunst, beliebt und einflussreich zu sein, man solle sich ein System vorgetäuschter Wertschätzung für andere aneignen, eine Art Lächel-Propaganda. Der Haken dabei war, dass die Wertschätzung tatsächlich empfunden und daher bewusst kultiviert werden musste: ein wahrer Glaubensakt also.


Der Trost des Dogmatismus

Dieser intransigente Idealismus gedieh auch weiterhin in den dunklen Winkeln des amerikanischen Lebens, und während wir nun in unseren Tagen den wirtschaftlichen Niedergang durchleben, steht er in nie gesehener Blüte. Nein, es hat kein Wiederaufleben des Marxismus gegeben, aber die Ayn-Rand-Manie der Unzufriedenen ist nicht allzu weit davon entfernt. Unbeugsamer Dogmatismus ist schließlich, gleich nach soziopathischer Schrillheit und rasenden Lokomotiven, ein Haupt-Verkaufsanreiz von Atlas wirft die Welt ab. Dass Rand mit ihren Meinungen über alles und jedes absolut und zweifelsfrei richtig liegt, wird im Roman stets mit allergrößter Emphase bekundet. Rands Anhänger haben diesen Dogmatismus seit jeher mit Leben erfüllt. In der Rand-Gemeinde, erinnert sich der Autor Jerome Tuccille, »war ›objektive Realität‹ stets das, was Rand dazu erklärte«.


»Moral« war, was Ayn Rands Ethik entsprach.

»Rationalität« war gleichbedeutend mit dem Denken Ayn Rands.

Nicht mit den Vorstellungen Ayn Rands übereinzustimmen war daher per definitionem irrational und unmoralisch. Von den Grundsätzen [ihrer Philosophie] des Objektivismus, der … bald zu einer Art neuem Marxismus der Rechten wurde, gab es keinerlei erlaubte Abweichung.[9]



Wenn sie nicht gerade damit beschäftigt waren, Abweichler aus dem inneren Zirkel der Rand-Gemeinde zu verbannen, ermittelten die Autorin und ihre Anhänger – ausschließlich mithilfe deduktiver Schlussfolgerungen –, dass Zigarettenrauchen geradezu gesund sei oder dass Monopole ohne staatliche Regulierungen nicht bestehen könnten. Rand führte publizistische Feldzüge gegen Umweltschützer, die ihr als Feinde des Fortschritts erschienen, und gegen die ame rikanischen Ureinwohner, deren Enteignung sie, da ihre Kultur nicht in ihr philosophisches System passte, für berechtigt hielt.

Auch in den Wirtschaftswissenschaften keimt dieses Denken immer wieder auf. So hätte etwa die Immobilienblase wahrscheinlich gar nicht entstehen können, wenn die Ökonomen nicht so entschlossen die Realität ausgeblendet und stattdessen dem tröstlichen Mythos des Marktes gehuldigt hätten, einer allwissenden Finanzgottheit, die jede gefährliche Situation sogleich zu entschärfen weiß.

Die Liste der ökonomischen Koryphäen, die die Existenz einer Blase im Immobilienmarkt schlichtweg verneinten, ist ellenlang und voller glanzvoller Namen, und jeder einzelne dieser hoch angesehenen Experten war überzeugt, die Preise würden, wie der Theorie zufolge in solchen Fällen fast immer, von den Fundamentalwerten nach oben getrieben.[10]

Eine noch weit katastrophalere Wirkung hatte jedoch, dass sich Ökonomen dafür engagierten, Regulierungen zurückzuschrauben, die Betrügereien an den Finanzmärkten verhindern sollten. Dies beruhte auf der dünkelhaften Annahme, Finanzfachleute seien so überaus vernünftig und auf den Schutz des Shareholder-Value bedacht, dass sie von sich aus keinerlei Unregelmäßigkeiten dulden würden. Dass es währenddessen auf den unterschiedlichsten Ebenen zu Betrug von desaströsem Ausmaß kam, spielte dabei überhaupt keine Rolle: Der Theorie zufolge konnte es einfach nicht sein.[11]

Derlei von der Wirklichkeit losgelöstes Denken ist nicht allein die Domäne brillanter Vordenker. Es findet sich natürlich auch im Reiche des Glenn Beck. Im Februar 2011 kommentierte er in seiner Radiosendung einen Auftritt der von ihm bis dahin sehr geschätzten britischen Rockband Muse und erklärte, er habe seine Meinung über die Gruppe geändert: Bei all ihren rebellischen Texten verstünden die Musiker wohl doch nicht, worum es beim Revival der Konservativen wirklich gehe. Und weshalb verstanden sie es nicht? Weil sie Europäer waren. Denn Europäer haben ja, wie jedermann weiß,


nur sehr wenig Erfahrung mit dem, was wahre Freiheit ist. Selbst nachdem England den Zweiten Weltkrieg gewonnen hatte, begann für die Engländer nicht die Freiheit. Damals entstand Der Weg zur Knechtschaft. Denn Winston Churchill und viele andere sagten: Wartet mal, was macht ihr denn? Wir gehen in die falsche Richtung. Und dann gingen sie nicht Richtung Freiheit, sondern schlugen den Weg zur Knechtschaft ein.



Beck hatte damit insofern recht, als Der Weg zur Knechtschaft, das berühmte, 1944 erschienene Werk des österreichischen Ökonomen Friedrich August von Hayek, als Kritik der britischen Politik gemeint war, als eine Warnung, dass die sozialistischen Bestrebungen der Labour Party letztlich in ein totalitäres System münden könnten. Wie im Laufe der Jahre viele Kritiker bemängelt haben, ist die größte Schwäche von Hayeks Buchs allerdings, dass seine wesentliche Vorhersage nie eintrat. Zwar schwenkte Großbritannien nach dem Krieg voller Begeisterung nach links, allerdings wurden die Meinungs-, Versammlungs-, Pressefreiheit etc. dort nie eingeschränkt. Und in den Siebzigerjahren legte das Land sogar eine Kehrtwende in Richtung freie Marktwirtschaft hin.

Glenn Beck jedoch blendete all das aus – einzig und allein, weil eine von ihm geschätzte politische Spekulation von anno 1944 etwas anderes vorhersagte. Die Märkte müssten frei sein, sonst würden auch andere Freiheiten verschwinden, hatte Hayek argumentiert. Diese Logik weiterzudenken war ganz einfach: Da nach dem Krieg die Märkte nicht frei waren, musste die Freiheit gänzlich aus dem Vereinigten Königreich verschwunden sein – und generell aus Europa, sodass der ganze Kontinent traurigerweise nie etwas von »wahrer Freiheit« erfuhr.

Ich zitiere hier den Wirrkopf Beck noch ein letztes Mal, weil mich seine beiläufige Geschichtsverdrehung so an die Linken der Dreißigerjahre und an ihre Russlandreisen erinnerte. Sie sahen in der Sowjetunion die Freiheit – weil sie sie sehen wollten. Beck wiederum sieht in England die Unfreiheit – weil es seiner Auffassung nach dort so aussehen muss. Der gute alte »Wille zum Glauben« setzt sich eben stets unbekümmert über alle Realität hinweg.

Wenn man erst einmal danach zu suchen beginnt, entdeckt man diesen intransigenten Idealismus bei der neuen Rechten überall. Da ist zum Beispiel Rick Perry, kurze Zeit aussichtsreichster Bewerber um die Präsidentschaftskandidatur der Republikaner, der in seinem Buch Fed Up! vor allem monierte, die Amerikaner litten unter »zu hohen Steuern und zu viel Regulierung«. Die Wirtschaftskrise ist ihm Anlass, über frühere schlechte Zeiten nachzudenken. Er kommt zu dem Schluss, dass wir unsere Einschätzung der Vergangenheit überdenken müssen. Die verbreitete Ansicht über die Dreißigerjahre – dass der Staat Wirtschaftskrisen lösen könne – erklärt der Gouverneur zu »Betrug« und »Mythos«. Perry musste allerdings nicht lange grübeln oder Bücher wälzen, um zu dieser gewagten These zu kommen. Dass der New Deal ein Fehlschlag war, offenbarte sich ihm, wie er schreibt, »in den Achtzigerjahren, als ich erlebte, wie Ronald Reagan Marktreformen in Gang brachte, die uns wirklich aus dem ökonomischen Schlamassel führten«. Nach diesem Erweckungserlebnis, das ihm die plötzliche Einsicht bescherte, »Marktreformen« böten die einzige reale Chance, die Probleme schlechter Zeiten zu lösen, entwickelte Perry auch eine Begabung, feine Muster in der Geschichte zu erkennen, die der Aufmerksamkeit der realitätsblinden Welt bisher entgangen sind. So weiß er uns zu offenbaren, dass die Große Depression erst »mit Beginn des Zweiten Weltkriegs endete, als Roosevelt sich schließlich durchrang, die Privatwirtschaft von der Leine zu lassen« – eine erstaunliche Beschreibung der Rationierungen und Preiskontrollen der bürokratischen Kriegswirtschaft.

Senator Jim DeMint, ebenfalls ein Republikaner aus dem Süden, zieht aus ähnlichen Erwägungen vergleichbar falsche Schlussfolgerungen. In seinem 2009 erschienenen Bestseller Saving Freedom: We Can Stop America’s Slide Into Socialism erzählt er uns, die Länder Westeuropas seien nach dem Zweiten Weltkrieg dem »Sirenengesang des Sozialismus« erlegen und bald darauf »in wirtschaftliche Stagnation verfallen«.[12] Das ist natürlich so falsch wie Rick Perrys Bemerkungen zum Zweiten Weltkrieg. Der Blick in ein Geschichtsbuch lehrt, dass es gerade jene ersten Jahre nach dem Krieg waren, in denen Frankreich, Italien, Belgien und Schweden – allesamt von DeMint als Beispiele für Länder angeführt, die nach dem Krieg dem »Sozialismus« verfielen – ihren größten wirtschaftlichen Aufschwung in modernen Zeiten erlebten. Den theoretischen Leitlinien von Senator DeMint zufolge konnte das jedoch gar nicht sein: Sozialismus führt unweigerlich zu Stagnation, und daher brachte der Sozialismus Stagnation hervor.

Von der ersten bis zur letzten Seite seines Bestsellers stützt der Senator sein Anliegen nicht auf Darlegungen und Beweisführungen im herkömmlichen Sinne, sondern durch ein Verfahren, das auf abstrakten moralischen Abqualifizierungen beruht. In einer zentralen Passage, in der es um die Debatten vor der Präsidentschaftswahl 2008 geht, kritisiert DeMint den damaligen Senator Barack Obama dafür, dass er von Märkten gesprochen habe, »die nach ihrer Deregulierung aus dem Ruder gelaufen« seien. DeMint begegnet dieser Aussage nicht etwa durch eine Darstellung, inwiefern die Märkte nach ihrer Deregulierung nicht aus dem Ruder gelaufen seien, sondern begnügt sich mit dem Hinweis, dass der künftige Präsident derartige Aussagen getroffen habe und daher ein Mann mit »sozialistischen Prinzipien« sei.[13]

DeMints Absicht besteht hier nicht darin, etwas zu widerlegen, sondern jemanden zu entlarven und einem inakzeptablen Denken Einhalt zu gebieten. Für diejenigen, die an die Freiheit glauben, kann es nur eine einzige Sichtweise auf den Kollaps von 2008 geben, und sie haben sich daran zu halten, ob sie den Tatsachen entspricht oder nicht.

Senator DeMints Hang zum Moralisieren könnte auch seine Vorliebe für Märchen erklären. Ein Kapitel beginnt er mit einer Betrachtung über Die drei kleinen Schweinchen, ein weiteres mit einigen Gedanken zur Geschichte vom Lebkuchenmann. Die Tendenz der neuen Rechten zum Infantilen ist uns ja bereits aufgefallen, und auch bei diesem Beispiel liegt auf der Hand, was damit zum Ausdruck gebracht werden soll: dass die Wirtschaft nämlich als Kampf zwischen Gut und Böse gesehen werden muss. Der Staat ist die böse Hexe, während der freie Markt als gute Fee auf magische Weise Freiheit und Wohlstand bringt.

Was hier geschieht, ist nicht einfach nur ein Rückzug in die Schlichtheit. Wenn es allein um Schlichtheit ginge, lägen die Antworten heutzutage ja buchstäblich auf der Hand: Unsere Führungsschicht jagt seit nunmehr gut dreißig Jahren dem Traum vom freien Markt hinterher, und mit jedem Schritt, den sie uns diesem Traum näher brachte, nahm die allgemeine Ungleichheit zu, blähten sich weitere Finanzblasen auf und platzten, durchdrang Korruption immer weitere Bereiche der Politik und wurde das Auf und Ab der Konjunktur immer unberechenbarer. Das eine ist die Folge des anderen. Das ist die »schlichte« Antwort.[14]

Doch die neue Rechte simplifiziert die Wirklichkeit weniger, als dass sie sie idealisiert. Diese Leute leben in einer Welt, in der Überzeugungen im Grunde keine Konsequenzen haben und Behauptungen nicht überprüft, sondern nur immer lauter wiederholt werden. Es ist, als hätten die beängstigenden Nachrichten der vergangenen Jahre sie in eine so extreme Abwehrhaltung hineingetrieben, dass sie glauben, sie müssten das System, das versagt hat, vergöttern, sonst sei es endgültig dem Untergang geweiht.


Das Streben nach dem wahren Kapitalismus

Im Jahre 1936 staunte der Kulturkritiker Gilbert Seldes über das »geradezu krankhafte Faible für das Absolute«, das seine Landsleute erfasst hatte. Puristen jeglicher politischer Couleur waren damals tonangebend, und keinem von ihnen gefiel, was Franklin Delano Roosevelt tat. Den »radikalen Kritikern« ging der New Deal natürlich nicht weit genug, da er das kapitalistische System unangetastet ließ. Die »Reaktionäre« wiederum opponierten aus dem gegenteiligen Grund: weil damit »das kapitalistische System zerstört« würde.[15]

Letztere Sorge geht auch heute wieder im Land um, und Seldes bietet einen hilfreichen Überblick über ihre lange Geschichte. Bereits um 1840 klagte man darüber, dass es den Kapitalismus zerstören werde, wenn man zuließe, dass sich die Arbeitskräfte organisieren, erinnert uns der Autor, und siehe da: Die damalige Form des Kapitalismus verschwand tatsächlich, und an ihre Stelle trat der »durch das Recht auf Tarifverhandlungen modifizierte Kapitalismus«. Laut Seldes kehrten diese Endzeitängste wieder, als die US-Regierung in den 1880er-Jahren drohte, die Eisenbahnunternehmen zu regulieren, und schon war wieder mal Weltuntergang. Der Kapitalismus starb und erstand diesmal als »durch Tarifverhandlungen und staatliche Regulierungen modifizierter Kapitalismus«.[16]

Und das Leben ging weiter.

Auch heute wieder ist, wie schon zu Gilbert Seldes’ Zeiten, die Angst virulent, der wahre Kapitalismus werde verschwinden. Und wie damals scheint es auch heute nur auf das Absolute anzukommen. Die von der Panik Erfassten ignorieren den genialen Pragmatismus der Amerikaner und die lange, verwickelte Geschichte politischer Kompromisse, die unser heutiges Wirtschaftssystem erst hervorgebracht hat. Stattdessen sehnen sie sich nach einer Art Klassenkampf-Armageddon, in dem die Verlierer auf immerdar verlieren und die Ehrenwerten endlich von jeglicher Verpflichtung den Schwächeren gegenüber befreit sind.

Sie übersehen dabei allerdings eine Kleinigkeit – dass es so etwas wie einen reinen Kapitalismus gar nicht gibt. Das System, das sie ersehnen, kann es nicht geben, hat es nie gegeben und wird es nie geben. Und mit jedem Schritt, den sie uns ihrer scheußlichen Utopie näher bringen, geht es mit unserer Gesellschaft bergab. Sie aber schreiten einfach weiter voran und blenden die Lehren der Vergangenheit ebenso aus wie die Katastrophen, die ihre falsche Arznei todsicher mit sich bringt. Es zählt einzig und allein der große Traum, und sie jagen ihm so besessen hinterher, dass sie unseren Wohlstand und unsere Gesundheit aufs Spiel setzen – und letzten Endes gar, ja wirklich, auch unsere Ehre.


KAPITEL 10
DAS SCHWEIGEN DER TECHNOKRATEN

Tja, liebe Leser, es hat großen Spaß gemacht, das Zeug, das Konservative so reden, auseinanderzunehmen, nicht wahr? Tatsachen, die ihnen nicht in den Kram passen, wischen sie einfach beiseite. Sie eignen sich ungeniert Symbole der Gegenseite an. Und sie erzählen allen Ernstes Märchen, mit denen sie volkswirtschaftliche Vorgänge veranschaulichen wollen. Die Gedankengänge, die man in Glenn Becks Fernsehsendung zu hören bekommt, wirkten gelegentlich, als entstammten sie einer Gehirnwäsche in der Lubjanka. Es ist grotesk. Es ist verachtenswert.

Aber wissen Sie was?

Es ist besser als gar nichts.

Wenden wir uns doch noch einmal den Urkatastrophen zu, deren Nachwirkungen heute unser gesamtes politisches Leben vergiften: die Finanzkrise und die Bailouts.

Und machen Sie sich noch einmal klar: Diejenigen, die für diese Katastrophen verantwortlich waren – die unsere Wirtschaft an die Wand gefahren haben –, wurden für ihre Taten nicht bestraft. Sie wurden belohnt. Damit meine ich nicht etwa, dass sie mit einem milden Tadel davongekommen sind. Nein, damit meine ich, dass man sie mit Milliarden Dollar überhäuft und ihnen dazu noch unseren Segen gegeben hat. Sie sind heute reich, und zwar auf eine für die allermeisten von uns vollkommen unvorstellbare Weise. Und das alles geschah mit Billigung unserer Regierung, deren Repräsentanten dabei die ganze Zeit so taten, als wäre überhaupt kein Unheil geschehen. Das Geld für die Bailouts wird schon wieder reinkommen, erzählen sie uns. Die zuständigen Fachleute wissen, was sie tun.

Man hätte kein Szenario ersinnen können, das besser dazu angetan gewesen wäre, das Vertrauen der Öffentlichkeit in die amerikanischen Institutionen zu zerrütten. Wozu all die harte Arbeit, weshalb zu miesen Stundenlöhnen schuften bis zum Umfallen, um am Monatsende ein paar müde Kröten auf dem Gehaltszettel zu haben, wenn finanzielle Tricksereien so unglaublich profitabel sind? Weshalb sich an die Regeln halten, wenn diese Regeln offenkundig nicht für jedermann gelten? Wenn die Dreisten und Bestechlichen die größten Belohnungen einheimsen, die diese Gesellschaft zu vergeben hat?

Zusammen mit der Rezession schufen die Bailouts eine ideale Ausgangslage für einen Populismus in der Tradition Andrew Jacksons, für Volksredner alten Stils, für Jeremiaden gegen die Korrupten und Mächtigen.

Das war das Gebot der Stunde, und wie wir gesehen haben, stürzte sich eine politische Fraktion mit Begeisterung darauf. Sie warfen lästig gewordene Anführer über Bord. Sie erklärten der herrschenden Klasse den Krieg. Sie versammelten sich mit Megafonen in den Parks und gaben Volkes Zorn eine Stimme.

Die andere Fraktion jedoch – die eigentlichen politischen Nachfahren von Jackson, Bryan, Roosevelt – brauchte Jahre, um sich der Lage gewachsen zu zeigen. Sie schienen überhaupt nicht zu begreifen, dass die Umstände einen radikalen Wandel verlangten. Die Erfordernisse des Augenblicks vermochten sie nicht zu sehen, obwohl doch gerade sie es waren, die auf die traditionellen Maßnahmen in schlechten Zeiten eingeschworen waren (Regulierungen, Reformen, Sozialversicherung), und obwohl die Reaktion auf schlechte Zeiten einmal der Daseinszweck ihrer Partei gewesen war.


Flowchart

Natürlich haben sie ihre Chance bekommen. 2008 wirkte Barack Obama wie ein Gesandter des Schicksals, ein neuer Franklin Delano Roosevelt. Er legte unter ähnlich katastrophalen Umständen den Amtseid ab und wurde eine Zeit lang von einer ähnlichen Popularität getragen wie damals FDR.

Sieben Monate später jedoch war klar, dass Obama der populistische Schwung abhandengekommen war. Es war frustrierend, dass er das Feld der Finanzpolitik mit Larry Summers und Tim Geithner zwei notorischen Wall-Street-Freunden überließ, und es war unerträglich, als er sogar nach dem AIG-Debakel darauf bestand, den Bailout-Kurs der Regierung Bush fortzusetzen. Doch der Moment, da mir klar wurde, dass die Demokraten es wirklich verbockt hatten, kam während der Debatte um die Reform des Gesundheitswesens.

In der Vergangenheit hatten die Liberalen beim Thema »allgemeine Krankenversicherung« trotz ihrer sonstigen Versäumnisse stets Kontakt zu ihrer Basis, den Arbeitnehmern, gehalten. Und seit bei der Privatisierung unseres Gesundheitswesens vor allem obszöne Gewinne für die Versicherungen und miserabler Service für die Kranken herausgekommen waren, hatte diese Debatte einen populistischen Tonfall angenommen. Die Initiative für eine allgemeine Krankenversicherung war, wie Präsident Truman es einmal ausdrückte, ein Kampf der »einfachen Menschen« gegen »Partikularinteressen«, namentlich den Ärzteverband AMA (American Medical Association) mit seinem erwartbaren Gezeter von »verstaatlichter Gesundheitsversorgung«.

Obamas Strategie von 2009 war das Gegenteil derjenigen Trumans. Er holte all die traditionellen Gegner einer Gesundheitsreform mit ins Boot – den AMA, die Pharmariesen und die Versicherungslobbyisten – und bemühte sich um einen sachlich ausgehandelten Konsens. Man hörte sämtliche Experten an und kümmerte sich um alle »Interessenvertreter«. Niemand musste fürchten, übergangen zu werden.

Dem folgten die Auseinandersetzungen des »Town Hall Summer«, des Sommers der Bürgerversammlungen, in dem die für die Gesundheitsreform werbenden demokratischen Abgeordneten in ihren Heimatorten auf außerordentlich feindselige Menschenmengen trafen – ganz normale Bürger, die sie aus dem Auditorium heraus anbrüllten. Sicher, in diesen Versammlungen hatten sich auch Leute platziert, die nur aufs Stören aus waren, aber diese Agitprop-Ursprünge nahmen dem populistischen Spektakel, das nun stattfand, nichts von seiner Wucht und Schärfe. Die Demokraten schienen den mächtigen Lobbys zuzuspielen, und diesmal waren es Trumans »einfache Menschen«, die »Sozialismus!« schrien und von »Diebstahl durch Besteuerung« sprachen.

Unvergesslich eine Bürgerversammlung in Bremerton, Washington, auf der die Tea-Party-Aktivistin Keli Carender mit einem Zwanzigdollarschein wedelte und ihren demokratischen Kongressabgeordneten aufforderte, ihn ihr aus der Hand zu reißen, als »kleine Anzahlung« für die Krankenversicherung, bei der sie als Steuerzahlerin mit Sicherheit geschröpft würde. (Wie bei vielen Konfrontationen auf diesen Bürgerversammlungen war nicht klar, gegen welchen Plan Carender damit eigentlich protestieren wollte.) Dann stand sie mit ausgestrecktem Arm da, starrte den Abgeordneten wütend an und wurde auf Pressefotos als eine Art Norma Rae der Rechten verewigt.

Ebenfalls lebhaft in Erinnerung ist mir eine Bürgerversammlung, die ich am Radio mitverfolgte und bei der zornige Bürger Marylands ihren Senator beschimpften. Er hatte einen Vortrag vorbereitet, in dem er haarklein die Einzelheiten der diversen, damals gerade auf dem Tisch liegenden Reformvorschläge darstellen wollte, doch dafür schienen sich seine Zuhörer nicht zu interessieren. Sie wollten vielmehr über große philosophische Fragen sprechen: Freiheit, Tyrannei, die Verfassung und die prinzipielle Inkompetenz des Staates.

Wenn man sich nicht mehr im Einzelnen an jenen Sommer erinnert, könnte man meinen, dass sich die Demokraten doch sicherlich voller Verve auf diese Auseinandersetzung eingelassen haben – wie Harry S. Truman es getan hätte. Man könnte annehmen, sie hätten sich über die Gelegenheit gefreut, über große philosophische Fragen sprechen zu können, und hätten sie dazu genutzt, darzulegen, wie das bestehende System die 20 Dollar tatsächlich einfach so verschluckte, wie bestimmte staatliche Stellen versagt hatten, weil sie gar nicht anders konnten, oder dass eine Sozialversicherung die Freiheit eher stärkt, als sie einzuschränken.

Doch nichts dergleichen geschah. Bei den meisten Bürgerversammlungen, die ich mitbekam, schienen die Rede und Antwort stehenden Demokraten überhaupt nicht in der Lage zu sein, sich auf eine Diskussion über das Wesen der Freiheit und des Staates auch nur einzulassen. Ja, sie stellten nicht einmal die orthodoxen marktwirtschaftlichen Thesen infrage, die ihnen in einer Versammlung nach der anderen von den Protestlern entgegenschallten.

Es war, als ob der alte liberale Katechismus zu einer verbotenen Sprache geworden wäre, als ob er auf irgendeinem Index verbotener Gedanken stünde. Stattdessen versuchten die meisten Demokraten, denen ich zuhörte, das Gespräch gnadenlos immer wieder auf die verwirrenden Einzelheiten der diversen Reformvorschläge zurückzulenken.

Dieses Versagen zog ein weiteres Desaster nach sich. Bei ihrem übereilten Rückzug vor den Angriffen der Rechten warfen sich die Demokraten in die Arme der mit ihnen verbündeten Unternehmen. Sie verwarfen das zur Debatte stehende einfachere Modell, das in der Öffentlichkeit beliebter, aber auch stärker staatlich ausgerichtet war, und schwenkten auf das Modell einer »Versicherungspflicht« um, die jedem einzelnen Bürger auferlegte, für sich selbst einen Vertrag bei einer privaten Krankenversicherung abzuschließen. Dieser Lösungsansatz bedeutete mehr Einmischung in die Privatsphäre, war komplizierter und bürokratischer. Da dabei aber kein einheitliches Versicherungssystem herauskommen würde, zielte er mehr auf die politische Mitte. Die privaten Versicherungsgesellschaften freuten sich darüber natürlich wie die Schneekönige.

So kam es also, dass ein populistischer Wutausbruch der Rechten dazu führte, dass die um Widerworte verlegenen Demokraten die populären Elemente ihres Plans verwarfen und sich stattdessen für etwas entschieden, das man als »elitäre« Option bezeichnen könnte, eine mächtig nach Vetternwirtschaft riechende Lösung, die die Wahlmöglichkeiten der Öffentlichkeit einschränkte, fette Unternehmensgewinne aber garantierte. Was jahrzehntelang eine Kampagne gewesen war, die dem Durchschnittsbürger mehr Sicherheit bringen sollte, wurde so zu wenig mehr als einem Insidergeschäft zwischen Mitgliedern der »herrschenden Klasse«, wie die neue Rechte sie nun bald nannte.

Die vorrangige Beschäftigung mit technischen Details, die mir bei der Debatte um die Gesundheitsreform auffiel, entsprang nicht nur einem Versagen der bedauernswerten Abgeordneten, die diese Bürgerversammlungen einberiefen, sondern einem Versagen der gesamten Demokratischen Partei. Von der Parteispitze an abwärts brachten die Demokraten es einfach nicht fertig, uns darzulegen, weshalb unser System auf Grund gelaufen war und wir uns daran beteiligen sollten, die Dinge zum Besseren zu wenden. Sie schafften es nicht, einen eigenen ideologischen Standpunkt einzunehmen.

Diese ideologische Leere war nicht einmal zu übersehen, wenn die Regierung Obama auf die großen liberalen Triumphe der Vergangenheit zu sprechen kam. Man nehme beispielsweise Christina Romers Rede aus dem Jahre 2009, »Lessons from the Great Depression«, ein für diese Regierung typisches Dokument, aus dem ich in diesem Buch schon verschiedentlich zitiert habe. Darin unternahm Romer, damals Vorsitzende des Council of Economic Advisers des Präsidenten, einen Streifzug durch die Dreißigerjahre, auf der Suche nach Orientierung für heutige Führungskräfte. Doch ob sie nun über Geldmengenerhöhung sprach oder über die Notwendigkeit von Konjunkturprogrammen: Jeden ihrer Vorschläge stellte sie als schlichte politische Entscheidungsfrage dar, als etwas, wozu intelligente Menschen ganz selbstverständlich greifen würden, um ein bestimmtes Problem zu lösen. Dass es in den Dreißigerjahren nur deshalb zu Geldmengenerhöhungen und Konjunkturprogrammen kommen konnte, weil sich das Denken des Durchschnittsamerikaners in politischen und wirtschaftlichen Fragen gewandelt hatte, wurde dabei überhaupt nicht erwähnt. Man erwartete von uns, dass wir die Fachliteratur gut genug kannten, um zu wissen, welchen Weg wir einzuschlagen hatten. Das Expertenwissen würde uns leiten. Ideologische Aspekte konnte man dabei vernachlässigen.[1]

Und so versuchten die Führer der Demokraten stets, die Wut der Öffentlichkeit über die Bailouts zu beschwichtigen, ohne dabei jedoch mehr als nur ganz am Rande mal zu erwähnen, welche Macht Wall Street über Washington hat – und überließen dieses Thema damit der neuen Rechten. Sie gaben uns ein Konjunkturprogramm, aber keine tragfähige Verteidigung schuldenfinanzierter Staatsausgaben. Sie stärkten bestimmte Regulierungsbehörden, wagten aber nicht, der Welt zu sagen, wie das Kapital es zuvor geschafft hatte, eben diese Behörden lahmzulegen. Und als dann aus einem von BP offensichtlich unzureichend gesicherten Bohrloch Abermillionen Liter Erdöl in den Golf von Mexiko strömten, sagte Präsident Obama einem Reporter, er müsse erst einmal ein Expertengremium einberufen, um herauszufinden, wem er dafür »einen Arschtritt verpassen« werde.[2]

Es ist leicht zu begreifen, wie die Demokraten zu so expertenhörigen, sprachlosen Wesen mutieren konnten. Ihre traditionellen demokratischen Rezepte mögen ja, wie Christina Romer beteuert, unsere Probleme gelöst haben, aber die Ideologie dahinter – und in vielen Fällen auch die Rezepte selbst – sind für die Leute, die mehr und mehr die Wahlkampagnen der Demokraten finanzieren, vollkommen inakzeptabel. Stattdessen haben die Demokraten versucht, es allen recht zu machen: hier und da ein paar liberale Projekte anzuschieben und gleichzeitig jede traditionell liberale Rhetorik zu vermeiden. Präsident Obama gibt sich die größte Mühe, es sich mit Unternehmen wie Goldman Sachs und BP nicht zu verderben – und kurvt unterdessen verzweifelt mit seinem Löschtrupp in einer Welt herum, die von eben diesen Unternehmen in Brand gesteckt wurde.

Gleichzeitig sehnte sich das Land nach einer gründlichen Selbsterforschung. Die Leute wollten wissen: Wie konnte es überhaupt zu dem Crash von 2008 kommen? Wie hatte die Regierung die Warnsignale übersehen können? Welche Hilfe müssen wir unseren Nächsten in diesen schlechten Zeiten leisten? Sollten wir uns nicht Sorgen über die Staatsverschuldung machen? Doch die Demokraten hatten darauf nur technische Erläuterungen zu bieten. Sie waren einfach nicht in der Lage, auf überzeugende Weise über diese Desaster zu sprechen. Das schafften nur die Idealisten der Rechten. Die Demokraten hatten einer empörten Nation weiter nichts zu bieten als ein Flowchart, auf dem haarklein dargestellt war, wie man die Dinge umorganisieren könnte.


Gute Bailouts, böse Bailouts

Die Bailouts, das Konjunkturprogramm, die Debatte über die Gesundheitsreform: Bei all diesen Themen führte der Pfad des Expertenwissens die Regierung Obama zu Zugeständnissen gegenüber der Macht des Kapitals. Und so wie Washington tickt, ist das genau so, wie es sein sollte – so bringt man Dinge voran.

Leider machte die Regierung in allen diesen Fällen jedoch der falschen Seite Zugeständnisse. Man denke nur an die Wall-Street-Bailouts, jenen Schluck aus dem politischen Giftbecher, den Obama tat, noch bevor seine Präsidentschaft begann, und von dem er sich nie wieder ganz erholt hat. Man sprach damals nicht groß darüber: Bailouts in den Dimensionen von 2008 hatte es durchaus auch früher schon gegeben, und sie waren auch früher schon politisch tödlich gewesen. Andererseits aber hatte es auch schon Bailouts gegeben, die erfolgreich, ja sogar populär waren.

Der Unterschied lässt sich mit einem Wort benennen: Wall Street. Was Bailouts giftig macht, ist der Ruch der Korruption, die Verflechtung staatlicher und privater Gelder, der unauslöschliche Eindruck, dass Washington seinen Amigos in den Investmentbanken einen Gefallen tat. Gesund und populär hingegen erscheinen Bailouts, wenn eine Regierung als Alternative zur Wall Street auftritt und Dritten hilft, sich von den dort begangenen volkswirtschaftlichen Fehlleistungen zu erholen.

Das ist eine Lehre, die bis zu den allerersten Bailouts zurückreicht, die unter den Präsidenten Hoover und Roosevelt von der Reconstruction Finance Corporation (RFC) ins Werk gesetzt wurden. Unter Herbert Hoover waren die Taten dieser Regierungsbehörde überaus unpopulär – dank einiger Begebenheiten, die uns heute nur allzu bekannt vorkommen. So eilte die RFC 1932 beispielsweise einigen Bahngesellschaften zu Hilfe, die im Grunde nichts als Strohmänner der Wall Street waren. (Wie bei AIG!) Dann pumpte sie Geld in eine große Chicagoer Bank, deren Direktor nicht nur wenige Wochen zuvor noch Leiter eben jener Behörde, sondern auch Calvin Coolidges Vizepräsident gewesen war. (Vetternwirtschaft!) Und währenddessen weigerte sie sich, Städten zu helfen, die kein Geld mehr hatten, um ihre Lehrer zu bezahlen. (Wo bleibt mein Bailout?)[3]

Akzeptierte Franklin diese Bailouts etwa einfach, weil er vom Geist der Überparteilichkeit durchdrungen war? Im abgeklärten Wissen darum, dass es im Grunde keine »republikanischen« und »demokratischen« Bundesstaaten gab, sondern nur die Vereinigten Staaten von Amerika? Natürlich nicht. Er war ein erbitterter Kritiker der Bailouts. Obwohl es von all den Experten, die sich in den kritischen Wochen des Jahres 2008 zu Wort meldeten, so gut wie nie erwähnt wurde, waren es unter anderem diese bösen Bailouts, auf die er in seiner berühmten Radioansprache »The Forgotten Man« von 1932 abhob, als er beklagte, Hoover habe »die Fußtruppen unserer Wirtschaftsarmee« übersehen, während er gleichzeitig Milliarden an »die großen Banken, Eisenbahnen und Unternehmen unseres Landes« austeilte.[4]

Bedeutete Roosevelts Kritik an den Bailouts, dass es dergleichen später nicht mehr gab? Keineswegs. Vielmehr weitete Roosevelt, als er dann selbst Präsident wurde, die Aktivitäten der RFC sogar aus und gab ihnen eine neue Richtung. Der Mann, den er zum neuen Direktor der Behörde ernannte, ein texanischer Manager namens Jesse H. Jones, war kein Tim Geithner, sondern ein Populist klassischen Stils, der der Hochfinanz mit äußerstem Argwohn begegnete. Jones verteilte die ihm anvertrauten Reichtümer auf breiter Basis, statt das Geld einfach nur in Richtung Wall Street zu pumpen. Unter seiner Leitung half die Behörde zahlreichen kleinen Banken und leitete Millionen in die Landwirtschaft, in öffentliche Bauprojekte, ins Bildungswesen und alle möglichen kleineren Unternehmen.[5]

Und unter ihm sprang die RFC viel härter mit den Hilfeempfängern um, als wir es heute tun. Wenn Jones es für geboten hielt, wurden Bankvorstände vor die Tür gesetzt. Die Behörde half nötigenfalls bei der Gründung neuer Banken. Sie deckelte in Unternehmen, die von ihr einen Bailout erhalten hatten, die Vorstandsbezüge auf weit striktere Weise, als Obamas Team es jemals nur in Erwägung gezogen hat. Sie unternahm alles Mögliche, um sicherzustellen, dass die Bahngesellschaften, die sie rettete, das Hilfsgeld nicht einfach an die Banken der Wall Street weiterreichen konnten. Jones sagte Bahnmanagern einmal sogar, es stehe ihnen nicht an, in New York City zu wohnen.

Entscheidend aber ist, dass die RFC unter der Leitung von Jesse H. Jones eindeutig kein Instrument der Wall Street war. Sie verhielt sich vielmehr wie eine Art Konkurrenz dazu, die dabei half, die wirtschaftlichen Strukturen des Landes unabhängig vom Diktat der Wall Street zu organisieren.[6]

Und während die RFC unter Jones all das tat, regulierten die damaligen Demokraten mithilfe der Börsenaufsichtsbehörde SEC (Security and Exchange Commission) die Investmentbanken, trennten mithilfe des Glass-Steagall Act die großen Banken auf und organisierten die Notenbank Federal Reserve dergestalt um, dass die Macht der New Yorker Bankenwelt erheblich eingeschränkt wurde. Und außerdem erklärten sie der Nation immer wieder mal, weshalb sie all das taten.

Es mag sein, dass die Methode Roosevelt/Jones diesmal nichts gefruchtet hätte. Schließlich opponieren die Rebellen der Konservativen heutzutage ebenso lautstark, wenn dem kleinen Mann eine helfende Hand gereicht werden soll, wie wenn Wall Street Steuergelder verschlingt. Immerhin aber hätte eine solche Herangehensweise verhindert, dass sich die neuen Rechten als alleinige prinzipientreue Gegner der Wall Street aufspielen konnten – und als die Einzigen, die wissen, in welchem Würgegriff die Banken Washington halten.

Wir werden es nie erfahren. Obama schlug stattdessen den Weg Herbert Hoovers ein. Zwar half TARP hier und da auch Regionalbanken, doch sein offenkundiger Hauptzweck bestand darin, trotz all der desaströsen Fehler, die sie begangen hatten, den Wall-Street-Banken wieder auf die Beine zu helfen, auf dass die Boni wieder flossen wie in den besten Zeiten.

Nach seinem Amtsantritt brach Obama keineswegs mit Hank Paulsons Kampagne zur Wiederherstellung der Vormachtstellung der Wall Street und entwarf auch keine Pläne, die Macht der Investmentbanken einzuschränken. Vielmehr gab er sich alle Mühe, die Welt wissen zu lassen, dass er die Paulson-Strategie unterstütze, ernannte den Paulson-Intimus Geithner zum Finanzminister, behielt den Bailout-Mastermind Ben Bernanke als Chef der Federal Reserve im Amt und berief ausgerechnet Larry Summers zum Chefökonomen des Weißen Hauses – einen Mann, der als Finanzminister unter Clinton mitgeholfen hatte, die traditionellen Regeln des Bankwesens auszuhebeln. Bis zum heutigen Tag und trotz des ewigen Gezeters von wegen »Sozialismus« hat Obamas Team noch nie die Stimmrechte bei den Banken genutzt, die dem Staat aufgrund seiner Besitzanteile zustehen, und in keinem einzigen dieser stümperhaft geführten Institute hat man das Management ausgetauscht.[∗] Und ob es um das Insolvenzrecht oder den »JOBS Act« ging, jedes Mal, wenn es in den nun folgenden Jahren zu politischen Unstimmigkeiten kam, machte das Obama-Team der Wall Street weitere Zugeständnisse, als wäre sie es, die beschwichtigt werden müsste.

Nach den Maßstäben Washingtons tat die Regierung Obama damit genau das Richtige. Dem TARP zuzustimmen und dann die Bailout-Politik der Bush-Regierung fortzusetzen, waren Akte politischer Reife, die der ganzen Welt zeigten, dass man den Demokraten zutrauen konnte, sich über Parteiengezänk zu erheben, harte Entscheidungen zu treffen, bittere Pillen zu schlucken, Verantwortung zu übernehmen und so weiter und so fort, die Liste der entsprechenden Klischees hinab. Dem gegenwärtigen Denken zufolge sind sämtliche politischen Auseinandersetzungen Kämpfe um die »Mitte«. Da die Demokraten eine Partei der »Linken« sind, können sie ihre Kritiker nur besänftigen, indem sie sich nach »rechts« bewegen. Das ist der Grund, weshalb Präsident Obama – um diejenigen zu beruhigen, die seine Radikalität fürchten – der Unternehmenswelt (will sagen: Wall Street) Zugeständnisse machen musste und weshalb er Personen aufbot, die nicht als Bedrohung empfunden wurden, und sich von ihnen sein Wirtschaftsprogramm entwerfen ließ.

Der wirtschaftliche Wahnsinn dieser Strategie sollte mittlerweile augenfällig sein. Dass sie auch zu einem Desaster bei den nächsten Wahlen führen könnte, ist den hartgesottenen Beratern des Präsidenten wahrscheinlich nie in den Sinn gekommen. Schließlich hat Bill Clinton immer nur Siege eingefahren, wenn er die Interessen der Wall Street bediente. Es galt in den Neunzigern als überaus clever, sich schließlich doch in die Realitäten der Marktwirtschaft zu fügen – als staatsmännische Klugheit gegenüber der unleugbaren Triftigkeit konservativer ökonomischer Ideen. Und die Washingtoner Demokraten blicken auf die Clinton-Jahre wie auf eine Art Goldenes Zeitalter zurück.

Doch die schlechten Zeiten, die dann anbrachen, machten dieses gesamte Denken so obsolet wie Computerdisketten. Auch wenn die Demokraten es offenbar nicht mitbekamen: Die Große Rezession justierte den gesellschaftlichen Kompass neu. Nichts funktionierte mehr wie in den Neunzigern. Es ging nicht mehr um »links« gegen »rechts«. Es ging nun um Partikularinteressen gegen das Gemeinwohl. Die Zeit war reif für einen neuen FDR, nicht für Clinton den Zweiten.

Die Rechte verstand das sofort, wie die Fülle ihrer Aktionen, Ideen und Manifeste bezeugt. Das Land sehnte sich nach philosophischer Führung, und die Rechte lieferte genau das. Die Konservativen nahmen für sich in Anspruch, für die Leute zu sprechen, die von der Rezession gebeutelt waren, und wie ich darzulegen versucht habe, eigneten sie sich dabei den Tonfall und die Insignien traditioneller Aufrührer in harten Zeiten an. Und siehe da: Im April 2011 war es so weit, dass die National Review den Autor des Buchs Down with Big Business, den republikanischen Kongressabgeordneten Paul Ryan, auf dem Cover als neuen FDR präsentierte, wobei sie auf das gleiche Foto zurückgriff, das vom Time Magazine 2008 für Barack Obama genutzt worden war.

Die Washingtoner Demokraten aber brauchten Jahre, um zu begreifen, dass sich die Lage geändert hatte. So bestand beispielsweise Präsident Obamas Reaktion auf das Wahldesaster von 2010 darin, den bereits unter Clinton tätigen ehemaligen Investmentbanker Rahm Emanuel zu ersetzen durch … den ebenfalls bereits unter Clinton tätigen ehemaligen Investmentbanker Bill Daley. Wem meinte der Präsident mit diesem Schachzug entgegenzukommen? Sagen Sie’s mir, denn ich verstehe es nicht.

Der Tiefpunkt kam während der Debatte über die Schuldenobergrenze im Sommer 2011, als die neue republikanische Abgeordnetenhausmehrheit mit populistischem Starrsinn für den Fall, dass sie ihren Willen nicht bekam, damit drohte, die Zahlungsunfähigkeit der US-Regierung herbeizuführen. Die Republikaner hielten sich genau an ihr Drehbuch – indem sie noch weiter nach rechts schwenkten, führten sie die Katastrophe herbei, die sie zuvor jahrelang an die Wand gemalt hatten – und Obama hielt sich an seins. Da er geschickterweise einige Monate zuvor alle Druckmittel aus der Hand gegeben hatte, erklärte Obama nunmehr, er werde den Forderungen der Republikaner irgendwie mit einem hehren »großen Deal« entgegenkommen. Er konzedierte, dass Kürzungen beim öffentlichen Rentensystem Social Security und bei Medicare, der öffentlichen Krankenversicherung für ältere und behinderte Bürger – zwei der stolzesten Errungenschaften der Demokratischen Partei –, wohl unumgänglich seien, und gab seinen Segen dazu, dass die Republikaner die Wirtschaftspolitik des krisengeschüttelten Landes in Richtung Sparkurs lenkten.

Wenn ich die Washingtoner Demokraten bei ihrem Tun beobachte, fühle ich mich manchmal an den auf tragische Weise inkompetenten britischen Generalstab im Ersten Weltkrieg erinnert, der einen Großangriff nach dem anderen befahl, nur um zusehen zu müssen, wie seine Armeen eine nach der anderen aufgerieben wurden. Dennoch machten die Generäle weiter, befahlen noch einmal genau das Gleiche, hielten sich ritterlich ans Kriegsreglement, unternahmen nie etwas auch nur ansatzweise Kluges und waren jedes Mal wieder bass erstaunt, wenn die Gegenseite sie auf brutale Weise mit der Kriegsführung des 20. Jahrhunderts bekannt machte.

Die gleiche Blindheit und das gleiche starre Denken lassen sich bei den Washingtoner Demokraten und ihren Strategien beobachten. Keiner von ihnen scheint sich gefragt zu haben, ob man Bailouts nicht auch anders ins Werk setzen könnte, keiner vorhergesehen zu haben, dass sich die Republikaner bei der Frage der Schuldenobergrenze eventuell nicht an die Spielregeln halten würden. Sie versuchen es mit den Mitteln, mit denen es auch schon Clinton versucht hat, und sind baff, wenn es nicht klappt. Auf zum nächsten Versuch … Die Washingtoner Demokraten werden ebensowenig anerkennen, dass es andere Taktiken überhaupt geben könnte, wie sie en masse von Georgetown in irgendein heruntergekommenes Viertel von Baltimore ziehen werden. Lieber verhöhnen sie ihre liberalen Kritiker als naive Träumer oder, mit dem Wort Rahm Emanuels, als »Schwachköpfe« – und versuchen ein weiteres Mal, was bei Clinton noch geklappt hat. Dass ihre Hochachtung vor Expertenwissen konservativen Attacken auf die »Eliten« eine offene Flanke bot, ist ihnen nie in den Sinn gekommen. Und so liefen all die harten Burschen des Chicagoer Präsidententeams blind und unbekümmert in die populistische Kettensäge – und das nicht nur einmal.

Es fällt nicht schwer, sich Mittel und Wege zu überlegen, mit denen Obama und Co. den neuen Rechten Einhalt hätten gebieten können – vorausgesetzt, sie hätten es überhaupt gewollt. Um mit dem Offensichtlichsten zu beginnen: Obama und Co. hätten sich selbst an die Spitze der öffentlichen Wut gegen die Wall Street setzen können, statt sich zur Verkörperung jener Vetternwirtschaft zu machen, die von der Öffentlichkeit verachtet wird. Sie hätten die Empörung der mittelständischen Wirtschaft aufnehmen können, indem sie versprochen hätten, die Großbanken zu zerschlagen oder das Kartellrecht wieder stärker durchzusetzen. Eine weitere Taktik hätte auf der allgemein bekannten Tatsache aufbauen können, dass die Tea Party schwere Vorbehalte gegen das Nordamerikanische Freihandelsabkommen NAFTA hegt und dass sie damit alles andere als allein ist. Weshalb also nicht verkünden, dass es an der Zeit sei, die desaströsen Freihandelsabkommen der USA auf den Prüfstand zu stellen? Und noch ein Vorschlag: Wie jedermann weiß, hat die neue Rechte enormen Erfolg damit gehabt, die Furcht zu verbreiten, liberale Wirtschaftsmaßnahmen würden automatisch die Grundrechte einschränken. Wieso dieser bescheuerten Idee nicht den Boden entziehen, statt sie weiter vor sich hin schwären zu lassen? Schluss mit den Lauschangriffen der Regierung Bush. Verlangen wir die Neuregulierung der Wall Street und die Aufhebung des Patriot Act.

Ein Grund, weshalb die Demokraten nichts davon taten, ist vielleicht der, dass es einfacher ist, sich auf den Aberwitz der neuen Rechten zu konzentrieren als auf die wesentlichen Ursprünge ihrer Ideen. Die Anführer der Tea Party sind eine so bunte Truppe und die Protestplakate der Bewegung so verschroben, dass es verlockender erscheint, sich über sie lustig zu machen, als sich mit ihnen auseinanderzusetzen. Daher greift man gern die rassistischen Momente aus der Geschichte der Tea Party heraus und kommentiert sie pausenlos,[∗] wohingegen man das viel bedeutsamere Eintreten der Bewegung für die freie Marktwirtschaft entweder als Verschleierung ihrer wahren Agenda interpretiert – irgendeine Form von Theokratie unter weißer Vorherrschaft – oder es schlichtweg ignoriert.

Dummerweise aber forderte die andere Seite gar keine Theokratie unter weißer Vorherrschaft. Uns droht heutzutage weniger irgendein Ku-Klux-Klan-Revival als vielmehr der wirtschaftliche Verfall. Bankbetrügereien, Bailouts, Bonusgier, BP: das waren 2010 die Themen, die auf den Nägeln brannten, und den Demokraten fiel dazu wenig ein. Stattdessen verschanzten sie sich hinter einer Art Maginot-Linie gegen den Irrsinn der Tea Party, während der eigentliche Angriff aus einer ganz anderen Richtung kam.


Tödliche Nettigkeit

Keine dieser Unzulänglichkeiten sollte man alleine Präsident Obama anlasten, trotz seiner distanzierten Art und seines akademischen Backgrounds. Sie sind vielmehr ein Spiegelbild der Partei, die er anführt, und der Wählerschichten, für die diese Partei zunehmend spricht. Schließlich ist Barack Obama auch nicht der erste Demokrat, der in einer von Ideologie geprägten Ära mit »Kompetenz« zu punkten versucht. Das hat Michael Dukakis schon 1988 probiert. Man könnte hier auch die brillanten Sicherheitsberater anführen, die uns den Vietnamkrieg bescherten, wie es David Halberstam in seinem unsterblichen Klassiker Die Elite geschildert hat. Zudem steht Präsident Obama geradezu wie ein Demosthenes da, wenn man seine Reden zur Gesundheitsreform mit den katastrophalen Auftritten seiner ungeschickt argumentierenden und sich in Details verstrickenden Parteifreunde auf den Bürgerversammlungen 2009 vergleicht.

Nein, das Problem reicht weit über ihn hinaus und ist letztlich eine Folge grundlegender Veränderungen innerhalb derjenigen Wählergruppe, die der Partei die liebste ist. Niemand hat diese neue Spezies von Demokraten besser beschrieben als … Barack Obama. »Ich stellte fest, dass ich immer mehr Zeit mit wohlhabenden Menschen verbrachte, mit Teilhabern von Anwaltsbüros, Investmentbankern, Hedgefondsmanagern und Risikokapitalgebern«, erinnert sich der künftige Präsident in seinem 2006 erschienenen Buch Hoffnung wagen.


In der Regel waren es kluge und interessante Leute – politisch gut informiert mit liberalen Ansichten –, und sie erwarteten nichts weiter für ihre Schecks, als dass ich mir ihre Meinung anhörte. Trotzdem vertraten sie fast ausnahmslos die Standpunkte ihrer Klasse, d. h. des reichsten Prozents der Bevölkerung, dessen Mitglieder es sich leisten können, einem politischen Kandidaten einen Scheck über 2.000 Dollar auszustellen. Sie glaubten an die freie Marktwirtschaft und die Herrschaft einer Bildungselite und konnten sich kaum vorstellen, dass es ein gesellschaftlich verursachtes Handicap gab, dass sich nicht durch eine hohe Punktzahl im Schuleignungstest hätte ausgleichen lassen. Sie waren gegen Protektionismus, fanden Gewerkschaften lästig und hatten wenig Mitleid mit Menschen, deren Leben durch den globalen Kapitalverkehr ruiniert wurde. Die meisten waren radikale Befürworter der Abtreibungsfreiheit und eines strengeren Waffengesetzes und hegten ein gewisses Misstrauen gegen starke religiöse Gefühle.[7]



Er wisse, gesteht Obama einige Absätze später, dass er »durch die Geldbeschaffung den wohlhabenden Spendern … ähnlicher wurde«.[8] Ja, das wurde er. Und das wurde auch seine Partei. Die heutigen Demokraten sind nicht mehr das, was sie unter Roosevelt oder Truman waren, denn sie haben bei ihrem Tun Leute im Blick, die, in Obamas Worten, »an die freie Marktwirtschaft glauben«, und zwar fast ebenso inbrünstig wie die Anhänger der Tea Party. Das Denken in Klassengegensätzen hingegen ist diesen neuen Demokraten fremd, ja unangenehm. Stattdessen sehen die genialen Vordenker der Partei in ihr lieber eine Avantgarde des aufgeklärten Professionalismus und einen Schrein des reinsten Globalisierungsgeschwafels.

Als Folge ihrer Entfremdung vom Volk haben die Demokraten in den letzten Jahrzehnten systematisch ihre Unterstützer an der Basis verprellt. So rührten sie beispielsweise kaum einen Finger, als ihre ehemaligen besten Freunde in der organisierten Arbeitnehmerschaft vom organisierten Kapital kaltgestellt wurden. Das ist gewiss keine Petitesse. Die Gewerkschaften zählen zu den letzten Institutionen, die ideologisch in der Lage wären, dem populistischen Glauben an die freie Marktwirtschaft etwas entgegenzusetzen. Wäre ihre Stimme 2009 vernehmbarer gewesen, hätten sich einige Dinge womöglich ganz anders entwickelt. Doch stattdessen sahen Obama und Co. mehr oder weniger tatenlos zu, wie der Anteil der organisierten Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft auf einen historischen Tiefstand sank. Man sollte meinen, dass mittlerweile auch den Demokraten die Torheit all dessen klar geworden ist: Sie haben tatsächlich zugelassen, dass ihre eigene Graswurzelbewegung geschwächt und die Stimme ihrer Ideologie zum Schweigen gebracht wurde. Dank dieser Strategie sind heute weite Teile Amerikas von aller Liberalität befreite Wüsteneien: Orte, an denen eine ökonomische Sichtweise, die einem Mitleid mit Milliardären predigenden Rush Limbaugh etwas entgegenzusetzen hätte, fast nicht mehr zu hören ist und im Grunde auch kaum noch existiert.

Andererseits werden die Auswirkungen der verheerenden Rezession die neuen, wohlhabenden Demokraten kaum direkt berühren. Ja, sie wissen, dass schlimme Dinge vor sich gehen. Ja, natürlich, sie zeigen sich besorgt und versprechen, den Betroffenen zu helfen. Aber die Härte der Rezession erfahren sie nicht am eigenen Leib. Das alles stellt ihre Grundwerte nicht infrage. Es ist für sie eher ein Anlass zu Mildtätigkeit.

Dagegen ist ein Land, in dem jedermann auf die Experten hört und irgendwie klarkommt, durchaus eine Utopie, der diese neuen Demokraten mit geradezu religiöser Inbrunst anhängen. Sie träumen von einvernehmlicher Entscheidungsfindung zwischen Republikanern und Demokraten, von Bundesstaaten, die von keiner der beiden Parteien auf Dauer dominiert werden, und von einer auf vernünftige Weise erlangten Konsens-Zukunft, in der es keinen Kulturkrieg um Fragen wie Abtreibung oder Schulgebet mehr gibt und jeder ein Leben lang lernt und sich bildet – und das alles unter der lächelnden, mildtätigen Sonne des Freihandels und der Wissensökonomie.[9]

Nicht einmal von den begabtesten politischen Kritikern unserer Gesellschaft bekamen wir etwas anderes zu hören – bis es zu spät war. So versuchte beispielsweise der scharfsinnige und oft so bissige Komiker Jon Stewart wenige Tage vor den Wahlen 2010, den diversen Märschen der Tea Party und Kundgebungen Glenn Becks einen eigenen Protest entgegenzusetzen, den er Rally to Restore Sanity (Protestversammlung zur Wiederherstellung der Vernunft) nannte und der auch unter dem Titel Million Moderate March in die Annalen einging. Er lockte damit mehrere Hunderttausend Menschen auf die National Mall in Washington, wo sie I’m with Reasonable-T-Shirts kauften und Stewarts Ansprache über ganz normale Amerikaner lauschten, die gut mit ihren Nachbarn auskommen, ungeachtet aller politischen Differenzen.

Stewarts Beschwörung des kleinen Mannes hatte gewiss etwas Nobles und stand irgendwie in der guten alten Tradition der Weltwirtschaftskrise, und ich stimme mit Vielem überein, was er bei dieser Gelegenheit sagte. Aber es ist im Grunde schon ziemlich befremdlich, auf ein Land hinauszublicken, das von betrügerischen Unternehmen in unfassbarem Ausmaß verheert wurde, und dann zu behaupten, unsere Parteilichkeit sei die wahre Plage und Vernunft das beste Mittel dagegen. Wie die Demokraten in Washington konzentrierte sich Stewart auf Abwägung, Expertenwissen und Umgangsformen, während sich das eigentliche Drama ganz woanders abspielte: Man denke nur an die steigenden Arbeitslosenzahlen und den immer noch nachwirkenden Schock der Bailouts. Die Konservativen organisierten in den Sackgassen des amerikanischen Lebens nach ihrer bewährten Siebzigerjahre-Strategie die Unzufriedenheit, und die Liberalen standen indes auf der Mall in Washington und versuchten lieb und nett für gute Stimmung zu sorgen.

∗ Ausgetauscht haben sie das Management von General Motors und einen Venture-Kapitalisten an die Spitze ihrer Auto-Bailouts gestellt, was eine Ahnung davon vermittelt, wo in der Weltsicht der heutigen Demokraten die produzierende Industrie in Relation zur Hochfinanz angesiedelt ist.

∗ Womit ich nicht sagen will, dass manche dieser Momente nicht all die Kommentare verdient hätten, die sie abbekommen haben. So beispielsweise die alberne Briefparodie, die der Tea-Party- Anführer Mark Williams im Juli 2010 an »Abraham Lincoln« schrieb – im Namen der Bürgerrechtsorganisation NAACP (National Association for the Advancement of Colored People), die gerade Ortsgruppen der Tea Party aufgefordert hatte, sich von rassistischen Bemerkungen zu distanzieren. Ich will darauf hier gar nicht näher eingehen. Nachzulesen unter: http://politicalcorrection.org/blog/201007150012.


SCHLUSS:
NIEDER MIT DEN SCHWACHEN

Im Jahr 1944 schilderte der ungarische Historiker Karl Polanyi, was geschieht, wenn Theoretiker und Träumer versuchen, »die Idee eines selbst regulierenden Marktes« Wirklichkeit werden zu lassen, die er »eine krasse Utopie« nannte. »Wenn man die Marktmechanismen als ausschließlichen Lenker des Schicksals der Menschen und ihrer natürlichen Umwelt … zuließe, dann würde dies zur Zerstörung der Gesellschaft führen«, schrieb er in einer viel zitierten Passage.


Menschen, die man … des Schutzmantels der kulturspezifischen Institutionen beraubte, würden an den Folgen gesellschaftlichen Ausgesetztseins zugrunde gehen; sie würden als die Opfer akuter gesellschaftlicher Zersetzung durch Laster, Perversion, Verbrechen und Hunger sterben. Die Natur würde auf ihre Elemente reduziert werden, die Nachbarschaften und Landschaften verschmutzt, die Flüsse vergiftet, die militärische Sicherheit gefährdet und die Fähigkeit zur Produktion von Nahrungsmitteln und Rohstoffen zerstört werden.[1]



Als Polanyi dies schrieb, hatte die Welt aufgrund der Erfahrungen mit einer Depression gerade dem tödlichen Traum vom freien Markt abgeschworen. Die Gesellschaft unternahm, so sah es Polanyi, ganz instinktiv in regelmäßigen Abständen immer wieder Versuche, sich gegen die verheerenden Konsequenzen der Marktwirtschaft zu schützen. Jahrzehntelang war man davon überzeugt, dass dies ein natürliches Verhaltensmuster sei. Nach jeder Wirtschaftskrise kommt ein New Deal, so dachte man.

Diesmal jedoch zeigte sich ein neues Verhaltensmuster. Nachdem der Markt die amerikanische Gesellschaft genau so gebeutelt hatte, wie Polanyi es beschrieb – und noch ein paar Extra-Möglichkeiten dazu gefunden hatte, auf die weder er noch sonst jemand bisher gekommen war –, flehte die Gesellschaft nun geradezu, noch mehr durchgeprügelt zu werden. Die einflussreichste Protestbewegung der USA verlangte, die Laufschuhe zu schnüren und noch energischer der Utopie des freien Marktes hinterherzusprinten. Sie riefen: »Nieder mit den Schwachen!« – statt sie weiter zu hätscheln.[2]

Anfang 2011 fand der Song über das Leben in schweren Zeiten aber doch noch ein angemessenes Echo. Im Februar versammelten sich Menschenmassen in Madison, um gegen die Art und Weise zu protestieren, in der die frisch ins Amt gewählte rechte Regierung von Wisconsin dem Arbeitsrecht den Krieg erklärte. Hier sah sich der billige Populismus endlich einmal mit der Realität konfrontiert – und erschien auf einmal ganz klein. An einem verschneiten Wochenende wurde eine hochkarätige Delegation konservativer Aktivisten nach Madison eingeflogen, um den protestierenden Arbeitnehmern entgegenzutreten. Andrew Breitbart erinnerte die Welt in seiner bärbeißigen Art daran, wie sehr die Tea Party von den führenden Medien beschimpft und gedemütigt werde. Selten hat sich die Bewegung mit ihrem deplatzierten Opferkomplex so lächerlich gemacht.

Im September 2011 schließlich, fast drei Jahre nach dem Zusammenbruch von Lehman Brothers, begann im Zuccotti Park von New York eine neue Bewegung: Occupy Wall Street. Eine wachsende Menschenmenge harrte dort wochenlang aus und bahnte sich so einen Weg ins Bewusstsein der Nation. Obwohl in ihren Protesten auch einiges an Naivität zum Ausdruck kam – die Erzählungen aus erster Hand zur Wirtschaftskrise, die die Demonstranten online unter der Rubrik »Ich bin die neunundneunzig Prozent« sammelten, offenbarten unleugbar große Kraft und Schärfe.

Die Occupy-Bewegung brachte ganz nebenbei einen wichtigen Punkt in die Debatte ein: Zumindest eine Zeit lang brach sie das Monopol auf den Protest gegen die Folgen der Wirtschaftskrise, das die Rechte innehatte, seit Rick Santelli im Februar 2009 seine Stimme für die bedrängten Börsenmakler erhoben hatte. Das Auftreten der Occupy-Bewegung allein genügte, um erkennbar zu machen, wie schrill und wirr der Protest der vergangenen Jahre gewesen war, und zeigte, dass es auch anders ging.

Es war unübersehbar, dass die Öffentlichkeit neue Wege suchte, über Einkommensverteilung und Wirtschaftsfragen zu reden. Die Rechte machte in ihrer in sich abgeschlossenen Welt unterdessen weiter, als ob ihre verquere Sicht der Dinge Allgemeingültigkeit beanspruchen könne. Anhänger der Tea Party verstärkten die Teams von Kongressabgeordneten, und Organisationen der Tea Party formierten sich als Super Pacs, um Lobbyarbeit zu betreiben und mit Beginn des Wahljahrs ihre Überzeugungsarbeit in Funk und Fernsehen fortzusetzen.

Bei der Kandidatur der Republikaner für die Präsidentschaftswahlen wiederholten unterdessen Anfang 2012 alle wichtigen Kandidaten die populistischen Marktideen der vergangenen Jahre. Rick Santorum ging mit der Geschichte seines Großvaters hausieren, der im Kohlebergbau geschuftet hatte, und machte daraus eine Art Einleitung zu seinem Traum von dem Tag, an dem der Kapitalismus endlich von den Fesseln der elitären Tyrannen in Washington befreit sein werde. Newt Gingrich verbreitete Fernsehspots, in denen der Finanzsektor, wenn auch oberflächlich, einer Kritik unterzogen wurde, die auch von der CIO, dem Gewerkschaftsbund amerikanischer Industriearbeiter der Dreißigerjahre, hätte stammen können. Mitt Romney pries sich als Arbeitsplatzschöpfer und Retter der Nation an, gekommen, um dem von Bürokratie und Regulierungswut gebeutelten Land den Segen von Wohlstand und Wachstum zu bringen. Hinter jedem stand irgendein in Selbstmitleid zerfließender Milliardär, der die vom Obersten Gerichtshof eröffnete Chance ergriff, seine politischen Ansichten mit unbegrenzten Geldspenden zu unterstützen.

Sämtliche Kandidaten der Republikaner nutzten die Gelegenheit der Wirtschaftskrise, um Aspekte des New Deal zu attackieren. Rick Perry schimpfte, die Sozialversicherung sei eine »gewaltige Lüge«. Ron Paul schlug vor, zum Goldstandard zurückzukehren, den wir – wie tragisch! – 1933 aufgegeben haben. Rick Santorum, der sentimentale Vorkämpfer der amerikanischen Malocher, befand Lebensmittelmarken für überflüssig. Newt Gingrich klärte uns darüber auf, dass Gesetze gegen Kinderarbeit »dumm« seien – ich vermute, er bezog sich auf jene schikanöse Einschränkung der Freiheitsrechte von Zehnjährigen, die der Fair Labor Standards Act von 1938 daran hindert, sich in einer Fabrik zu verdingen. Und sämtliche Kandidaten waren bereit, mit dem Vorschlaghammer auf den National Labor Act von 1935 einzudreschen, der die Arbeit von Gewerkschaften bis heute schützt und regelt, jedenfalls sofern seine Durchsetzung das umstrittene Projekt von Boeing gefährdet, Teile seiner Produktion nach South Carolina zu verlegen, um sie dem Gewerkschaftseinfluss zu entziehen.

Der demokratische Präsident manövrierte unterdessen hektisch auf die Wall Street zu, äußerte sich nun ebenfalls mit populistischem Feuer, um dann seine Unterschrift unter solch schändliche Projekte wie den JOBS Act zu setzen. Mit diesem Gesetz zur Kapitalbeschaffung von Unternehmen, das etliche Regulierungen der vergangenen Jahre aufweichte, hoffte er ohne Zweifel die Gunst der Wall Street zu gewinnen und einen Teil des Geldes der Milliardäre in seinen eigenen Super Pac zurückzulenken. Aus Obamas wiederholter Kapitulation und dem ständig wachsenden politischen Einfluss spendabler Milliardäre konnte die Öffentlichkeit mit Schrecken nur einen Schluss ziehen: Es gab einfach niemanden mehr, der in der Lage war, der Finanzindustrie Paroli zu bieten.

Das Kapital weiß es längst. Ohne einen zweiten Roosevelt, ohne einen unbestechlichen Wächter über den Finanzsektor, ohne Rückkehr zu den Regeln, die das Bankgeschäft einst langweilig, aber sicher machten, hat es von uns nichts zu befürchten und kann so weitermachen, wie es ihm gefällt. Das ist die wahre Tragödie der Großen Rezession.

Und sollten wir auf diesem Weg fortfahren, dann ist absehbar, wie sich die Sache entwickeln wird. Die Investmentbanken werden sich irgendwann von ihrem Nahtoderlebnis erholen und wieder herumstampfen wie aus dem Gehege ausgebrochene Elefanten. Mit schwindender Bankaufsicht werden die Finanzbetrügereien natürlich zunehmen und in Zukunft noch gigantischere Ausmaße annehmen, so wie das Subprime-Fiasko größer war als das Enron-Debakel, das wiederum größer war als die Finanzskandale der Achtzigerjahre. Wer eine gewinnträchtige Monopolstrategie hat, kann sich freuen. Die Gesundheitsindustrie, um derentwillen die Patrioten 2009 so viele Tränen vergossen, wird uns weiterhin astronomische Kosten aufdrücken können, gestärkt durch das Bewusstsein, dass viele Amerikaner offenbar lieber Medicare, die medizinische Versorgung für ältere Bürger, über Bord werfen würden, als den Firmenbossen Einhalt zu gebieten. Gleiches gilt für die megalomanen Projekte der Softwareindustrie. Die Ölbarone. Die Rüstungskonzerne. Dies Land ist ihr Land, kein Zweifel.

Doch am meisten sollten wir uns davor fürchten, dass die neue, ideologisch gestärkte Rechte auch den Rest der Regierungsmaschinerie in die Hände bekommt. Es ist die gleiche alte Abrisstruppe wie ihre Vorgänger, natürlich, nur dass sie bei ihrer Demontage jetzt auch noch mit prahlerischer, aggressiver Unverfrorenheit zu Werke geht. Einen Vorgeschmack davon bekamen wir, als sie 2010 das Repräsentantenhaus zurückeroberte – im Namen der Bürger, die über das Wirtschaftsdebakel empört waren, wie man sich erinnert – und sofort auf die Börsenaufsichtsbehörde losging, deren Aufgabe es ist, krumme Geschäfte an der Wall Street zu verhindern. Sie belegten die einzige große volksfreundliche Innovation der Regierung Obama – das brandneue Consumer Financial Protection Bureau, eine Verbraucherschutzbehörde für Finanzkunden – mit Sperrfeuer, behinderten auf jede nur erdenkliche Weise ihre Arbeit und versuchten ihr die Finanzierung zu entziehen. Und während der Krise um die Erhöhung der Schuldenobergrenze 2011 schafften sie es beinahe, das gigantische Zugunglück zu verursachen, von dem sie immer schon behauptet haben, wir hätten es verdient.

Wenn sie die Chance erhalten würden, die Regierung der komplexesten Volkswirtschaft der Erde zu übernehmen, würden sie unverzüglich auf die Ausgabenbremse treten und die Aufsichtsfunktion des Staates herunterfahren. Wollen wir uns die Konsequenzen überhaupt ausmalen? Den Grad an Verzweiflung, in die das Land stürzen würde, wenn sie die Staatsausgaben trotz einer schon jetzt nach mehr Nachfrage lechzenden Wirtschaft drosseln würden? Die Betrugsorgie, die sogleich an der Wall Street losbrechen würde?

Das alles wäre so gut wie sicher. Und während die Nation durch Schwefeldämpfe in den Abgrund namens Utopia poltert, werden die Marktgläubigen auf neue Ideen kommen. Nur allzu bald werden sie feststellen, dass gewisse, einst unstrittige Staatszweige umgehend amputiert werden müssen. Eines schönen Tages in naher Zukunft wird ihnen beispielsweise dämmern, dass der Einlagensicherungsfonds FDIC auch nur Bailouts austeilt, wenn auch unter anderem Namen, und dass ihr fauler Nachbar genauso wenig sein Geld zurückkriegen sollte, wenn seine Bank pleitegeht, wie als der Immobilienmarkt zusammenbrach. Was sind Fernstraßen und Nationalparks anderes, so werden sie fragen, als verschwenderische Subventionen für Schmarotzer, die nicht bezahlen wollen, was sie nutzen? Was ist Katastrophenhilfe anderes als der unverschämte Anspruch von Versagern, die es nicht geschafft haben, sich vor einem Wirbelsturm in Sicherheit zu bringen? Und nachdem die öffentlichen Schulen schon seit Jahrzehnten mit dem Vorwurf bombardiert werden, einen schleichenden Säkularismus zu verbreiten, wird es nicht mehr lange dauern, bis unseren Verantwortlichen die Galle überläuft bei dem Gedanken, dass die Kinder der Armen das alles auch noch umsonst bekommen.

Die öffentliche Rentenversicherung wäre natürlich eine der ersten Institutionen, die auf dem Müllhaufen der Geschichte landen würde, wenn ihnen erst einmal richtig ins Bewusstsein tritt, wie ungerecht es ist, die Schwachen zu schützen. Warum soll die Gesellschaft für die Rente von Leuten aufkommen, die so unverantwortlich sind, sich nicht mit Krügerrand einzudecken? Die ältere Generation hatte ihr Rendezvous mit dem Schicksaal, wie Franklin D. Roosevelt es ausdrückte, und bald wird es Amerikas Klassenkampf-Populisten einfallen, dass all die lahmarschigen Tagediebe und Senioren-Parasiten auch so ein Rendezvous haben sollten – sprich: einen Termin beim Personalchef des nächsten Supermarkts.

Sämtliche Probleme, über die heute in den Zeitungen berichtet wird, werden natürlich noch schlimmer werden: soziale Ungleichheit, Erderwärmung, Finanzblasen. Doch Amerika wird dennoch immer so weitermachen und einem Traum nachjagen, der lebendiger ist als das Leben selbst, auf in ein brodelndes Arkadien, wo jeder gegen jeden antritt.
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Dreißig Jahre Libertarismus? Eine Zeit, in der die Federal Reserve, die amerikanische Zentralbank, die Geldmenge von 1,6 Billionen Dollar auf 7,7 Billionen Dollar aufgebläht hat. Eine Zeit, in der es nahezu unmöglich geworden ist, ein Aktienhaus zu gründen, das mit den Banken mithalten kann, ohne Millionen für die Überwindung regulatorischer Hürden aufzubringen. Eine Zeit, in der die Bemühungen des Staates, jeden Winkel und jeden Atemzug unseres Lebens zu regulieren, explosionsartig zugenommen haben. Das, so will uns Spitzer weismachen, ist eine Zeit des Libertarismus gewesen.

Siehe http://www.economicpolicyjournal.com2011/07/eliot-spitzers-outrageous-attack-on.html.

11 Moores Artikel verglich die Geschichte von Paulson mit Szenen aus Ayn Rands Atlas wirft die Welt ab, um zu zeigen, wie unglaublich prophetisch dieses Buch ist. Stephen Moore, »›Atlas Shrugged‹: From Fiction to Fact in 52 Years«, Wall Street Journal, 9. Januar 2009.

12 Sämtliche Zitate aus Glenn Becks Fernsehsendung vom 18. März 2009.

13 Becks Populismus trieb noch weitere Blüten. Im Juli 2009 behauptete er, der Staat habe AIG ein Bailout verschafft, weil Goldman Sachs an der Bonität von AIG gelegen sei – mit anderen Worten, der Staat sei nichts anderes als eine Marionette von Big Money. (Siehe dazu das Transkript seiner Radiosendung vom 14. Juli 2009, http://www.glenn beck.com/content/articles/article/198/27840/.) Einige Wochen später schlug er vor, die US-Flagge durch die Logos von AIG und anderer Firmen zu ersetzen, da der Staat und die Unternehmen praktisch fusioniert hätten. In seinem im Sommer 2010 publizierten Roman The Overton Window (New York: Threshold Editions, 2010) machte er eindeutig Wall Street für die Finanzkrise und die Bailouts verantwortlich. Der Staat und die Bankmanager, so schrieb er, seien nur Marionetten des »allmächtigen Drahtziehers, Goldman Sachs«. (S. 247)

14 Erick Erickson und Lewis K. Uhler, Red State Uprising: How to Take Back America (Washington, DC: Regnery, 2010), S. xv und xvii.

Kapitel 4: Angriff auf das Nervensystem

1 Welles’ »Krieg der Welten« hat auf Beck einen tiefen Eindruck hinterlassen. Becks Biograf Alexander Zaitchik erkennt in dem Hörspieldrama »ein wiederkehrendes Motiv in Becks Leben und Karriere«. Beck hat die Sendung über die Invasion vom Mars wiederholt nachgeahmt. Ein Foto in Becks erstem Buch The Real America zeigt das Wunderkind der Rechten in einer ganz ähnlichen Pose, wie sie Orson Welles auf einem bekannten Foto einnimmt, das ihn bei Aufnahmen zu Krieg der Welten zeigt.

2 Glenn Beck schildert seine Bewunderung für Orson Welles auf den Seiten 186 und 187 von The Real America: Messages from the Heart and Heartland (New York: Pocket Books, 2005). Den Hinweis auf den Daily Worker habe ich Michael Dennings Buch The Cultural Front (New York: Verso, 1996) über die Kultur der Linken in den Dreißigerjahren entnommen. Angesichts von Becks ständigen Warnungen vor dem Faschismus ist Dennings Beobachtung interessant, dass sich das Werk von Welles zu jener Zeit durch »antifaschistische Allegorien« auszeichnet. In besonderem Maß gilt dies für sein Hörspiel von 1938 über die Invasion vom Mars. Siehe Denning, The Cultural Front, S. 367, 371 u. 382.

3 Gemeint ist die sogenannte »Cloward-Piven-Strategie«, vor langer Zeit entwickelt von den Soziologen Frances Fox Piven und Richard Cloward, beide Kenner der Sozialbewegungen der Dreißigerjahre. Sie ermutigt arme Leute, staatliche Wohlfahrt in Anspruch zu nehmen, damit das System möglichst rasch an die Grenzen seiner Mittel stößt und durch bessere Armutsbekämpfungsmaßnahmen ersetzt werden kann. Beck jedoch pickte sich aus dem Artikel, den Cloward und Piven dazu 1966 veröffentlichten, lediglich heraus, dass die Linke einen »Zusammenbruch des Systems« anstrebe, dass Linke über geheimnisvolle Kräfte verfügten, einen solchen Zusammenbruch herbeizuführen, und dass man es daher stets den Linken anlasten könne, wenn das System versage, gleich in welcher Hinsicht.

4 Glenn Beck am 19. November 2009, Rush Limbaugh am 30. September 2009 und Jim Quinn am 5. Januar 2010. All dies und viele weitere Beispiele für Panikmache wurden von den fleißigen Leuten bei Media Matters for America zusammengetragen, siehe http://mediamatters.org/research/201003220034.

5 Das Zitat in voller Länge: »Die säkular-sozialistische Maschinerie ist für Amerika eine ebenso große Bedrohung wie einst Nazi-Deutschland oder die Sowjetunion.« Der Untertitel des Buchs identifiziert die »säkular-sozialistische Maschinerie« mit der Regierung Obama. Newt Gingrich, To Save America: Stopping Obama’s Secular-Socialist Machine (Washington: Regnery, 2010), S. 4f.

6 Erickson und Uhler, Red State Uprising, S. xiv.

7 »Indoktrination«: ein beliebtes Element des Verfolgungswahns im September 2009. »Der kommende Aufstand«: Das anarchistische französische Pamphlet dieses Titels grub Glenn Beck 2009 aus. »Verfolgung«: Ich beziehe mich auf Matthew Continetti, The Persecution of Sarah Palin (New York: Sentinel, 2010). »Systematisch unterjocht«: Siehe David Limbaugh, Crimes Against Liberty (Washington: Regnery, 2010), S. 12. »Gulag«: Siehe http://gulagbound.com.

8 Scott Rasmussen und Douglas Schoen, Mad As Hell: How the Tea Party Movement Is Fundamentally Remaking Our Two-Party System (New York: Harper, 2010), S. 144.

9 Forbes kündigt an, »ein Lehrstück aus der Realwelt« zu liefern, verfängt sich dann aber sogleich in einer dieser bei Ökonomen beliebten abstrakten Fabeln darüber, wie es wäre, wenn der Staat Bleistifte produzierte. Steve Forbes und Elizabeth Ames, How Capitalism Will Save Us: Why Free People and Free Markets Are the Best Answer in Today’s Economy (New York: Crown Business, 2011), S. 14.

10 C. Jesse Duke, Spread This Wealth (And Pass This Ammunition), S. 69 f. Meine Hervorhebung.

11 Dies ist eine bei der neuesten Rechten weit verbreitete Meinung. »In einer freien Marktwirtschaft, die nicht durch regulatorische Vetternwirtschaft verzerrt ist, stimmen die Konsumenten tagtäglich ungefragt Millionen Mal ab«, schreiben Dick Armey und Matt Kippe, »und bestrafen Unvernunft, Unzuverlässigkeit und Kreditunwürdigkeit schnell und unparteiisch.« Give us Liberty, S. 169, meine Hervorhebung.

12 Sidney Lens, »The Moral Roots of the New Despair«, Christian Century, 26. Februar 1975.

13 Glenn Beck, Arguing with Idiots: How to Stop Small Minds and Big Government (New York: Threshold Editions, 2009) S. 4f. Hervorhebung von Beck.

14 »Ein wahrhaft denkwürdiges Ereignis in den Annalen des amerikanischen Populismus«, schrieb Dana Milbank von der Washington Post, »wie hier der kleine Mann freiwillig spendete, um die Reichen noch reicher zu machen.« »The Elite Behind the Tea Party«, Washington Post, 20. Oktober 2010.

Kapitel 5: Konservative Geschäftstüchtigkeit

1 Siehe beispielsweise den Artikel von Phil Kerpen im Milwaukee Journal-Sentinel vom 13. April 2009.

2 Mike Pompeo in einer Debatte vom 23. September 2010, siehe YouTube, http://www.youtube.com/watch?v=fXucbtDUl4M&feature=related.

3 Will Bunch, The Backlash: Right-wing Radicals, High-def Hucksters, and Paranoid Politics in the Age of Obama (New York: Harper, 2010), S. 209.

4 »Die Tea Party hatte dank der Beteiligung ganz normaler Menschen riesigen Erfolg im ganzen Land«, heißt es auf einer Website dieser Gruppierung. »Wir von 912 Citizens, Inc. halten es nicht nur für klug, sondern auch für richtig, unsere Gedenkmünzen mit ebensolchem Graswurzel-Einsatz zu vertreiben. Durch die Teilnahme an unserem Wiederverkäuferprogramm haben Sie die Möglichkeit, sich oder ihrer Organisation auch in unserer wirtschaftlich schwierigen Zeit ein kleines Zusatzeinkommen oder Finanzmittel für weitere Aktionen zu verschaffen.«

5 Beck hob auch stets seine Rolle als Chef von Mercury Radio Arts, seiner Produktionsfirma, hervor, wohl, um beim Leser ein Gefühl kapitalistischer Solidarität zu erzeugen. Siehe dazu insbesondere The Making of GBTV, ein Werbevideo vom Juni 2011, in dem Mitarbeiter von Mercury ehrfürchtig von Becks unternehmerischem Talent und seiner unorthodoxen, aber brillanten Art sprechen, unternehmerische Entscheidungen zu treffen.

Beck ist auch ein Meister der Erweiterung seiner politischen Produktpalette. In den Jahren 2008, als seine Popularität ihren Höhepunkt erreichte, veröffentlichten er und seine Mitarbeiter nicht weniger als zehn Bücher und buchähnliche Publikationen (drei humorvolle Sachbücher, zwei Romane, ein Selbsthilfebuch, ein Hörbuch, ein Kinderbuch und zwei Kommentare zur Ära der Föderalisten); außerdem gründete er die Beck University, wo man an von Beck geprüften und für gut befundenen Online-Kursen wie »Hassenswerte Präsidenten« teilnehmen kann.

6 Siehe http://www.vmionline.com/secrets/slanding.html (aufgerufen am 23. 6. 2012).

7 Der erste Punkt dieser Aufzählung ist beschrieben bei Alan Crawford, Thunder on the Right (New York: Pantheon, 1980). Zu den anderen siehe mein Buch The Wrecking Crew (New York: Metropolitan Books, 2008).

8 Laut Will Bunch denunzierte Judson Phillips eine Gruppe verstimmter Tea-Party-Anhänger mit den Worten: »Ich sage dir, das sind Sozialisten.« The Backlash, S. 212.

9 Chuck Norris, Vorwort zu Mark Karis, Don’t Tread on Us: Signs of a 21st Century Political Awakening (Los Angeles: WND Books, 2010), nicht paginiert.

10 Das Beratungsunternehmen ist Russo Marsh + Rogers. Mehr dazu siehe Kenneth P. Vogel, »GOP Operatives Crash the Tea Party«, Politico, 4. April 2010, http://www.politico.com/news/stories/0410/35785.html.

11 »GOOOH steht für ›Get Out of Our House‹ [»Raus aus unsrem Haus«, gemeint ist das Repräsentantenhaus] und wird wie ›go‹ ausgesprochen«, stand auf einem Handzettel, den ich im September 2010 auf der Liberty XPO mitnahm. Der Plan von iCaucus, mit dem »Big Stick«, dem »dicken Knüppel«, anzurücken, fand sich ebenfalls unter der dort verteilten Literatur. Zahlreiche weitere Reformpläne für den Congress hält iCaucus auf seiner Website bereit. »Die Antwort, auf die wir alle gewartet haben, ist endlich da!«, steht auf den Visitenkarten, die eine Gruppe mit Namen ReFounders of America! verteilt. (Das Ausrufezeichen ist Bestandteil des Namens.) Außer einer »Neuerklärung der Unabhängigkeit« bietet ihre Website eine lange Liste mit Vorschlägen für Verfassungszusätze, von denen einer die Arbeit von Lobbyisten verbieten soll. Die Gruppe We Read the Constitution findet man, wie sollte es anders sein, unter http://www.wereadtheconstitution.com.

12 Siehe »Rocking the Town Halls – Best Practices«, ein Exposé, das eine konservative »Aktion« bei einer Bürgerversammlung im Mai 2009 beschreibt. Es ist abrufbar unter http://thinkprogress.org/wp-content/uploads/2009/07/townhallactionmemo.pdf.

13 Siehe »Hedrick Urges Social Security privatization«, Vancouver Columbian, 13. August 2010; »The race is on for a wide open U.S. House seat«, Seattle Post-Intelligencer, 24. April 2010, und »Hedrick throws his support to Herrera«, Vancouver Columbian, 19. August 2010.

14 Vielleicht gibt der konservative Aufstand seinen Gedanken deshalb so gerne in Kinderbüchern Ausdruck, weil für ihn Politik eine so einfache Sache ist. In Glenn Becks Buch Arguing with Idiots findet man beispielsweise ein Gedicht mit dem Titel »Mein Papa ist Kapitalist«, das Kinder über die segensreiche Wirkung von Leistungsanreizen aufklärt. Im Jahr 2010 veröffentlichten die Tea Party Patriots ein Ausmalbuch, das ihre Botschaft ans Buntstiftalter vermitteln sollte, und der politische Unternehmer hinter dem Webauftritt des »Patriot’s Club«, einer Art politisierter Pfadfinder, lockt Kinder, die den Flaggenschwur aufsagen und »My Country Tis of Thee« singen können, mit »Patriots Qualification Cards«. Teilnahme unter http://www.fortpatriot.com/patriotsclub/.

Kapitel 6: Der Mythos vom Kleinunternehmer

1 C. Jesse Duke, Spread This Wealth (And Pass This Ammunition) (Amelia Island, Florida: Encouraging Word Press, 2009), S. 19.

2 »Kapitalismus ist NICHT das Problem, das Problem sind Ivy-League-Politiker« ist eine der vorgestanzten Protestparolen, die der Blogger Bruce Bexley in The Tea Party Movement: Why It Started, What It’s About, and How You Can Get Involved (NP: Seattle, 2009) vorschlägt, einem der ersten Bücher zum Thema. Der Slogan findet sich auf S. 53.

3 Siehe die Biografie von Don Blankenship in Rolling Stone, »The Dark Lord of Coal Country«, 29. Dezember 2010.

4 Siehe Artikel und Kommentar in der New York Times, 29. u. 30. Juni 2011, http://www.nytimes.com/2011/07/01/opinion/01fri3.html.

5 Ein paar Beispiele von unzivilisiertem Verhalten gibt es aber doch. Im März 2010 soll ein Demonstrant den Abgeordneten Emanuel Cleaver angespuckt und den Abgeordneten John Lewis rassistisch beschimpft haben. Und die E-Mails, die ich von den Fans Glenn Becks erhielt, nachdem ich zur Zielscheibe des Moderators geworden war, waren deutlich bösartiger als bei Leserbriefen üblich. Allerdings ist mir solches tapferes Maulheldentum nicht begegnet, als sich auf einer Tea-Party-Veranstaltung, die ich in Denver besuchte, ein Störer mit einem Megafon zu Wort meldete. Die Konservativen begnügten sich damit, ihre Schilder zu schwenken, und riefen die Polizei.

6 »Kernkompetenz« der Tea Party: http://www.michigancapitolconidential.com/141 94. »Politische Unternehmer«: siehe Surface Tension: Tea Parties and the Political Establishment, ein Bericht der Sam Adams Alliance über die Tea-Party-Bewegung vom 13. Oktober 2010. Der Ausdruck »early adopters« wurde in einer viel diskutierten »Marktstudie« der Bewegung desselben Unternehmens auf die Anhänger der Bewegung gemünzt: The Next Wave: A Surf Report, 1. August 2010. »Surface Tension« abrufbar unter http://www.docstoc.com/docs/112101886/Surface-Tension. »The Next Wave« abrufbar unter http://staging.93-octane.com/wp-content/themes/samadams/docs/94813-next-wave-report.pdf.
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8 Don Crist: What Can I Do?: After the Tea Party (NP: np, 2009), S. 145. Stephen D. Hanson: Transcending Time with Thomas Jefferson: Is the Constitution Still Applicable Today? (New York: iUniverse, 2010), S. 253. DeMint, Saving Freedom, S. 15–17.

9 Zu Herman Cain und Bill Clinton siehe »The Lost Chance«, Newsweek, 18. September 1994. Zu Cain und den »einfachen Leuten« siehe sein Interview in der Washington Times vom 20. Juli 2011.

10 Zu Glenn Becks Wurzeln siehe Kapitel 9 von The Real America: Messages From the Heart and Heartland (New York: Pocket, 2005). »Spirit of America«: nach dem offiziellen Transkript der Sendung Becks vom 22. Oktober 2009.

11 Punkt eins von Kirs Rechten: »Garantie geheimer Wahlen bei Gewerkschaftsabstimmungen.« Auf den ersten Blick wundert man sich, wieso sich der Mittelstand, traditionell der geschworene Feind aller Gewerkschaften, ausgerechnet um die Demokratie am Arbeitsplatz sorgt. Doch dann fällt einem das »card-check-Verfahren« ein, ein wichtiges Gesetzeswerk der Demokraten, das es Gewerkschaften ermöglicht, sich einfach per Unterschriftenliste von der Belegschaft eines Unternehmens die Legitimation als Interessenvertretung zu holen, was den gewerkschaftlichen Organisationsprozess erheblich vereinfacht. So etwas galt es mit jedem verfügbaren rhetorischen Mittel zu bekämpfen. Und so konnten im Zerrspiegel des zeitgenössischen Konservativismus aus den größten Gegnern der Demokratie am Arbeitsplatz auf einmal ihre heißesten Befürworter werden.

12 »Bill of Rights für den Mittelstand«: http://www.kirkforsenate.com/?page_id=1274. Canseco: http://www.cansecoforcongress.com, aufgerufen am 13. April 2011.

13 Robb Mandelbaum, »Meet the New Small Business Owners in Congress«, New York Times, 16. November 2010, http://boss.blogs.nytimes.com/2010/11/16/meet-the-new-small-business-owners-in-congress/?scp=1&sq=small%20business%20congress&st=cse.
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17 Eine besonders sorgfältige Entlarvung des Mythos von den kleinen Unternehmen als Jobmotor und Innovationsquellen findet sich in »What Do Small Businesses Do?«, eine Brookings-Publikation von Erik Hurst und Benjamin Wild Pugsley von der University of Chicago, veröffentlicht im August 2011. Eine weitere ist »Who Creates Jobs? Small vs. Large vs. Young« von den Wirtschaftswissenschaftlern John Haltiwanger, Ron Jarmin und Javier Miranda, ein National Bureau of Economic Research Working Paper aus dem Jahr 2010.
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18 Siehe http://www.davidrivera.org/issues.html, zuletzt aufgerufen am 23. Juni 2012.

19 Laut dem Transkript der Rede von Ronald Reagan auf der Website des »American Presidency Project«, http://www.presidency.ucsb.edu/ws/index.php?pid=41324.
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21 Siehe zum Beispiel einen gegen den »Sozialismus« zu Felde ziehenden Artikel, der 1949 von der Conference of American Small Business Organizations verbreitet wurde, zitiert von John H. Bunzel in The American Small Businessman (New York: Knopf, 1962), S. 109.

22 Ich habe es zwar noch in keinem Bericht über die Tea Party erwähnt gefunden, aber Kleinunternehmer haben eigentlich einen besonderen Grund, sich über die Wirtschaftslage zu beklagen. Kleinunternehmer nehmen in erheblich größerem Umfang als andere gesellschaftliche Gruppen Hypotheken auf ihre Häuser auf, um ihr Geschäft zu finanzieren. Als die Immobilienpreise einbrachen, hatten viele plötzlich mehr Schulden, als durch ihre Häuser gedeckt waren, und verloren eine wichtige Kreditmöglichkeit. Das hat ohne Zweifel den Zorn über die Bailouts an der Wall Street deutlich verstärkt. Siehe dazu Mark Schweitzer und Scott Shane, »The Effect of Falling Home Prices on Small Business Borrowing«, ein Kommentar vom 20. Dezember 2010, gepostet auf der Website der Federal Reserve Bank von Cleveland: http://www.clevelandfed.org/research/commentary/2010/2010-18.cfm.
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26 Interview unter http://www.alternet.org/story/148941/?page=entire.
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31 Bunzel bemerkt, dass eines der »Standardwerke über Kleinunternehmen … schlicht dem ›American Way of Life‹ gewidmet ist«, a.a.O., S. 29.
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39 Dan Eggen, »GOP Freshman Pompeo Turned to Koch«, Washington Post, 20. März 2011.

40 Ryan, »Down with Big Business«.

41 Dan Eggen und T. W. Farnam, »GOP House Leaders See Corporate Donations Surge«, Washington Post, 22. Januar 2011.

42 Das erste Zitat stammt von Amy Ridenour, Präsidentin des National Center for Public Policy Research, in einem Blog-Beitrag vom 29. Oktober 2010. Das zweite ist von Tom Borelli, Leiter des Free Enterprise Project des NCPPR. Der Ausdruck »opportunistischer Parasit« tauchte erstmals in einer Presseerklärung vom 28. Juli 2010 auf, siehe http://www.nationalcenter.org/PR-GE_Jet_072810.html.

43 Auf dem rechten Flügel wurde die Idee eines landesweiten Tea-Party-Streiks vielfach diskutiert. Der »political ticker« von CNN brachte am 4. Januar 2010 einen Bericht über den Streik. Der Streik-Enthusiast, den ich zitiere, ist Mike McGowan, der zu diesem Thema am 5. Januar 2010 bloggte. Siehe http://whenfallsthecoliseum.com/2010/01/05/the-tea-partys-national-day-of-strike/.

Kapitel 7: Mimesis

1 Zynismus, Proteststrategien, Guerilla-Verehrung, Nachahmung kommunistischer Taktiken: Siehe mein Buch The Wrecking Crew, Kapitel 3 und 6. Weyrich: John S. Saloma III, Ominous Politics: The New Conservative Labyrinth (New York: Hill and Wang, 1984), S. 49.

2 Siehe meinen Artikel »The Confessions of Glenn Beck«, Harper’s, März 2011.

3 Ein weiteres Beispiel: Im Jahr 2009 empörte sich Glenn Beck beinahe täglich darüber, Barack Obama wolle das Land »komplett umbauen«, doch Anfang 2011 ging er dazu über, sich diese Formulierung zu eigen zu machen – ein »kompletter Umbau« war auf einmal »erforderlich«, sagte er – vorausgesetzt, er folgte Becks Anforderungen. Siehe dazu Becks Fernsehsendung vom 4. Januar 2011. Seine Kommentare zu Glenn Beck stammen laut glennbeck.com aus seiner Radiosendung vom 17. Mai 2011.

4 David Kahane (Michael A. Walsh), Rules for Radical Conservatives: Beating the Left at Its Own Game to Take Back America (New York: Ballantine, 2010), S. 155 u. 159.

5 A.a.O., S. 160, 180, 217 u. 226.

6 Natürlich war es nicht so. Wie der Politikwissenschaftler David Campbell und der Soziologe Robert Putnam feststellten, waren die Aktivisten der Tea Party zumeist überzeugte Republikaner, bevor die Tea Party 2009 die Schlagzeilen eroberte. Siehe Campbell und Putnam, »Crashing the Tea Party«, New York Times, 16. August 2011.

7 Siehe zum Beispiel http://www.newsrealblog.com/2010/05/25/the-left%E2%80%99s%E2%80%98blueprint%E2%80%99-for-perpetual-power/

8 Siehe Naomi Klein, Die Schock-Strategie: Der Aufstieg des Katastrophen-Kapitalismus (S. Fischer: Frankfurt am Main 2007), S. 16ff.

9 Glenn Beck, The Overton Window, S. 147.

10 A.a.O., S. 74, 276, 286, 296f., 303f.

11 Nach den Plänen der FEMA wäre auch ein Streikverbot erlassen worden. Siehe Jack Andersons Beitrag zu diesem Thema, 25. September 1984. Siehe auch Alfonso Chardy, »Reagan Advisers Ran ›Secret‹ Government«, Miami Herald, 5. Juli 1987.

12 Laut dem Historiker David Caute sah das Gesetz auch vor, »im nationalen Notfall, bei Invasion oder einem Aufstand Lager einzurichten, um ohne Verfahren Personen zu internieren, die nach dem 1. Januar 1949 Mitglieder der Kommunistischen Partei waren.« Caute, The Great Fear (New York: Simon and Schuster, 1978), S. 39. Harry Truman legte ein Veto gegen den Gesetzentwurf von McCarran ein, der dennoch den Kongress passierte, allerdings später großenteils vom Obersten Gerichtshof kassiert wurde.

13 Charly Gullett, Official Tea Party Handbook: A Tactical Playbook for Tea Party Patriots (Prescott, AZ: Warfield Press, 2009), S. 39f. In diesem Zusammenhang ist auch erwähnenswert, dass Michelle Malkin, die zu den Lieblingen der Tea Party zählt, im Jahr 2004 ein Buch über die Internierung der japanischstämmigen Amerikaner unter dem Titel In Defense of Internment: The Case for »Racial Profiling« in World War II and the War on Terror veröffentlichte.

14 Michael Graham, That’s No Angry Mob. That’s My Mom (Washington: Regnery 2010), S. 5f

15 Matthew Continettis »Paranoid Style in Liberal Politics« erschien im Weekly Standard vom 4. April 2011. Das Titelbild zeigte die Brüder Koch auf einem Scheiterhaufen – es soll wohl an Jeanne d’Arc erinnern, vermute ich.

16 David Limbaugh, Crimes Against Liberty (Washington, DC: Regnery, 2010), S. 210, 213, 219–221, 231, 233.

17 Douglas Hyde, Dedication and Leadership: Learning from the Communists, ein 1966 erschienenes Werk eines ehemaligen Funktionärs der Kommunistischen Partei Großbritanniens.

18 »Beat them at their own game«, Lektüre-Empfehlungen zu FreedomWorks: Kate Zernike, Boiling Mad: Inside Tea Party America (New York: Times Books, 2010) S. 38f., 46f. Armey und Kibbe, Give Us Liberty, S. 97, 167, 174. Das Buch über gewaltfreien Widerstand, von dem sich FreedomWorks inspirieren ließ, ist A Force More Powerful von Peter Ackerman und Jack Duvall. Wie es die Mitarbeiter von FreedomWorks beeinflusste, schildert Zernike auf S. 47 von Boiling Mad. Siehe auch den Essay des Wahlkampfleiters von FreedomWorks, Brendan Steinhauser, vom April 2009: http://www.freedomworks.org/blog/bstein80/we-are-all-community-organizers-now.

19 Zernike, Boiling Mad, S. 39.

Kapitel 8: Brother, can you spare a dime

1 Laut Shlaes war mit dem Ausdruck der »vergessene Mann« vor Roosevelt der durchschnittliche Steuerzahler gemeint, der zwangsweise für die Finanzierung aller möglichen altruistischen Programme der Regierung herhalten musste. Shlaes dehnt den Begriff auf bemitleidenswerte Milliardäre wie Andrew Mellon und Samual Insull aus, ihrer Meinung nach die wahren Opfer der Dreißigerjahre.

In Shlaes’ Buch Der vergessene Mann (Weinheim, Wiley-VCH 2011) geht es vor allem darum, das Credo der Konservativen zu verbreiten, Roosevelts New Deal habe das Land keineswegs aus der Weltwirtschaftskrise herausgeführt. Dafür zieht die Autorin zwei Messgrößen der Volkswirtschaft heran, den Dow-Jones-Index und die Arbeitslosenquote. Der Dow-Jones-Index hatte wenig mit dem wirtschaftlichen Alltag des

Durchschnittsbürgers zu tun; die Arbeitslosenquote wird zuungunsten von Roosevelt verzerrt wiedergegeben – Shlaes zählt die in Arbeitsbeschaffungsprogrammen untergekommenen Personen zu den Arbeitslosen. Verwunderlich nur, warum Millionen Menschen, für die eine von der Works Progress Administration vermittelte Stelle oft die letzte Rettung darstellte, Roosevelt so begeistert zujubelten. Und die wichtigste Kenngröße für den Zustand einer Volkswirtschaft, das Bruttoinlandsprodukt, erwähnt Shlaes überhaupt nicht.

Falls sich jemand für die tatsächliche Lage der Dinge in den Dreißigerjahren interessiert, hier einige Zahlen. Von 1929 bis 1933 sank das Bruttoinlandsprodukt dramatisch; dieser Trend kehrte sich jedoch im Jahr nach Roosevelts Amtsantritt um. »Das reale Bruttoinlandsprodukt stieg 1934 um 11%, 1935 um 9% und 1936 um 13%«, schreibt die Wirtschaftswissenschaftlerin Christina Romer – diese Prozentzahlen stellen, nebenbei bemerkt, zufälligerweise alle Wachstumsraten der Achtziger-, Neunziger- und Nullerjahre in den Schatten. Tatsächlich, so Romer weiter, war »das Wachstum von 1933 bis 1937 das stärkste, das außerhalb von Kriegszeiten je verzeichnet wurde«. (Romer, »Lessons from the Great Depression for Economic Recovery in 2009«, Vortrag, gehalten am 9. März 2009 vor der Brookings Institution. Romer leitete damals Obamas Wirtschaftsberater-Team.) Siehe auch die Kritik des Buchs durch den Historiker Erick Rauchway in Slate, 5. Juli 2007.

2 Zitate aus dem Zauberer von Oz tauchen in Becks Œuvre auffällig häufig auf. Neben ihrem Einsatz zu politischen Zwecken, die ich hier schildere (siehe beispielsweise Becks Beitrag unter dem Titel »Welcome« in der Zeitschrift Fusion, April 2010), schrieb er ein Buch über das Erweckungserlebnis eines Jugendlichen, in dem er die wohlbekannte Filmhandlung ausschlachtet. So läuft der Junge bei seiner Heimkehr mitten in einen Wirbelsturm hinein, wobei er ein eintönig monochromes Maisfeld hinter sich lässt, um in eine wunderschöne Technicolor-Landschaft einzutauchen. Am Ende wacht er auf und stellt fest, dass alles nur ein Traum war. Glenn Beck, Der Weihnachtspullover (Hamburg: Hoffmann und Campe, 2009).

3 Einführung zum Glenn Beck Special: You Are Not Alone, 13. März. 2009. In dieser Folge stellte Beck sein 9/12 Project vor, benannt nach dem Tag, an dem das Land seiner Meinung nach zusammenstand, geeint durch den Krieg gegen den Terrorismus. Auch Franklin D. Roosevelts Rede über den »Forgotten Man« blickte zurück auf eine verlorene Einigkeit, die Tage von 1917, als sich Amerika auf den Ersten Weltkrieg vorbereitete.

4 Laut Alexander Zaitchik, Common Nonsense: Glenn Beck and The Triumph of Ignorance (Hoboken: Wiley, 2010), S. 88.

5 In Becks Sendungen vom 17. November 2009 und 30. November 2010.

6 Zitate aus der Einführung und Becks Eröffnungs-Monolog der Sondersendung »Your Are Not Alone«, die das 9/12 Project vorstellte.

7 Zitate von der 9/12-Seite auf Becks website, http://www.glennbeck.com/content/articles/article/198/21018/.

8 Der zweite merkwürdige Zufall: Zwei Jahre bevor Beck sein 9/12 Project startete, verkündete die rechtsgerichtete Bloggerin Michelle Malkin ihre eigene »John-Doe-Bewegung«. Die Idee war, dass jedermann verdächtige Personen melden sollte, die Terroristen sein könnten – solche wachsamen Bürger bezeichnete Malkin als »9/12-Leute«. Diese John-Doe-Bewegung verlief bald im Sande, aber solange sie existierte, wollte sie augenscheinlich Durchschnittsamerikaner aus allen Schichten zur Verfolgung eines gemeinsamen Ziels einen, und ähnlich wie bei Becks 9/12 Project gab es dazu eine Collage aus Dutzenden Schnappschüssen. Siehe Malkins Aufsatz aus dem Jahr 2007 »John Doe in Post-9/11 America« und ihr »John Doe Manifesto«.

9 The Overton Window, S. 62. Einer der Protagonisten des Buchs wendet sich mit diesen Worten an eine Protestversammlung, die an eine Tea-Party-Veranstaltung erinnert. Tea-Party- Anhänger aus Saint Louis: Siehe »Who Has the Fear«, Posting vom 22. September 2010 auf dem Blog von Bill Hennessy, http://hennessysview.com/2010/09/22/who-has-the-fear/?utm_source=feedburner&utm_medium=feed&utm_campaign=Feed%3A+hennessysview%2FXahR+%28Hennessy%27s+View%29.

10 Richard Vigueries Newsletter, »News From the Front«, später unter dem Titel »ConservativeHQ«, ist eine Art Presseschau für konservative Aktivisten. Manchmal kommt der Ausdruck »herrschende Klasse« in dem Artikel vor, auf den sich der Newsletter bezieht, manchmal taucht er nur in Vigueries Zusammenfassung auf. Im Januar 2011 hatte »Out with the Ruling Class« eine eigene Website: http://www.outwiththerulingclass.com/, das »konservative Hauptquartier für den Wahlsieg 2010«.

11 Ich zitiere aus der Buchversion des Essays. Angelo Codevilla, The Ruling Class: How They Corrupted America and What We Can Do About It (New York: Beaufort Books, 2010), S. 63, 69, 87.

12 A.a.O., S. 31.

13 A.a.O., S. 54, 66.

14 Auf Senator Ron Johnsons Affinität zu Rand wies George Will in seiner Kolumne vom 27. Mai 2010 hin. Paul Ryan erläuterte seine Gedanken über die Hellsichtigkeit des Romans in einem Video, das er 2009 auf seinem Facebook-Account veröffentlichte.

15 David Schweikert: Siehe Interview in der Arizona Republic vom 28. September 2008. Richard Crawford: Siehe sein Posting vom 5. Februar 2010 auf http://twitter.com/#%21/rickcrawfisch/status/8709825148. Rand Paul: Siehe sein Buch The Tea Party Goes to Washington (Nashville: Center Street 2010), S. 251.

16 Kendra Marr, »Ayn Rand Goes Mainstream«, Politico, 12. November 2009.

17 Laut der Einleitung von Leonard Peikoff zur englischen Ausgabe des Buchs von Ayn Rand, Atlas Shrugged (New York: Signet, 1996), S. 6.

18 Der Stahlproduzent ist Hank Rearden, der ein superstarkes, ultraleichtes Metall entwickelt hat. In Atlas wirft die Welt ab wird ausführlich erzählt, was Rearden vom Staat zu erleiden hat, der sein Patent zuerst kaufen will, es ihm dann aber einfach stiehlt und anderen erlaubt, sein Metall herzustellen. Obwohl er von seinen Arbeitern geliebt wird, fällt seine Fabrik letztendlich dem Mob zum Opfer.

Die betreffende Episode von Little Orphan Annie von 1935 handelt vom Chemiker Eli Eon, Erfinder des unzerstörbaren Materials Eonite, das er mithilfe des genialen Geschäftsmanns Daddy Warbucks produziert. Warbucks ist ebenfalls beliebt bei seinen Arbeitern. Eon und Warbucks lehnen Angebote zum Kauf ihres Patents ab, woraufhin ihnen eine Bande aus Konkurrenten, Arbeiterführern und einem Demagogen à la Huey Long zusetzt, die alle einen Teil vom Eonite-Kuchen abhaben wollen.

Als Warbucks sich schließlich mit eigener Propaganda zur Wehr setzen muss, gibt er folgendes Statement ab, das von Rand stammen könnte: »Ich bin ein Arbeiter – ein Produzent – ein Geschäftsmann – ich bin kein billiger Politiker – was hat ein Politiker jemals produziert?« Schließlich stacheln Warbucks’ Feinde den Pöbel an, der die Eonite-Fabrik zerstört und Eli Eon tötet. Warbucks wollte der Welt mit Eonite zu »Wohlstand und Glück« verhelfen, aber der falsche Altruismus der Linken macht diesen Traum zunichte.

Das entspricht ziemlich genau dem, was uns Atlas wirft die Welt ab vermitteln möchte. Little Orphan Annie erschien zuerst auf den Unterhaltungsseiten der Zeitungen. Siehe Harold Gray, Arf! The Life and Hard Times of Little Orphan Annie, 1935–1945 (New Rochelle, NY: Arlington House, 1970). Die Zitate von Warbucks entstammen der Folge vom 8. August 1935.

19 »Atlas wirft die Welt ab war ein Abklatsch des sozialistischen Realismus«, schreibt die Rand-Biografin Jennifer Burns, »mit holzschnittartigen Charakteren, die im Dienst einer allumfassenden Ideologie stehen«. (Burns, Goddess of the Market [New York: Oxford University Press, 2009], S. 179.)

Der proletarische Stil des Romans ist kein Zufall. Als Studentin wurde Rand mit kommunistischer Pädagogik indoktriniert, und nachdem sie nach Amerika geflohen war und sich dem Kampf gegen den Kommunismus verschrieben hatte, wiederholte sie praktisch, was sie an den Taten und Worten der Roten hasste. »Ich verabscheue eure Ideale«, sagt Rands Alter Ego in ihrem 1936 erschienenen Roman We the Living zu einem sowjetischen Kommissar. »Ich bewundere eure Methoden.« (Siehe Burns, a.a.O., S. 16, und Anne Heller, Ayn Rand and the World She Made [New York: Anchor, 2010], S. 87.)

Später schrieb Rand ein »Manifesto of Individualism«, das als Antwort auf das Kommunistische Manifest gedacht war und ihren Wunsch verdeutlicht, Romane zu schreiben, die als Propaganda funktionieren. Laut ihrer Biografin Burns war ihr Ziel, »ein rechtes Pendant zu John Steinbeck zu werden«, dem Autor des 1939 erschienenen Klassikers Früchte des Zorns über die Wanderarbeiter. In den Vierzigerjahren schrieb Rand an einen Freund: »Wir sollten endlich erkennen – wie die Roten –, dass die Verbreitung unserer Ideen in Romanen eine mächtige Waffe ist.« In der Spätphase herrschte Rand mit einer politischen und ästhetischen Orthodoxie über ihre Anhängerschar, wie man sie aus der Blütezeit der Kommunistischen Partei der USA kennt. Es gab »Schauprozesse« gegen mutmaßliche Abweichler, und wer keine angemessene Reue zeigte, wurde ausgeschlossen. (Burns, a.a.O., S. 61, 92, 95 und 182).

20 Zum Beispiel: Hank Rearden, Ragnar Danneskjöld, Francisco d’Anconia, Dagny Taggart, Richter Narragansett, Dr. Hendricks.

21 Diese Zitate finden sich auf den Seiten 653, 835, 1144 und 1159 der 1989 erschienenen deutschen Ausgabe im Münchner Blanvalet Verlag, übersetzt von Hansjürgen Wille und Barbara Klau.

22 A.a.O., S. 835.

23 A.a.O., S. 650, 841.

24 Aus einem Brief vom 23. Januar 1958, abgedruckt im Journal of Libertarian Studies, Winter 2007, S. 11.

25 Sämtliche Zitate von http://www.ishrugged.org/, 31. Mai 2011.

26 Rand benutzt das schwere Zugunglück offenbar als Metapher für das Scheitern des Sozialismus. Auch das ist eine Umkehrung klassischer liberaler Themen, da Zugunglücke im 19. Jahrhundert Gegenstand zahlloser Prozesse, Regulierungen und Untersuchungen waren und sich an ihnen viel unternehmensfeindliche Rhetorik entzündete. Das Zugunglück, das in Atlas wirft die Welt ab geschildert wird, ist frei nach einem Unfall erzählt, der sich 1919 auf der Great Northern Railway nahe dem Cascade Tunnel im Bundesstaat Washington ereignete. In Rands Schilderung hat eines der Opfer die Schuld an dem Unglück.

Die Great Northern Railway war für Rand bekanntlich ein Vorbild für das transkontinentale Eisenbahnimperium ihrer Romanfigur Dagny Taggart. Die Autorin hegte große Bewunderung für James J. Hill, den Gründer der Great Northern. Der Cascade-Tunnel, der im Jahr 1929 auf verlängerter Strecke neu eröffnet wurde, ist heute an die 12 Kilometer lang, genau wie der Taggart-Tunnel in Atlas wirft die Welt ab. Im Roman wird auch beschrieben, dass die Züge wie beim Cascade-Tunnel für die Durchfahrt die kohlebetriebene Dampflok gegen eine Elektrolokomotive austauschen mussten, weil der Rauch, der aus dem Tunnel nicht hätte abziehen können, die Passagiere erstickt hätte.

Mehr zu dem Unglück, das Ayn Rand als Vorbild für ihren Roman diente, siehe Ruby El Hult, Northwest Disaster: Avalanche and Fire (Portland, Oregon: Binfords and Mort, 1960) und Gary Krist, The White Cascade: The Great Northern Railway Disaster and America’s Deadliest Avalanche (New York: Henry Holt, 2007).

Kapitel 9: Der Traum vom reinen Kapitalismus

1 Der zitierte Banker ist Sir John Gieve, »›Capitalism Is Still the Only Game in Town‹: Bankers and Regulators See Little Sign of Change«, Guardian Weekly, 13. August 2010, S. 1.

2 Das klassische Beispiel hierzu ist der am 19. März 2003 in der National Review erschienene Essay von David Frum, in dem er den Konservativen vorwarf, sich nicht für den Irakkrieg zu begeistern. Zu ihren Sünden zählte: »die Websites der Konservativen, die gegen diesen Krieg sind, zu zitieren oder zu verlinken und damit Zustimmung zu den Publikationen von John Pilger, Robert Fisk, Noam Chomsky, Ted Rall, Gore Vidal, Alexander Cockburn und anderen Anti-Amerikanern der extremen Linken zu signalisieren«. Das ist umso bemerkenswerter, als Frum selbst schließlich aufgrund seiner eigenständigen konservativen Ansichten mehr oder weniger aus der Bewegung ausgeschlossen wurde.

Anzumerken ist, dass dieses Phänomen auch einigen Konservativen wie dem Blogger Julian Sanchez nicht verborgen blieb und sie es als eine Art von »epistemischer Beschränkung« beklagten. Siehe dazu Patricia Cohen, »›Epistemic Closure‹? Those are Fighting Words«, New York Times, 27. April 2010.

3 Jill LePore, Whites of Their Eyes: The Tea Party’s Revolution and the Battle over American History (Princeton, NJ: Princeton University Press, 2010), S. 38.

4 Kempton, Part of Our Time, S. 155.

5 A.a.O., S. 159.

6 Harvey Swados, The American Writer and the Great Depression (Indianapolis: Bobbs-Merrill, 1966), S. xviii.

7 Malcolm Cowley, New York Times Book Review, 13. Dezember 1964, S. 5.

8 Kempton, Part of Our Time, S. 11.

9 Jerome Tuccille, It Usually Begins With Ayn Rand: Revised and Updated (Kindle edition, 2010), ohne Seitenangabe.

10 Nach dem Crash stellten mehrere Blogger Listen von Ökonomen und Regierungsvertretern auf, die die Existenz einer Immobilienblase geleugnet oder sie gar verlacht hatten. Zwei dieser Listen finden sich unter http://economicsofcontempt.blogspot.com/2008/07/official-list-of-punditsexperts-who.html und http://bubblemeter.blogspot.com/search/label/Flashback.

Siehe auch die Bemerkungen des Ökonomen Dean Baker vom November 2011, einem der wenigen, die den Kern der Sache erfassten:

Wir haben es hier mit Leuten zu tun, die im wahrsten Sinn des Wortes in allen Wirtschaftsfragen der letzten fünf Jahre falsch lagen. Sie übersahen die auf acht Billionen Dollar angeschwollene Immobilienblase, die größte der Weltgeschichte. Sie erhoben 2006 und 2007 ein Geschrei über das Defizit im Staatshaushalt, während die platzende Immobilienblase bereits die Wirtschaft aus der Bahn warf.

Als Nächstes unterschätzten sie die Talfahrt, in der sich die Wirtschaft befand, und beruhigten uns, es werde sich bald alles wieder richten. Und dann irrten sie sich auch noch in der Zinsfrage. Sie sagten uns, das große Defizit, das der Wirtschafts-abschwung verursache, würde die Zinsen in die Höhe schießen lassen. Das Gegenteil war der Fall, sie fielen ins Bodenlose.

Wem hört man nun also zu in der öffentlichen Debatte, jenen, die in allen wichtigen Punkten stets recht gehabt haben, oder jenen, die so falsch lagen, wie es nur möglich war?

Der Beitrag in Gänze unter http://www.nakedcapitalism.com/2011/11/the-end-of-loser-liberalism-an-interview-with-dean-baker-part-ii.html.

11 Siehe Frank Easterbrook und Daniel Fischel, The Economic Structure of Corporate Law (Cambridge: Harvard University Press, 1996), S. 283. Der bekannteste Verfechter der Selbstregulierung des Marktes ist wohl Alan Greenspan. 1996 äußerte er gegenüber Brooksley Born von der Commodity Futures Trading Commission, es bestehe keine Notwendigkeit für Gesetze gegen Betrug, wie sie sie vorgeschlagen habe. (Siehe das von Rick Schmitt verfasste Profil von Born in der März/April-Ausgabe des Stanford Magazine, »Prophet and Loss«, http://www.stanfordalumni.org/news/magazine/2009/marapr/features/born.html.) Der Financial Crisis Inquiry Report dokumentiert ausführlich die Folgen dieses Glaubens, siehe dazu insbesondere Kapitel 4.

12 Jim DeMint, Saving Freedom: We Can Stop America’s Slide into Socialism (Nashville: Fidelis, 2009), S. 29. »The Siren Song of Socialism« ist das Kapitel überschrieben, in dem diese traurige Geschichte erzählt wird.

13 A.a.O., S. 29.

14 Ein schönes Beispiel für eine Reduktion hin zur Schlichtheit – und ein gutes Beispiel dafür, wie Schlichtheit uns helfen kann, etwas zu verstehen – findet sich in Charles Fergusons Inside Job, einem Dokumentarfilm über die Finanzkrise aus dem Jahre 2010, wenn der Erzähler referiert: »Nach der Großen Depression genossen die Vereinigten Staaten vierzig Jahre Wirtschaftswachstum ohne eine einzige Finanzkrise. Die Finanzbranche war streng reguliert.« Die Regulierungen wurden aufgehoben, und was war die Folge? Eine Krise.

15 Gilbert Seldes, Mainland (New York: Scribner’s, 1936), S. 394.

16 A.a.O., S. 394f.

Kapitel 10: Das Schweigen der Technokraten

1 In einem anderen Zusammenhang sagte Christina Romer später: »Politik würde davon profitieren, wenn wir auf die Experten hören würden.« Es ist aber nicht meine Absicht, hier speziell Romer zu kritisieren. Es ist typisch für Wirtschaftswissenschaftler, dass sie nur die ökonomischen Aspekte eines politischen Problems im Blick haben. Romers Rede aus dem Jahr 2009: http://www.brookings.edu/~/media/events/2009-3/09%20lessons/0309_lessons_romer.pdf. Die Bemerkung über Experten fiel gegenüber dem TV-Moderator Bill Maher im August 2011, siehe http://www.realclearpolitics.com/video/2011/08/06/christina_romer_on_credit_ downgrade_were_darned_fked.html.

2 Der Psychologieprofessor Drew Westen schrieb 2011 über die anhaltenden Probleme des Präsidenten, seinen Standpunkt zu vermitteln: »Die Amerikaner wollen von ihrem Präsidenten eine Geschichte hören, die ihnen erklärt, was sie gerade durchgemacht haben, weshalb es geschah und wie es endet.« Eine solche Geschichte zu erzählen, betonte Westen, ist nicht etwa eine Nebensächlichkeit, sondern ein ganz zentraler Bestandteil der Arbeit des Präsidenten. Drew Westen, »What Happened to Obama’s Passion«, New York Times, 7. August 2011.

3 Siehe James Stuart Olson, Herbert Hoover and the Reconstruction Finance Corporation, 1931–1933 (Ames: Iowa State University Press, 1977), S. 51–60.

4 Zitiert a.a.O., S. 53.

5 James Stuart Olson, Saving Capitalism: The Reconstruction Finance Corporation and the New Deal, 1933–1940 (Princeton, NJ: Princeton University Press, 1988), S. 42, 44, 47. Jesse Jones und Edward Angly, Fifty Billion Dollars (New York: Macmillan, 1951), S. 49, 70, 107, 110, 144.

6 Olson, S. 60.

7 Barack Obama: Hoffnung wagen (München: Riemann, 2007), S. 152f.

8 A.a.O., S. 153f.

9 Ein Aspekt, in dem sich die beiden Parteien heutzutage unterscheiden, ist laut Gallup-Institut ihre Einstellung zu »Kompromissen«. In einer Ende 2010 durchgeführten Umfrage waren Wähler der Republikaner mehrheitlich der Auffassung, dass »es wichtig ist, wenn politische Führer ihren Überzeugungen treu bleiben – auch wenn weniger dabei herauskommt«. Wähler der Demokraten hingegen fanden es »wichtiger, dass politische Führer Kompromisse eingehen, damit die Dinge vorankommen«. Nachzulesen unter: http://www.gallup.com/poll/144359/Democrats-Republicans-Differ-Views-Compromise.aspx.

Schluss: Nieder mit den Schwachen

1 Karl Polanyi, The Great Transformation. Politische und ökonomische Ursprünge von Gesellschaften und Wirtschaftssystemen (Frankfurt a.M., Suhrkamp 2001), S. 19, 108.

2 »Trample the weak, hurdle the dead« (»Nieder mit den Schwachen, hinweg über die Toten«) fasst Rockstar Ted Nugent, ein gern gesehener Gast auf Tea-Party-Veranstaltungen, seine politische Weltsicht zusammen. (Auch seine Tour 2010 stand unter diesem Motto.) Siehe seinen Beitrag unter dieser Überschrift in der Washington Times vom 24. Juni 2010.
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